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Nachfolgende Tagesordnungspunkte werden behandelt: 

1. Bekanntgaben 

2. Bebauungsplan "Poche" mit Erlass örtlicher Bauvorschriften 

• Beratung und Beschlussfassung über die eingegangenen 
Stellungnahmen 

• Satzungsbeschluss 

3. Beschaffung Waldarbeitercombi; hier: Vergabe 

4. Vergabe Sanierung Obertalstraße – Bauabschnitt 1 

5. Digitalisierung der Grundschule (DigitalPakt Schule), hier: Vergabe 

für die Beschaffung von digitalen Schultafeln 

6. Nachtragshaushaltssatzung 2024 

7. Informationen zur Grundsteuerreform und Hebesatz zum 

01.01.2025 

8. Verschiedenes 

9. Frageviertelstunde 

 

Vor dem Einstieg in die Tagesordnung gibt Bürgermeister Klaus Vosberg 
bekannt, dass der Gemeinderat zur Sitzung ordnungsgemäß eingeladen 
wurde und stellt fest, dass das Gremium beschlussfähig ist. 
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TOP 1 Bekanntgaben 
 
 
Nahwärmnetz im Bereich Kernort 
 
Bürgermeister Klaus Vosberg informiert, dass nach Pfingsten eine 
Infoveranstaltung für die vom Nahwärmenetz betroffenen Anlieger im Bereich des 
Kernortes stattfinden soll. Er erinnert daran, dass nur im Bereich des Kernortes 
ein Nahwärmenetz wirtschaftlich sinnvoll ist. Bei der Infoveranstaltung soll die 
weitere Vorgehensweise abgestimmt werden. 
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TOP 2 Bebauungsplan "Poche" mit Erlass örtlicher Bauvorschriften 

• Beratung und Beschlussfassung über die 
eingegangenen Stellungnahmen 

• Satzungsbeschluss 

 

Sachverhalt: 

Bürgermeister Vosberg begrüßt zunächst Herrn Hans Welsner vom Büro 
fsp.stadtplanung am Ratstisch. Anhand einer Präsentation trägt Herr Welsner den 
Sachverhalt vor:  

Planungsinhalt 

Das Flurstück Nr. 31/8 in der Silbergerbstraße 28 im Ortsteil Hofsgrund ist 
bereits mit einem Wohngebäude bebaut. Der Eigentümer beabsichtigt, das 
bestehende Wohnhaus durch einen Anbau zu erweitern, um zusätzlichen 
familiengerechten Wohnraum zu schaffen. Die vorgelegte Entwurfsplanung 
(Holzbau Bruno Kaiser GmbH) sieht eine Erweiterung des Hauptgebäudes in 
südwestliche Richtung vor. Der Anbau soll mit Satteldach errichtet werden, im 
Dachgeschoss sind zwei Erker geplant, um möglichst viel nutzbare Wohnfläche zu 
schaffen. 

Das Grundstück liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplans „Poche“ vom 
19.05.2003 (Inkrafttreten). Mit den bestehenden Festsetzungen des 
Bebauungsplans ist die geplante bauliche Erweiterung nicht zu verwirklichen. 
Aufgrund der Vielzahl der erforderlichen Befreiungen, wird eine Baugenehmigung 
nur auf der Grundlage von Befreiungen nicht in Aussicht gestellt. Deshalb sollte 
für den betroffenen Bereich der rechtswirksame Bebauungsplan im Zuge einer 
1. Änderung angepasst werden. Die Planung verfolgt im Wesentlichen folgende 
Ziele: 

 Sicherstellung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung 
 maßvolle Nachverdichtung bestehender Wohnlagen 
 kostensparende Ausnutzung vorhandener Erschließungsanlagen 
 Berücksichtigung umwelt- und artenschutzrechtlicher Belange 

Verfahren 

Die Aufstellung der Bebauungsplanänderung mit örtlichen Bauvorschriften 
erfolgte im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB. Auf das frühzeitige 
Beteiligungsverfahren wurde verzichtet und den betroffenen Bürgern und Trägern 
öffentlicher Belange im Rahmen der Offenlage gemäß § 3 (2) und § 4 (2) BauGB 
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Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Die Offenlage fand vom 18.03.2024 bis 
zum 22.04.2024 statt. 

Im vereinfachten Verfahren nach § 13a BauGB wurde zudem auf die 
Umweltprüfung, den Umweltbericht, auf die Angaben, welche Arten 
umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie auf die 
zusammenfassende Erklärung verzichtet. Dennoch wurden alle Umweltbelange 
erhoben, in einem Umweltbeitrag dokumentiert und in die Abwägung eingestellt. 
Des Weiteren erfolgte eine artenschutzrechtliche Einschätzung. Der wirksame 
Flächennutzungsplan stellt für den Geltungsbereich Wohnbauflächen dar, sodass 
eine Änderung des Flächennutzungsplans nicht erforderlich ist. 

Nach Inkrafttreten der Bebauungsplanänderung wird ein Deckblatt auf den 
Bebauungsplan aufgebracht und damit die zeichnerischen Festsetzungen des 
ursprünglichen Bebauungsplans im Deckblattbereich überlagert. Die bestehenden 
planungsrechtlichen textlichen Festsetzungen sowie die Hinweise werden für 
diesen Bereich angepasst und ergänzt. Zudem werden für den Deckblattbereich 
örtliche Bauvorschriften erlassen. Für den übrigen Geltungsbereich des 
Bebauungsplans „Poche“ werden die Festsetzungen nicht berührt und behalten 
daher weiter Gültigkeit. 

 

Darstellung des räumlichen Geltungsbereichs der Änderung 

Eingegangene Stellungnahmen 

Die in der Offenlage eingegangenen Stellungnahmen sowie die dazugehörigen 
Beschlussvorschläge wurden tabellarisch aufgearbeitet und sind als Anlage 
beigefügt. Durch die vorgetragenen Anregungen haben sich gegenüber dem 
Entwurf zur Offenlage lediglich geringfügige Änderungen an den 
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planungsrechtlichen Festsetzungen (z. B. Höhe baulicher Anlagen) und an den 
bestehenden Hinweisen (z. B. Geotechnik, Bodenschutz) ergeben. Es gingen 
keine Stellungnahmen von Privaten ein. Vor diesem Hintergrund soll nun der 
Satzungsbeschluss getroffen und das Bebauungsplanverfahren abgeschlossen 
werden. 

 

Finanzielle Auswirkungen 

Die Kosten des Verfahrens trägt der Eigentümer des betroffenen Grundstücks. 

 

In der folgenden Beratung werden vor der Beschlussfassung noch einige 
Verständnisfragen aus der Mitte des Gemeinderats beantwortet. 

 

Beschluss (einstimmig): 

1. Der Gemeinderat der Gemeinde Oberried wägt die öffentlichen und privaten 
Belange untereinander und gegeneinander ab und beschließt über die 
vorgebrachten Stellungnahmen entsprechend der Beschlussvorschläge.  
 

2. Der Gemeinderat der Gemeinde Oberried beschließt die 1. Änderung des 
Bebauungsplans „Poche“ und die zusammen mit ihr erlassenen örtlichen 
Bauvorschriften gemäß § 10 (1) BauGB jeweils als Satzung. 

 

Anlagen 

 Cover  
 Satzungen 
 Planzeichnung (Deckblatt) M 1:500  
 Bebauungsvorschriften 
 Begründung 
 Umweltbeitrag - Umweltbelange - mit artenschutzrechtlicher Einschätzung 

(Büro galaplan decker) 
 Stellungnahmen aus der Offenlage (Abwägungstabelle) 
 



Gemeinde 

 Oberried 

  

1. Änderung des Bebauungsplans  

„Poche“ 

 

 

 

Satzungen 

Planzeichnung (Deckblatt) 

Bebauungsvorschriften 

Begründung 

Umweltbeitrag  

mit artenschutzrechtlicher Einschätzung 

 

 

Stand: 13.05.2024 

 Fassung: Satzung 

gem. § 10 (1) BauGB  

 

 

 



Gemeinde Oberried 
Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald 
 

 

SATZUNGEN DER GEMEINDE OBERRIED 

über  

 

die 1. Änderung des Bebauungsplans „Poche“ 

 

im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB  
 

Der Gemeinderat der Gemeinde Oberried hat am __.__.____ die 1. Änderung des Bebauungs-
plans „Poche“ unter Zugrundelegung der nachstehenden Rechtsvorschriften als Satzung be-
schlossen: 

 
▪ Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), 

zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) 
▪ Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 

3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) 
▪ Planzeichenverordnung (PlanZV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt geändert durch 

Artikel 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802) 
▪ Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, 358, ber. 

S. 416), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20.11.2023 (GBl. S. 422) 
▪ Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000 (GBI. 

S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27.06.2023 (GBl. S. 
229, 231) 

 

 

 

 

§ 1 

Räumlicher Geltungsbereich 
Der räumliche Geltungsbereich für die 1. Änderung des Bebauungsplans „Poche“ ergibt sich aus 
dem zeichnerischen Teil der Bebauungsplanänderung (Deckblatt) vom __.__.____. 
 
 
 

§ 2 

Gegenstand 

Gegenstand der 1. Bebauungsplanänderung ist der Bebauungsplan „Poche“ der Gemeinde 
Oberried in der Fassung vom 19.05.2003 (Datum des Inkrafttretens). 
  



 

§ 3 

 Inhalte  

Durch die 1. Änderung des Bebauungsplans „Poche“  
▪ wird der zeichnerische Teil durch ein Deckblatt im Bereich des Grundstücks Flst. Nr. 31/8 

geändert. 
▪ werden die planungsrechtlichen Festsetzungen für den Deckblattbereich geändert. 
▪ werden die örtlichen Bauvorschriften für den Deckblattbereich neu erlassen. 
▪ werden die Hinweise für den Deckblattbereich neu gefasst. 
Durch die Änderung der planungsrechtlichen Festsetzungen findet die Ortsbausatzung für die 
Gemarkung Hofsgrund vom 23.06.1971 für den Deckblattbereich keine Anwendung mehr. Für 
die Bereiche des Bebauungsplans „Poche“ in der Fassung vom 19.05.2003 (Datum des Inkraft-
tretens), die außerhalb des Deckblattbereichs liegen, gelten die planungsrechtlichen und bau-
ordnungsrechtlichen Festsetzungen unverändert fort. 
 
 
 

§ 4 

Bestandteile 

Die Bebauungsplanänderung besteht aus:  
1. dem zeichnerischen Teil (Deckblatt), M 1:500 vom __.__.____ 
2. den planungsrechtlichen Festsetzungen und Hinweisen  vom __.__.____ 

für den Änderungsbereich 
 

Die örtlichen Bauvorschriften bestehen aus:  
1. dem gemeinsamen zeichnerischen Teil (Deckblatt), M 1:500 vom __.__.____ 
2. den örtlichen Bauvorschriften für den Änderungsbereich  vom __.__.____ 

 
Beigefügt sind: 

1. die gemeinsame Begründung vom __.__.____ 
2. der Umweltbeitrag mit artenschutzrechtlicher Einschätzung  vom __.__.____ 

 (Büro galaplan decker, Todtnauberg)  
 
 
 

§ 5 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne von § 75 (3) Nr. 2 LBO handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig den 
Regelungen zu Dächern, Gestaltung unbebauter Flächen, Einfriedungen, Außenantennen und 
Anlagen zum Sammeln oder Versickern von Niederschlagswasser in den örtlichen Bauvorschrif-
ten zuwiderhandelt. Ordnungswidrigkeiten können nach § 75 (4) LBO mit einer Geldbuße geahn-
det werden.  
 
 

§ 6 

Inkrafttreten 
Die 1. Änderung des Bebauungsplans „Poche“ im Bereich des Flst. Nr. 31/8 tritt mit ihrer Be-
kanntmachung nach § 10 (3) BauGB in Kraft. 
 
 



 

 
 
Oberried, den ________________ 
 
 
 
Klaus Vosberg 
Bürgermeister 
 
 
Ausfertigungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Inhalt des Planes so-
wie der zugehörigen planungsrechtlichen Fest-
setzungen mit den hierzu ergangenen Beschlüs-
sen des Gemeinderates der Gemeinde Oberried 
übereinstimmen. 
 
 
 
Oberried, den  
 
 
 
Klaus Vosberg 
Bürgermeister 

 Bekanntmachungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Satzungsbeschluss 
gem. § 10 (3) BauGB öffentlich bekannt ge-
macht worden ist. Tag der Bekanntmachung 
und somit Tag des Inkrafttretens ist der 
__________. 
 
 
 
Oberried, den  
 
 
 
Klaus Vosberg 
Bürgermeister 
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Die folgenden Änderungen bzw. Ergänzungen der planungsrechtlichen Festsetzungen 
sowie die neu erlassenen örtlichen Bauvorschriften beziehen sich ausschließlich auf den 
Deckblattbereich der 1. Änderung des Bebauungsplans „Poche“. Für die Bereiche des 
Bebauungsplans „Poche“, die außerhalb des Deckblattbereichs liegen, gelten die pla-
nungsrechtlichen und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen unverändert fort.  

Innerhalb des Deckblattbereichs sind die nicht von der 1. Änderung betroffenen pla-
nungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplans „Poche“ weiterhin gültig.  

Ergänzend zum zeichnerischen Teil (Deckblatt) werden für den Deckblattbereich fol-
gende planungsrechtliche Festsetzungen geändert bzw. neu erlassen: 

 

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

Rechtsgrundlagen 

▪ Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zu-
letzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) 

▪ Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 
3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 
176) 

▪ Planzeichenverordnung (PlanZV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802) 

▪ Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, 358, ber. 
S. 416), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20.11.2023 (GBl. S. 422) 

▪ Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000 (GBI. 
S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27.06.2023 (GBl. S. 
229, 231) 

 
 
 
Ziffer 8 (Gebäudehöhen) wird für den Deckblattbereich wie folgt ergänzt: 

8.3 Die zulässige Traufhöhe darf durch Dachaufbauten (Gaupen), Widerkehren, 
Zwerchgiebel und Erker um bis zu 2,0 m überschritten werden. 

 
Ziffer 8.2 entfällt für den Deckblattbereich vollständig. 

Ziffer 9 (Gestaltungsregelungen) entfällt für den Deckblattbereich vollständig. 

Ziffer 10 (Geländeveränderungen) entfällt für den Deckblattbereich vollständig. 

 

Die bisherigen textlichen Festsetzungen werden für den Deckblattbereich um die 
nachfolgenden grünordnerischen Festsetzungen ergänzt:  

11. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

11.1 Oberirdische Stellplätze und deren Zufahrten sowie private Erschließungswege sind 
in wasserdurchlässiger Ausführung (Mittlerer Abflussbeiwert ≤ 0,5) herzustellen, z.B. 
Pflaster mit offenen Fugen, Rasengitter oder Schotterrasen. 
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11.2 Flachdächer und flachgeneigte Dächer von Garagen und Nebengebäuden mit einer 
Dachneigung bis zu 10° sind zu einem Anteil von mindestens 80% extensiv zu be-
grünen. Die Substratschicht beträgt mindestens 5 cm. 

11.3 Kupfer-, zink- oder bleigedeckte Dächer sind im Bebauungsplangebiet nur zulässig, 
wenn sie beschichtet oder in ähnlicher Weise behandelt sind. 

11.4 Für die öffentliche und private Außenbeleuchtung sind insektenfreundliche und 
energieeffiziente Ausführungen zu wählen. Die Leuchten sind staubdicht und so 
auszubilden, dass eine Lichteinwirkung nur auf die zu beleuchtende Fläche erfolgt 
und nicht in Richtung des Himmelskörpers.  

 
12. Anpflanzungen und Erhalt von Bäumen (§ 9 (1) Nr. 25 BauGB) 
12.1 Die im zeichnerischen Teil zur Erhaltung festgesetzten Bäume sind zu pflegen, zu 

schützen und dauerhaft zu erhalten. Die Bäume sind gegenüber Verletzungen oder 
Verdichtungen des Wurzelraums zu schützen. Abgängige Bäume sind gemäß der 
Pflanzliste im Anhang zu ersetzen (Pflanzqualität Hochstamm mit Ballen, 3 x ver-
pflanzt, Stammumfang mind.18 cm). 

12.2 Bei Baugrundstücken ab einer Größe von 500 m² sind insgesamt 2 Bäume gemäß 
der Pflanzliste im Anhang neu zu pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. 
Die Bäume sind gegenüber Verletzungen oder Verdichtungen des Wurzelraums zu 
schützen. Abgängige Bäume sind zu ersetzen (Pflanzqualität Hochstamm mit Bal-
len, 3 x verpflanzt, Stammumfang mind. 18 cm). 
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Anhang - Pflanzliste 
 
 
Zulässig sind:  
 
1) standortgerechte, landschaftstypische und in der Gemeinde Oberried heimische Laub- 
    baumarten mit einem Stammumfang von mind.18 cm aus dem Herkunftsgebiet 7 
    (Quelle: Gebietsheimische Gehölze in Baden-Württemberg, LfU 2002):  

Acer platanoides   Spitz-Ahorn  
Acer pseudoplatanus  Berg-Ahorn  
Betula pendula   Hänge-Birke  
Carpinus betulus   Hainbuche  
Fagus sylvatica   Rotbuche  
Prunus avium    Vogelkirsche   
Quercus robur   Stiel-Eiche  
Sorbus aria    Echte Mehlbeere   
Sorbus aucuparia   Vogelbeere  
Tilia platyphyllos   Sommer-Linde  
Ulmus glabra    Berg-Ulme  
 
 
2.) hochstämmige, heimische Obstbaumarten mit einem Stammumfang von mind. 18 cm  
     zum Pflanzzeitpunkt, wie zum Beispiel: 

Äpfel  Blauacher, Kaiser Wilhelm, Oldenburg, Jakob Fischer, Brettacher, 
Boskoop, Gewürzluiken, Blenheim Goldrenette, Trierer Weinapfel, 
Ananasrenette, Gravensteiner, Danziger Kant, Goldparmäne,  
Berlepsch Goldrenette, Bohnapfel, Zuccalmaglio 

Birnen   Gute Luise, Sülibirne, Gelbmöstler, Conference, Gellerts Butter-
birne, Alexander Lucas, Schweizer Wasserbirne  

Kirschen    Burlat, Beutelsbacher, Büttners rote Knorpelkische  
Nussbäume    Walnuss  
Pflaumen / Zwetschgen Bühler Frühzwetschge, Ontariopflaume, The Czar, Hanita  
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Die folgenden örtlichen Bauvorschriften beziehen sich ausschließlich auf den Bereich 
der 1. Änderung des Bebauungsplans „Poche“. Ergänzend zum zeichnerischen Teil 
(Deckblatt) werden folgende örtliche Bauvorschriften neu erlassen: 

 

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

Rechtsgrundlagen 

▪ Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, 358, ber. 
S. 416), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20.11.2023 (GBl. S. 422) 

▪ Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000 (GBI. 
S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27.06.2023 (GBl. S. 
229, 231) 

 
 
 

1. Dächer (§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 
1.1 Als Dachformen sind für die Hauptgebäude Sattel-, Walm- und Krüppelwalmdächer 

mit Dachüberstand an Giebel- und Traufseiten festgesetzt. Der Mindestdachüber-
stand beträgt 0,30 m.  

1.2 Die zulässige Dachneigung beträgt zwischen 40° - 45°. Dachaufbauten (Gaupen), 
Widerkehren, Zwerchgiebel und Erker dürfen eine Dachneigung von 0° - 45° aufwei-
sen.  

1.3 Die Dachneigung direkt aneinander angrenzender Doppelhäuser muss einheitlich 
sein. Sollte keine Einigung erzielt werden, gilt 45° Dachneigung. Ein Versatz der 
Firstlinie ist zulässig. 

1.4 Garagen und Carports sind entweder in das Gebäude einzubeziehen oder mit ei-
nem der Dachneigung des Hauptgebäudes entsprechenden Dach zu versehen. Un-
abhängig von der Dachform des Hauptgebäudes sind flache und flachgeneigte Dä-
cher (0° - 15° Dachneigung) von Garagen und Carports in Verbindung mit einer ve-
getativen Dachbegrünung (Mindestsubstrathöhe 0,10 m, extensive Pflege) und als 
Terrassenflächen zulässig. 

1.5 Dachaufbauten sind in Form von Schlepp,- Giebel- oder Dreiecksgaupen bis jeweils 
maximal 5,00 m Breite zulässig. Der seitliche Abstand der Dachaufbauten und 
Dacheinschnitte zu den Ortgängen (seitliche Dachbegrenzungskante) sowie zuei-
nander muss mindestens 1,00 m betragen. 

1.6 Als Dacheindeckung sind für die Hauptgebäude ausschließlich rote, braune, graue 
bis schwarze Ziegel oder Dachsteine zulässig. Dachaufbauten (Gaupen), Widerkeh-
ren, Zwerchgiebel und Erker dürfen bei Dachneigungen unter 25° andere Materia-
lien aufweisen. Dachbegrünungen sind auf allen Dächern zulässig.  

1.7 Wellfaserzement, Dachpappe und glänzende oder reflektierende Materialien sind 
als Dacheindeckung im gesamten Gebiet nicht zulässig. Davon ausgenommen sind 
Anlagen, die der solaren Energiegewinnung dienen (z. B. Photovoltaikanlagen, Son-
nenkollektoren, etc.). 
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2.  Gestaltung unbebauter Flächen bebauter Grundstücke (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 
2.1 Die unbebauten Flächen bebauter Grundstücke sind gärtnerisch als Grünflächen zu 

gestalten, mit Gehölzen, Stauden oder Gräsern zu bepflanzen und dauerhaft zu un-
terhalten.  

2.2 Nebenflächen wie Mülltonnenplätze, Abfallplätze und Lagerplätze sind dauerhaft ge-
genüber dem Straßenraum und anderen öffentlichen Räumen abzuschirmen und 
gegen direkte Sonneneinstrahlung zu schützen. Die Anlagen zur Abschirmung sind - 
sofern es sich bei diesen nicht bereits um Gehölze (Hecken) handelt - zu begrünen 
(Kletterpflanzen oder Spalierbäume).  

 

3.  Einfriedungen (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 
3.1 Entlang der öffentlichen Verkehrsflächen sind Einfriedungen bis zu einer Höhe von 

maximal 1,20 m bezogen auf die öffentliche Verkehrsfläche zulässig.  
3.2 Maschendraht und Drahtzäune sind nur mit Heckenhinterpflanzung zulässig, der 

Abstand von Hecken und Hinterpflanzungen zur öffentlichen Verkehrsfläche beträgt 
mindestens 0,50 m. Die Verwendung von Stacheldraht ist unzulässig. 

3.3 Geschlossene Einfriedungen sind zulässig als Sockel oder Stützmauern und sind 
aus Naturstein oder begrünten Gabionen herzustellen.  

 
4.  Außenantennen (§ 74 (1) Nr. 4 LBO) 

Außenantennen und/oder Parabolanlagen sind an einem Standort am Wohnge-
bäude zu konzentrieren.  

 

5.  Anlagen zum Sammeln oder Versickern von Niederschlagswasser  
(§ 74 (3) Nr. 2 LBO) 

5.1 Im Plangebiet sind geeignete Maßnahmen zur Minderung des Abflusses von Nie-
derschlagswasser vorzusehen. Zu diesem Zweck ist das auf Dachflächen, Terras-
sen, Zufahrten, Wegen usw. anfallende Niederschlagswasser schadlos auf dem 
Grundstück mit Notüberlauf in die Regenwasserkanalisation zur Versickerung zu 
bringen. 

5.2 Kann nachgewiesen werden, dass eine Versickerung nicht möglich ist, kann das an-
fallende Regenwasser in einer Retentionszisterne gesammelt und gedrosselt mit ei-
nem Drosselabfluss von 0,3 l/s je 100 m² befestigte Fläche abgeleitet werden. Die 
Notüberläufe von Regenspeichern/Zisternen sind an die öffentliche Regenentwässe-
rung (Regenwasserkanal) anzuschließen) 
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Folgende Hinweise werden für den Bereich der 1. Änderung des Bebauungsplans „Po-
che“ ergänzt bzw. ersetzt: 
 

HINWEISE 

1.1 Artenschutz 

Vor Bauarbeiten am Bestandsgebäude muss sichergestellt sein, dass kein Vogel im 
Bereich der Bauarbeiten und angrenzend nistet. Die Bauarbeiten sollten daher au-
ßerhalb der Brutperiode der Avifauna (d.h. im Zeitraum von Anfang Oktober bis 
Ende Februar eines jeden Jahres) durchgeführt werden. Ist die Einhaltung des Zeit-
fensters z. B. aus baulogistischen Gründen nicht möglich, muss durch entspre-
chende Entwertungsmaßnahmen in den Wintermonaten sichergestellt werden, dass 
sich keine potenziellen Nistmöglichkeiten mehr für die Vogelfauna im Eingriffsbe-
reich befinden. Sind keine Nester vorzufinden, kann der Gebäudeabriss bzw. Bauar-
beiten am Gebäude durch eine Fachkraft freigegeben werden. Sollten Nester vorge-
funden werden, sind die Arbeiten entsprechend auf das Ende der Brutperiode zu 
verschieben. 
Die Bauarbeiten sind ausschließlich tagsüber auszuführen, da sich die Fledermäuse 
dann in der Ruhephase befinden und somit Flugkorridore während der Jagdphase 
nicht beeinträchtigt werden. Nächtliche Ausleuchtungen der Baustelle sind zu unter-
lassen.  
Dauerbeleuchtungen an den geplanten Gebäuden sind zu unterlassen, da so eine 
Störung der Fledermäuse während der Jagd bzw. während des Transferfluges in die 
Jagdgebiete vermieden werden kann. 
Weitere nächtliche Beleuchtungen sind zu vermeiden oder müssen fledermaus-
freundlich gestaltet werden (Anbringung der Beleuchtung nur dort, wo unbedingt 
notwendig; Verwendung von „Fledermausleuchten“ mit einem Lichtspektrum um 590 
nm, ohne UV-Anteil). Evtl. ist ein adaptives Beleuchtungskonzept mit Bewegungs-
meldern umsetzbar. Die Leuchtkörper sind ausschließlich im oberen Gebäudebe-
reich an der Außenfassade anzubringen, wobei der Lichtkegel nach unten zeigen 
muss. 
Verglaste Gebäudeansichten mit für Vögel gefährlichen Spiegelungs- und Transpa-
renzsituationen sind zu vermeiden oder mit entsprechenden Maßnahmen (z.B. gerif-
feltes und mattiertes Glas, Milchglas, Glasbausteine) zu minimieren. 

1.2 Beleuchtung 

Gemäß § 41a (1) des Gesetzes zum Schutz der Insektenvielfalt (Änderungsgesetz 
zum BNatSchG gültig ab dem 01.03.2022) sind neu zu errichtende Beleuchtungen 
technisch und konstruktiv so anzubringen, mit Leuchtmitteln zu versehen und so zu 
betreiben, dass Tiere und Pflanzen wild lebender Arten vor nachteiligen Auswirkun-
gen durch Lichtimmissionen geschützt sind. Die Leuchten sind staubdicht und so 
auszubilden, dass eine Lichtwirkung nur auf die zu beleuchtende Fläche erfolgt 
(streulichtarm). Durch örtliche und zeitliche Reduzierung der Beleuchtung sowie das 
Anbringen von Verdunklungsmöglichkeiten an Fenstern sollen Lichtabstrahlungen 
an oder aus Gebäuden in die freie Landschaft vermieden werden. 
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1.3 Steingärten 

Flächenabdeckungen mit Schotter / Kies zur Gestaltung der Gartenflächen (z.B. so-
genannte Schottergärten) sind gemäß § 21a S. 2 NatSchG nicht zulässig. 

1.4 Photovoltaikpflicht 

Auf die Pflicht zur Installation von Photovoltaikanlagen zur Stromerzeugung bei 
Neubauten oder grundlegender Dachsanierung gemäß § 23 Klimaschutz- und Kli-
mawandelanpassungsgesetz Baden-Württemberg (KlimaG BW) und auf die Rege-
lungen der Photovoltaik-Pflicht-Verordnung (PVPf-VO) wird hingewiesen.  

1.5 Denkmalschutz 

Sollten bei der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Befunde 
entdeckt werden, sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde um-
gehend zu benachrichtigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, 
Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, 
bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach 
der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutz-
behörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten gem. § 27 DSchG wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Do-
kumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im 
Bauablauf zu rechnen; ausführende Baufirmen sollten schriftlich in Kenntnis gesetzt 
werden. 

1.6 Geotechnik 

Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten 
im Verbreitungsbereich von Jüngeren Schwarzwald-Glazialsedimenten mit im Detail 
nicht bekannter Mächtigkeit. Diese überlagern vermutlich das im tieferen Untergrund 
anstehende Grundgebirge des Schwarzwaldes (Streifig-schlieriger Migmatit). Mit lo-
kalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung 
geeignet sind, ist zu rechnen. 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen (z. B. zum 
genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des 
Gründungshorizonts, zum Grundwasser etc.) werden objektbezogene Baugrundun-
tersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieur-
büro empfohlen. 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden Geolo-
gischen Kartenwerk, eine Übersicht über die am Landesamt für Geologie, Rohstoffe 
und Bergbau (LGRB) vorhandenen Bohrdaten der Homepage des LGRB 
(https://www.lgrb-bw.de) entnommen werden. 
Des Weiteren wird auf das Geotop-Kataster verwiesen, das unter der Adresse 
https://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Mapserver Geotop-Ka-
taster) abgerufen werden kann. 

1.7 Bodenschutz  

Allgemeine Bestimmungen 
▪ Bei Baumaßnahmen ist darauf zu achten, dass nur so viel Mutterboden 

https://www.lgrb-bw.de/
http://rb-bw.de/qeoto
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abgeschoben wird, wie für die Erschließung des Baufeldes unbedingt notwendig 
ist. Unnötiges Befahren oder Zerstören von Mutterboden auf verbleibenden Frei-
flächen ist nicht zulässig. 

▪ Bodenarbeiten sollten grundsätzlich nur bei schwach feuchtem Boden (dunkelt 
beim Befeuchten nach) und bei niederschlagsfreier Witterung erfolgen. 

▪ Ein erforderlicher Bodenabtrag ist schonend und unter sorgfältiger Trennung von 
Mutterboden und Unterboden durchzuführen. 

▪ Bei Geländeaufschüttungen innerhalb des Baugebiets, z.B. zum Zwecke des 
Massenausgleichs, der Geländemodellierung usw. darf der Mutterboden des Ur-
geländes nicht überschüttet werden, sondern ist zuvor abzuschieben. Für die 
Auffüllung ist ausschließlich Aushubmaterial (Unterboden) zu verwenden. 

▪ Die Bodenversiegelung durch Nebenanlagen ist auf das unabdingbare Maß zu 
beschränken, wo möglich, sind Oberflächenbefestigungen durchlässig zu gestal-
ten. 

▪ Anfallender Bauschutt ist ordnungsgemäß zu entsorgen; er darf nicht als An- 
bzw. Auffüllmaterial für Mulden, Baugruben, Arbeitsgraben usw. benutzt werden. 

▪ Bodenbelastungen, bei denen Gefahren für die Gesundheit von Menschen oder 
erhebliche Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes nicht ausgeschlossen wer-
den können, sind der Unteren Bodenschutzbehörde zu melden.  

Bestimmungen zur Verwendung und Behandlung von Mutterboden 
▪ Ein Überschuss an Mutterboden soll nicht zur Krumenerhöhung auf nicht in An-

spruch genommenen Flächen verwendet werden. Er ist anderweitig zu verwen-
den (Grünanlagen, Rekultivierung, Bodenverbesserungen) oder wiederverwert-
bar auf geeigneten (gemeindeeigenen) Flächen in Mieten zwischenzulagern. 

▪ Für die Lagerung bis zur Wiederverwertung ist der Mutterboden maximal 2 m 
hoch locker aufzuschütten, damit die erforderliche Durchlüftung gewährleistet 
ist. 

▪ Vor Wiederauftrag des Mutterbodens sind Unterbodenverdichtungen durch Auf-
lockerung bis an wasserdurchlässige Schichten zu beseitigen, damit ein ausrei-
chender Wurzelraum für die geplante Bepflanzung und eine flächige Versicke-
rung von Oberflächenwasser gewährleistet sind. 

▪ Die Auftragshöhe des verwendeten Mutterbodens soll 20 cm bei Grünanlagen 
und 30 cm bei Grabeland nicht überschreiten.  

 
Hinweise zu Verdachtsflächen auf schädliche Bodenveränderung: 
Die Planung befindet sich in einem durch historische Bergbautätigkeit beeinflussten 
Gebiet. Eine vom Landratsamt in Auftrag gegebene Detailuntersuchung (23.11.2016) 
zur bergbaubedingten Schwermetallbelastung der Böden im Landkreis BH, hat im 
Umfeld der Planung erhöhte Schwermetallgehalte im Boden vorgefunden. 
▪ Aufgrund der im Plangebiet vorgefundenen, geogen bedingten Schwermetallbe-

lastung ist eine Verwertung innerhalb des Bauvorhabens möglich. Die Belastun-
gen können aber beim Anfallen von Nicht-vor-Ort verwertungsfähigem Erdaus-
hub zu deutlich erhöhten Verwertungs- bzw. Entsorgungskosten andernorts füh-
ren. 

▪ Eine Umlagerung von Bodenmaterial innerhalb der abgegrenzten Geltungsberei-
che von Böden mit großflächig erhöhten Schwermetallgehalten ist möglich so-
fern: 

a) dies in Gebieten oder räumlich abgegrenzten Industriestandorten mit erhöhten 
Schadstoffgehalten (Überschreitung gemäß VSW, Anlage 1, Tabellen 1 und 2) 
oder mehr als 10% mineralischer Fremdbestandteile erfolgt UND 
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b) die in § 2 Abs. 2 Nr. 1 und 3 Buchstabe b und c des BBodSchG genannten Bo-
denfunktionen nicht zusätzlich beeinträchtigt werden UND 

c) am Ort des Auf-/Einbringens die stoffliche Situation nicht nachteilig verändert wird. 
▪ Aufgrund der Schwermetallbelastung besteht für die Nutzungskategorien „Kin-

derspielflächen/Haus- und Nutzgärten" und „Wohngebiete" gem. BBodSchV in-
nerhalb des Belastungsgebiets ein genereller Handlungsbedarf. Zur Sicherstel-
lung des gesunden Wohnens (vgl. § 1 (6) Nr.1 BauGB) sind Bodenuntersuchun-
gen zur Abklärung eines möglichen Gesundheitsrisikos erforderlich, sofern Kin-
derspielflächen oder Haus- und Nutzgärten von der Planung betroffen sind. Hier-
bei sind die in Frage kommenden Flächen auf Schwermetalle und Arsen gemäß 
Anlage 2, Tabelle 4 der BBodSchV (n. F.) untersuchen und bewerten zu lassen. 

1.8 Bergbau 

Das Plangebiet liegt innerhalb der Bergbauberechtigung "Schauinsland II", die zur 
Aufsuchung und Gewinnung von Blei, Zink und Silber berechtigt. Rechtsinhaber der 
Berechtigung ist die Stadt Freiburg, vertreten durch das Liegenschaftsamt. Nach 
den Unterlagen des LGRB fand eine Aufsuchung und Gewinnung von Metallerzen 
im Geltungsbereich des Bebauungsplanes bisher nicht statt. 

 
 
Oberried, den  
 
 
 
 
Klaus Vosberg     Planverfasser 
Bürgermeister 
 
 
Ausfertigungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Inhalt des Planes 
sowie der zugehörigen planungsrechtlichen 
Festsetzungen mit den hierzu ergangenen Be-
schlüssen des Gemeinderates der Gemeinde 
Oberried übereinstimmen. 
 
 
 
Oberried, den  
 
 
 
Klaus Vosberg 
Bürgermeister 

 Bekanntmachungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Satzungsbe-
schluss gem. § 10 (3) BauGB öffentlich be-
kannt gemacht worden ist. Tag der Bekannt-
machung und somit Tag des Inkrafttretens 
ist der _________.  
 
 
 
Oberried, den  
 
 
 
Klaus Vosberg 
Bürgermeister 
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1 ALLGEMEINES 

1.1 Anlass, Ziel und Zweck der Planung 

Das Flurstück Nr. 31/8 in der Silbergerbstraße 28 im Ortsteil Hofsgrund der Gemeinde 
Oberried ist bereits mit einem Wohngebäude bebaut. Der Eigentümer beabsichtigt, das 
bestehende Wohnhaus durch einen Anbau zu erweitern, um zusätzlichen familienge-
rechten Wohnraum zu schaffen. Die Gemeinde hat das Anliegen geprüft und steht dem 
Vorhaben wohlwollend gegenüber. Die vorgelegte Entwurfsplanung (Holzbau Bruno Kai-
ser GmbH) sieht eine Erweiterung des Hauptgebäudes in südwestliche Richtung vor. 
Der Anbau soll mit Satteldach errichtet werden, im Dachgeschoss sind zwei Erker ge-
plant, um möglichst viel nutzbare Wohnfläche zu schaffen. 
Das Grundstück liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplans „Poche“ aus dem Jahr 
2003. Mit den bestehenden Festsetzungen des Bebauungsplans ist die geplante bauli-
che Erweiterung nicht zu verwirklichen. Unter anderem überschreitet der Anbau das be-
stehende Baufenster sowie die zulässige Grundfläche und ragt in eine private Grünflä-
che hinein. Zudem wird durch die geplanten Erker die zulässige Traufhöhe überschritten. 
Aufgrund der Vielzahl der erforderlichen Befreiungen, wird eine Baugenehmigung nur 
auf der Grundlage von Befreiungen nicht in Aussicht gestellt. Deshalb soll für den be-
troffenen Bereich der rechtswirksame Bebauungsplan im Zuge einer 1. Änderung ange-
passt werden. Die Planung verfolgt im Wesentlichen folgende Ziele: 
▪ Sicherstellung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung 
▪ maßvolle Nachverdichtung bestehender Wohnlagen 
▪ kostensparende Ausnutzung vorhandener Erschließungsanlagen 
▪ Berücksichtigung umwelt- und artenschutzrechtlicher Belange 

Die Bebauungsplanaufstellung erfolgt ohne Umweltprüfung im einstufigen Verfahren 
nach § 13a BauGB. 

 
Ausschnitt aus dem Lageplan des Bauvorhabens, Anbau in Rot (genordet, ohne Maßstab, Quelle: Holzbau Bruno Kaiser 
GmbH, Stand: Oktober 2023) 
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1.2 Lage des Planungsgebiets  

Das Plangebiet befindet sich am südlichen Ortseingang des Ortsteils Hofsgrund und ist 
über die Silberbergstraße / Kreisstraße K 4996 erschlossen. Südlich und östlich des 
Plangebiets grenzt lockere Wohnbebauung an. Im Norden und Westen schließen land-
wirtschaftlich genutzte Flächen (Grünland) an. Der Änderungsbereich ist topografisch 
bewegt. Von der südwestlichen Grundstücksgrenze bis zur Silberbergstraße im Nordos-
ten ist ein Gefälle von ca. 5 m zu verzeichnen.  

 
Luftbild des Plangebiets (genordet, ohne Maßstab, Quelle: LUBW 2023) 

1.3 Flächennutzungsplan 

Der wirksame Flächennutzungsplan des Gemeindeverwaltungsverbands (GVV) Drei-
samtal aus dem Jahr 2012 stellt für den Bereich der Bebauungsplanänderung Wohn-
bauflächen dar. Durch die Bebauungsplanänderung wird die Art der baulichen Nutzung 
nicht verändert. Es ist weiterhin ein allgemeines Wohngebiet (WA) vorgesehen, womit 
den Darstellungen des Flächennutzungsplans entsprochen wird. Die vorliegende Ände-
rung des Bebauungsplans kann aus dem wirksamen Flächennutzungsplan entwickelt 
werden.  

 
Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan des GVV Dreisamtal von 2012 (ohne Maßstab) 
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1.4 Vorhandener Bebauungsplan / Bestehende Rechte 

Für den vorliegenden Änderungsbereich gilt bislang der Bebauungsplan „Poche“ in der 
Fassung vom 19.05.2003 (Inkrafttreten) in Verbindung mit der Ortsbausatzung für Hofs-
grund vom 12.07.1972 (Inkrafttreten).  
Der Bebauungsplan „Poche“ setzt im Änderungsbereich ein allgemeines Wohngebiet 
(WA) mit einem Baufenster fest. Zulässig sind Einzel- und Doppelhäuser mit einer 
Grundfläche (GR) von maximal 180 m². Die Firsthöhe wird auf 10 m über der Erdge-
schossfußbodenhöhe (EFH, bei Bestandsgebäuden) bzw. der Höhenbezugsebene 
(HBE) begrenzt. Die Höhenbezugsebene wird für das betroffene Baugrundstück auf 
1.056,50 m ü. NN festgesetzt. Die maximal zulässige Traufhöhe beträgt 4 m (talseitig) 
bzw. 4,8 m (bergseitig), gemessen von der EFH bzw. HBE bis zum Schnittpunkt der 
Außerwand mit der Dachhaut. Die maximale Anzahl der Wohneinheiten pro Gebäude 
wird auf drei Wohneinheiten beschränkt. Zulässig sind Walm- und Krüppelwalmdächer 
mit einer Neigung von 40° - 45°.  

 
Ausschnitt aus dem rechtswirksamen Bebauungsplan „Poche“ mit vergrößerter Nutzungsschablone (nicht genordet, ohne 
Maßstab), Änderungsbereich in Rot 
Der geplante Anbau überschreitet das bestehende Baufenster um ca. 5,5 m über eine 
Länge von ca. 10 m und ragt in eine private Grünfläche hinein. Zudem wird die zulässige 
Grundfläche, sowie durch die geplanten Erker die zulässige Traufhöhe überschritten. 
Neben der Vergrößerung des Baufensters im zeichnerischen Teil ist eine Anpassung der 
textlichen Festsetzungen erforderlich, um die Genehmigung des Bauvorhabens pla-
nungsrechtlich vorzubereiten.  
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Ausschnitt aus dem Lageplan des Bauvorhabens (genordet, ohne Maßstab, Quelle: Holzbau Bruno Kaiser GmbH, Stand: 
Oktober 2023) in Überlagerung mit dem rechtswirksamen Bebauungsplan „Poche“, Änderungsbereich in Rot  

1.5 Planungsverfahren  

Die 1. Änderung des Bebauungsplans erfolgt im beschleunigten Verfahren nach 
§ 13a BauGB. Die Anwendungsvoraussetzungen des Verfahrens nach § 13a BauGB 
liegen vor, weil mit der Bebauungsplanänderung eine Anpassung des Maßes der bauli-
chen Nutzung innerhalb eines bestehenden Bebauungsplans vorgenommen wird. 
Ein Bebauungsplan darf im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB nur dann auf-
gestellt werden, wenn in ihm eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 
BauNVO von weniger als 20.000 m² festgesetzt wird. Im vorliegenden Fall wird dieser 
Schwellenwert deutlich unterschritten.  
Es liegen ferner keine zusätzlichen Bebauungspläne oder Bebauungsplanänderungen 
in der weiteren Umgebung vor, die in einem engen sachlichen, räumlichen oder zeitli-
chen Zusammenhang mit dem vorliegenden Bebauungsplan stehen und deren zulässi-
gen Grundflächen bei der Ermittlung der zulässigen Grundfläche mitzurechnen wären 
(Kumulation).  
Da nur ein Anbau an ein bestehendes Wohngebäude geplant ist, werden durch den Be-
bauungsplan auch keine Vorhaben begründet, die der Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum UVPG oder nach Landesrecht unter-
liegen. Zudem gibt es keine Anhaltspunkte für Beeinträchtigungen von Gebieten von 
gemeinschaftlicher Bedeutung nach der FFH- und der Vogelschutzrichtlinie (Natura 
2000). Innerhalb des Planungsgebiets liegen keine Schutzgebiete vor, die nächsten 
Schutzgebiete sind mehrere Kilometer entfernt. Eine Beeinträchtigung dieser Schutzge-
biete ist durch die vorliegende Planung nicht zu erwarten. 
Ferner bestehen keine Anhaltspunkte, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung 
und Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 (1) BImSchG zu 
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beachten sind. Damit sind die Voraussetzungen zur Anwendung des beschleunigten 
Verfahrens nach § 13a BauGB vollumfänglich erfüllt. 
Im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB kann auf die frühzeitige Beteiligung 
verzichtet werden. Von dieser Möglichkeit wird durch Anwendung eines einstufigen Ver-
fahrens Gebrauch gemacht.  
Darüber hinaus kann auf die Umweltprüfung mit Umweltbericht sowie die Erstellung ei-
ner Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung verzichtet werden. Dennoch müssen die Be-
lange von Natur und Umwelt nach § 1 (6) Nr. 7 BauGB berücksichtigt werden. Diese 
wurden im Rahmen des Umweltbeitrags und der darin integrierten artenschutzrechtli-
chen Einschätzung des Büros galaplan decker aus Todtnauberg untersucht, dokumen-
tiert und zusammenfassend behandelt. 
 
Verfahrensablauf 

11.03.2024 
 

 Der Gemeinderat fasst den Aufstellungsbeschluss für die  
1. Änderung des Bebauungsplans „Poche“ und den Erlass  
örtlicher Bauvorschriften gem. § 2 (1) BauGB 
 

11.03.2024 
 

 Der Gemeinderat billigt den Entwurf der 1. Änderung des Be-
bauungsplans „Poche“ und der zugehörigen örtlichen Bauvor-
schriften und beschließt die Durchführung der Offenlage  
gem. § 3 (2) und § 4 (2) BauGB 
 

18.03.2024 
bis 22.04.2024 
 

 Durchführung der Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 (2) BauGB 
 

Anschreiben  
vom 14.03.2024 
mit Frist bis 
22.04.2024 
 

 Durchführung der Behördenbeteiligung gem. § 4 (2) BauGB 

__.__.____ 
 

 Der Gemeinderat behandelt die eingegangenen Stellungnah-
men und beschließt die 1. Änderung des Bebauungsplans  
„Poche“ und die zugehörigen örtlichen Bauvorschriften gem. 
§ 10 (1) BauGB jeweils als eigene Satzung. 

 
 

2 KONZEPTION DER PLANUNG 

2.1 Vorhaben 

Auf dem Grundstück Flst. Nr. 31/8 soll das Wohnhaus Silberbergstraße 28 durch einen 
Anbau in südwestliche Richtung erweitert werden. Der Anbau ist als zweigeschossige 
Erweiterung des Hauptgebäudes geplant (Erdgeschoss + Dachgeschoss). Eine Unter-
kellerung des Anbaus ist nicht vorgesehen.  
Dem Hauptgebäude entsprechend soll der Anbau mit einem Satteldach und allseitigen 
Dachüberständen errichtet werden. Traufseitig sind über eine Länge von jeweils ca. 4 m 
im Dachgeschoss zwei Erker vorgesehen, die sich mit Flachdach und Holzverkleidung 
bewusst vom übrigen Baukörper absetzen. 
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Ansicht Süd-Ost, Anbau in Rot umrandet (ohne Maßstab, Quelle: Holzbau Bruno Kaiser GmbH, Stand: Oktober 2023 

 

 
Ansicht Nord-West, Anbau in Rot umrandet (ohne Maßstab, Quelle: Holzbau Bruno Kaiser GmbH, Stand: Oktober 2023 

 
Ansicht Süd-West (ohne Maßstab, Quelle: Holzbau Bruno Kaiser GmbH, Stand: Oktober 2023 



Gemeinde Oberried – Gemarkung Hofsgrund Stand: 13.05.2024 
1. Änderung des Bebauungsplans „Poche“ Fassung: Satzung 
und Erlass örtlicher Bauvorschriften gem. § 10 (1) BauGB 
  

BEGRÜNDUNG Seite 8 von 11 
 

24-05-13 BPLÄ Begründung (24-05-02).docx 

2.2 Abstandsflächen 

Die erforderlichen Abstandsflächen des Anbaus können nicht vollständig innerhalb des 
Grundstücks Flst. Nr. 31/8 nachgewiesen werden. Das angrenzende Flst. Nr. 31 über-
nimmt daher für den Bereich südwestlich des geplanten Anbaus eine Baulast. 

2.3 Verkehrliche Erschließung 

Das betroffene Grundstück ist weiterhin über die Silberbergstraße verkehrlich erschlos-
sen. Die vorhandene Ein- und Ausfahrt auf das Grundstück bleibt bestehen.  

2.4 Ver- und Entsorgung 

Da es sich um ein bereits vollständig erschlossenes und aufgesiedeltes Grundstück han-
delt, ist die technische Ver- und Entsorgung (Schmutzwasser, Trink- und Löschwasser) 
gesichert. Diese kann weiterhin über den Anschluss an das bestehende Leitungs- und 
Kanalnetz der Gemeinde Oberried erfolgen.  
 

3 INHALTE DER BEBAUUNGSPLANÄNDERUNG 

Um das geplante Vorhaben planungsrechtlich vorzubereiten, betrifft die 1. Änderung des 
Bebauungsplans „Poche“ sowohl die textlichen als auch die zeichnerischen planungs-
rechtlichen Festsetzungen und den Erlass örtlicher Bauvorschriften. Zusätzlich werden 
die Hinweise im textlichen Teil neu gefasst und ergänzt. 

3.1 Änderung der Planzeichnung (Deckblatt) 

Um das geplante Bauvorhaben zu ermöglichen, werden im zeichnerischen Teil der Be-
bauungsplanänderung die Baugrenzen (Baufenster) angepasst und so erweitert, dass 
ein Anbau im rückwärtigen Bereich des Grundstücks zugelassen werden kann.  
Für die First- und Gebäuderichtung sind die Einträge im zeichnerischen Teil maßgebend. 
Für das angepasste Baufenster wird die zulässige Firstrichtung geändert und an das 
bestehende Wohnhaus sowie an den geplanten Anbau angepasst. 
Zugunsten der geplanten baulichen Erweiterung entfällt im zeichnerischen Teil die Grün-
fläche mit Anpflanzgebot im rückwärtigen Bereich des Grundstücks. Eine angemessene 
Begrünung des Grundstücks ist auf dem straßenseitigen Grundstücksteil bereits vorhan-
den, sodass von weiteren Anpflanzungen abgesehen werden kann.  
Im bestehenden Bebauungsplan ist im zeichnerischen Teil die Pflanzung eines Einzel-
baums festgesetzt. Seit Inkrafttreten des Bebauungsplans wurde am entsprechenden 
Standort zwei Bäume gepflanzt, sodass im Zuge der Deckblattänderung stattdessen der 
Erhalt dieser Bäume festgesetzt wird (siehe Kapitel 3.2).  
Seit Inkrafttreten des Bebauungsplans „Poche“ hat sich die Katastergrundlage geändert 
und das Flurstück Nr. 31/8 wurde zugunsten der Zufahrt in nördliche Richtung erweitert. 
In diesem Bereich war im zugrundeliegenden Bebauungsplan die Zufahrt für den nörd-
lich angrenzenden Bauplatz vorgesehen. Dieser wäre infolge der Deckblattüberlagerung 
ohne Einfahrtsbereich und damit verkehrlich nicht mehr erschlossen. Zusätzlich zu Flst. 
Nr. 31/8 wird daher ein kleiner Teilbereich des angrenzenden Flst. Nr. 31 mit in den 
Änderungsbereich aufgenommen und der Einfahrtsbereich nach Norden erweitert.  
Die übrigen bestehenden zeichnerischen Festsetzungen werden im Zuge der Deckblat-
tänderung übernommen und bleiben somit unverändert bestehen. Dies betrifft die Be-
grenzung oberirdischer Garagen- und Stellplatzflächen (Flächen für Nebenanlagen, 
Stellplätze und Garagen) sowie den Verkehrsschutzbereich (Flächen, die von der 
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Bebauung freizuhalten sind). Alle weiteren Kennzeichnungen und sonstigen Planzei-
chen werden zur besseren Lesbarkeit des Plans ebenfalls für den Deckblattbereich über-
nommen. 

3.2 Änderung der textlichen planungsrechtlichen Festsetzungen 

Ergänzung von textlichen planungsrechtlichen Festsetzungen 
Damit der geplante Anbau mitsamt den beiden Erkern realisiert werden kann, wird die 
bestehende Festsetzung zu Gebäudehöhen (Ziffer 8) dahingehend ergänzt, dass die 
zulässige Traufhöhen durch Dachaufbauten (Gaupen), Widerkehren, Zwerchgiebel und 
Erker um maximal 2,0 m überschritten werden darf.  

Entfall von textlichen planungsrechtlichen Festsetzungen 
Der bestehende Bebauungsplan enthält im textlichen Teil Festsetzungen, die auf Grund-
lage der aktuellen Fassung der Landesbauordnung nicht als planungsrechtliche Festset-
zungen, sondern als örtliche Bauvorschriften zu beurteilen sind. Betroffen sind Festset-
zungen des rechtswirksamen Bebauungsplans zur Bezugshöhe von Gebäudehöhen 
(Ziffer 8.2), zur Gestaltung der Bauten (Gestaltungsregelungen, Ziffer 9) sowie zu Ge-
ländeveränderungen (Ziffer 10). Im Rahmen der vorliegenden 1. Bebauungsplanände-
rung entfallen diese Festsetzungen daher für den Deckblattbereich und werden teilweise 
als örtliche Bauvorschriften neu gefasst (siehe Kapitel 3.3). Mit dem Entfall von Ziffer 9 
(Gestaltungsregelungen) im bestehenden Bebauungsplan wird u. a. der Verweis auf die 
Ortsbausatzung für Hofsgrund vom 12.07.1972 (Inkrafttreten) gestrichen, die weitere ge-
stalterische Bestimmungen enthält. 
Erlass von textlichen planungsrechtlichen Festsetzungen 
Um die Umweltbelange im Rahmen der vorliegenden 1. Bebauungsplanänderung zu be-
rücksichtigen, werden auf Grundlage des Umweltbeitrags für den Änderungsbereich 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft festgesetzt.  
Um den Versiegelungsgrad auf den Grundstücken möglichst gering zu halten, müssen 
Wege- und Stellplatzflächen sowie deren Zufahrten mit wasserdurchlässigem Belag aus-
geführt werden. Diese Festsetzung erhöht die Versickerungsmöglichkeit von Nieder-
schlagswasser auf den privaten Grundstücksflächen.  
Auch die für Garagen und Nebengebäude mit flachen oder flach geneigten Dächern fest-
gesetzte Dachbegrünung dient der Retention von Niederschlagswasser. Zudem redu-
ziert die extensive Begrünung die sommerliche Aufheizung der Gebäudeoberfläche und 
leistet einen Beitrag zur Verbesserung des Mikroklimas. 
Zum Schutz des Bodens und des Grundwassers vor Verschmutzung mit Kupfer-, Zink 
oder Bleiionen ist der Einsatz von ebendiesen Metallen im Dach- und Fassadenbereich 
nur dann zulässig, wenn sie beschichtet oder in ähnlicher Weise behandelt sind.  
Die öffentliche und private Außenbeleuchtung ist so zu gestalten, dass sie energiespa-
rend, streulichtarm und insekten- sowie fledermausverträglich ist. Hierfür werden im Be-
bauungsplan entsprechende Vorgaben gemacht. 
Zur Eingrünung des Plangebiets wird der Erhalt zweier hochstämmiger Einzelbäume 
festgesetzt (siehe Kapitel 3.1). Diese sind bei Abgang gemäß der Pflanzliste im Anhang 
der Bebauungsvorschriften zu ersetzen. Als Ausgleich für die entfallene private Grünflä-
che wird zudem ein Anpflanzgebot von insgesamt zwei Bäumen aufgenommen. Auf eine 
örtliche Festsetzung der Baumstandorte wurde verzichtet, um dem Bauherrn eine mög-
lichst flexible Anordnung auf dem Grundstück zu ermöglichen. 
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3.3 Erlass von örtlichen Bauvorschriften 

Im bestehenden Bebauungsplan „Poche“ sind in den textlichen Festsetzungen gestalte-
rische Regelungen enthalten, die auf Grundlage der aktuellen Fassung der Landesbau-
ordnung als örtliche Bauvorschriften zu beurteilen sind und daher im Zuge der Bebau-
ungsplanänderung als solche neu erlassen werden. 
Die örtlichen Bauvorschriften zu den zulässigen Dachformen zielen darauf ab, eine orts-
bildverträgliche Gestaltung der Dächer von Haupt- und Nebengebäuden sicherzustellen. 
Hierzu werden ortstypische Sattel-, Walm- und Krüppelwalmdächer mit Mindestdach-
überständen festgesetzt. Aus gleichem Grund werden Vorgaben zur Dachneigung, zu 
Dachaufbauten und zu Dacheindeckungen gemacht.  
Um eine ansprechende Gestaltung der unbebauten Grundstücksflächen und eine ange-
messene Ein- und Durchgrünung des Änderungsbereichs zu gewährleisten, sind unbe-
baute Flächen gärtnerisch zu gestalten und zu bepflanzen. Nebenflächen sind aus dem-
selben Grund gegenüber dem öffentlichen Straßenraum abzuschirmen und zu begrü-
nen. 
Zudem werden örtliche Bauvorschriften zu Einfriedungen erlassen. Um eine geschlos-
sene Wirkung zu vermeiden, sind Einfriedungen entlang der Silberbergstraße bis maxi-
mal 1,20 m Höhe zulässig. Aus gestalterischen Gründen und zur Eingrünung des Grund-
stücks sind Drahtzäune mit Hecken zu hinterpflanzen. Um Verletzungen vorzubeugen 
ist Stacheldraht für die Errichtung von Einfriedungen nicht zulässig. Zur Vermeidung ei-
ner wandartigen Wirkung sind geschlossene Einfriedungen unter Berücksichtigung der 
Topografie nur als Sockel oder Stützmauern zulässig und ortstypisch aus Naturstein 
oder als begrünte Gabionen herzustellen. 
Außenantennen und/oder Parabolanlagen sind an einem Standort am Gebäude zu kon-
zentrieren, um die ortstypische Dachlandschaft Hofgrunds gestalterisch nicht zu beein-
trächtigen. 
Im Sinne des Hochwasserschutzes ist vorgesehen, das unbelastete Niederschlagswas-
ser nach Möglichkeit mittels einer Retentionszisterne zurückzuhalten und/oder auf dem 
Grundstück zur Versickerung zu bringen. Bei einer Rückhaltung in einer Retentionszis-
terne soll die Ableitung in den Regenwasserkanal gedrosselt erfolgen, um die öffentliche 
Kanalisation zu entlasten. 

3.4 Ergänzung bzw. Ersatz von Hinweisen 

Im Rahmen der vorliegenden 1. Bebauungsplanänderung werden für den Deckblattbe-
reich die bestehenden nachrichtlichen Hinweise vollständig gestrichen und im Sinne ei-
ner Neufassung ersetzt (Bodenschutz) und um weitere Hinweise (u. a. Artenschutz, Be-
leuchtung, Steingärten, Photovoltaikpflicht, Denkmalschutz und Geotechnik) ergänzt.  
 

4 UMWELTBELANGE 

Gemäß § 13a BauGB wird die Bebauungsplanänderung ohne Durchführung einer Um-
weltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt. Dennoch werden alle Umweltbelange 
erhoben und in die Abwägung eingestellt.  
Durch das Landschaftsplanungsbüro galaplan decker aus Todtnauberg wird ein Umwelt-
beitrag erarbeitet, der eine Grundlage zur landschaftsplanerischen Beurteilung und Be-
wertung der zu erwartenden Eingriffe und damit wichtiges Abwägungsmaterial liefert. 
Zur Berücksichtigung der Belange des Artenschutzes wird der Umweltbeitrag durch eine 
artenschutzrechtliche Einschätzung ergänzt. 
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5 BODENORDNUNG  

Das Grundstück Flst. Nr. 31/8 befindet sich bereits im Eigentum des Bauherrn. Der Teil 
des nördlich angrenzenden Bauplatzes, der von der Bebauungsplanänderung betroffen 
ist, ist Teil des Flst. Nr. 31; eine Bebauung ist zum jetzigen Zeitpunkt nicht vorgesehen. 
Es sind daher keine bodenordnerischen Maßnahmen erforderlich.  

6 KOSTEN  

Die Planungskosten werden vom Planungsbegünstigten übernommen. Dies wird in ei-
nem Kostenübernahmevertrag geregelt.  

7 STÄDTEBAULICHE KENNZIFFERN 

Allgemeines Wohngebiet  ca. 989 m²  
Summe / Geltungsbereich  ca. 989 m² 

 
 
 

Oberried, den  
 
 
 
 
Bürgermeister Planverfasser 
Klaus Vosberg 
 
 
 
 
 
 
Ausfertigungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Inhalt des Planes 
sowie der zugehörigen planungsrechtlichen 
Festsetzungen und der örtlichen Bauvorschrif-
ten mit den hierzu ergangenen Beschlüssen 
des Gemeinderates der Gemeinde Oberried 
übereinstimmen. 
 
 
Oberried, den  
 
 
 
Bürgermeister 
Klaus Vosberg 
 

 Bekanntmachungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Satzungsbe-
schluss gem. § 10 (3) BauGB öffentlich be-
kannt gemacht worden ist. Tag der Bekannt-
machung und somit Tag des Inkrafttretens 
ist der _________.  
 
 
 
Oberried, den  
 
 
 
Bürgermeister 
Klaus Vosberg 
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1 Einleitung 

1.1 Anlass, Ziel und Zweck der Planung 

Anlass 

 

Der Anlass wird in der Begründung von fsp.stadtplanung wie folgt beschrieben: 

„Das Flurstück Nr. 31/8 in der Silbergerbstraße 28 im Ortsteil Hofsgrund der Gemeinde 
Oberried ist bereits mit einem Wohngebäude bebaut. Der Eigentümer beabsichtigt, das 
bestehende Wohnhaus durch einen Anbau in Richtung Nordwesten zu erweitern, um zu-
sätzlichen familiengerechten Wohnraum zu schaffen. Die Gemeinde hat das Anliegen ge-
prüft und steht dem Vorhaben wohlwollend gegenüber. Die vorgelegte Entwurfsplanung 
(Holzbau Bruno Kaiser GmbH) sieht eine Erweiterung des Hauptgebäudes in südwestliche 
Richtung vor. Der Anbau soll mit Satteldach errichtet werden, im Dachgeschoss sind zwei 
Erker geplant, um möglichst viel nutzbare Wohnfläche zu schaffen. 

Das Grundstück liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplans „Poche“ aus dem Jahr 
2003. Mit den bestehenden Festsetzungen des Bebauungsplans ist die geplante bauliche 
Erweiterung nicht zu verwirklichen. Unter anderem überschreitet der Anbau das beste-
hende Baufenster sowie die zulässige Grundfläche und ragt in eine private Grünfläche 
hinein. Zudem wird durch die geplanten Erker die zulässige Traufhöhe überschritten. 

Aufgrund der Vielzahl der erforderlichen Befreiungen, wird eine Baugenehmigung nur auf 
der Grundlage von Befreiungen nicht in Aussicht gestellt. Deshalb soll für den betroffenen 
Bereich der rechtswirksame Bebauungsplan im Zuge einer 1. Änderung angepasst wer-
den. Die Planung verfolgt im Wesentlichen folgende Ziele: 

▪ Sicherstellung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung 
▪ maßvolle Nachverdichtung bestehender Wohnlagen 
▪ kostensparende Ausnutzung vorhandener Erschließungsanlagen 
▪ Berücksichtigung umwelt- und artenschutzrechtlicher Belange 

Die Bebauungsplanaufstellung erfolgt ohne Umweltprüfung im einstufigen Verfahren nach 
§ 13a BauGB.“ 

 

Verortung des 
Plangebiets 

 

 Abbildung 1: Verortung des Plangebiets „Poche“ (rot) in Hofsgrund (Quelle Luftbild: LUBW 2024). 
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Abgrenzung 
des Geltungs-
bereichs 

 
Abbildung 2: Räumliche Abgrenzung des Geltungsbereichs der Änderung des Bebauungsplans „Poche“ 
(rot) (Quelle Luftbild: LUBW 2024).  

 

 

1.2 Ergebnis der Offenlage 

Ergebnis der                
Offenlage 

Folgende Anregungen der unterschiedlichen Träger öffentlicher Belange sind im Zuge der 
Offenlage eingegangen und werden in dieser Satzungsfassung der Umweltbelange berück-
sichtigt: 

LRA Breisgau-Hochschwarzwald (FB 410 Baurecht und Denkmalschutz) – Stellungnahme 
vom 16.04.2024 

Hinweis zum Entfall der festgesetzten privaten Grünfläche bzgl. erforderlichem Ausgleich 

→ Die Hinweise wurden beim Schutzgut „Tiere und Pflanzen“ aufgenommen und ein ent-
sprechender Ausgleich für den Entfall der privaten Grünfläche festgesetzt. 

 

LRA Breisgau-Hochschwarzwald (FB 420 Naturschutz) – Stellungnahme vom 16.04.2024 

Hinweis zum Entfall der festgesetzten privaten Grünfläche bzgl. Übergang in die freie Land-
schaft 

→ Der Hinweis wurde beim Schutzgut „Tiere und Pflanzen“ aufgenommen und ein entspre-
chender Ausgleich festgesetzt.  

 

Die weiteren betreffen die Umweltbelange nicht und werden von den sonstigen Fachbüros 
bearbeitet. 

 

2 Übergeordnete Fachplanungen 

Regionalplan Das Plangebiet liegt innerhalb des bestehenden Wohngebiets („Siedlungsfläche Bestand 
– Wohn- und Mischgebiet“ (N)) im Ortsteil Hofsgrund der Gemeinde Oberried. Rings um 
den besiedelten Bereich des Ortsteils Hofsgrund liegt das Naturschutzgebiet Schauins-
land. Das Naturschutzgebiet sowie das Vorranggebiet für Naturschutz und Landschafts-
pflege (PS 3.2) im Osten von Hofsgrund werden vom Vorhaben in keiner Weise beein-
trächtigt. Die Änderung des Bebauungsplans entspricht damit den Grundsätzen und Zielen 
der Raumordnung.  
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Abbildung 3: Auszug aus dem Regionalplan mit Lage des Plangebiets „Poche“ (roter Kreis); (Quelle: 
Regionalplan Südlicher Oberrhein; Raumnutzungskarte – Blatt Süd; Stand Juni 2019).  

 

 

Flächennut-
zungsplan  

Der Begründung von fsp.stadtplanung ist dazu folgendes zu entnehmen: „Der wirksame 
Flächennutzungsplan des Gemeindeverwaltungsverbands (GVV) Dreisamtal aus dem 
Jahr 2012 stellt für den Bereich der Bebauungsplanänderung Wohnbauflächen dar. Durch 
die Bebauungsplanänderung wird die Art der baulichen Nutzung nicht verändert. Es ist 
weiterhin ein allgemeines Wohngebiet (WA) vorgesehen, womit den Darstellungen des 
Flächennutzungsplans entsprochen wird. Die vorliegende Änderung des Bebauungsplans 
kann aus dem wirksamen Flächennutzungsplan entwickelt werden.“ 

 

 

 
Abbildung 4: Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan des GVV Dreisamtal von 2012; Plangebiet (roter 
Kreis) (Quelle: fsp.stadtplanung)  
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3 Rechtskräftiger Bebauungsplan 

Rechtskräftige 
Bebauungs-
pläne 

In der Begründung von fsp.stadtplanung wird der rechtskräftige Bebauungsplan wie folgt 
beschrieben: 

„Für den vorliegenden Änderungsbereich gilt bislang der Bebauungsplan „Poche“ in der 
Fassung vom 19.05.2003 (Inkrafttreten) in Kombination mit der Ortsbausatzung für Hofs-
grund vom 12.07.1972 (Inkrafttreten).  

Der Bebauungsplan „Poche“ setzt im Änderungsbereich ein allgemeines Wohngebiet (WA) 
mit einem Baufenster fest. Zulässig sind Einzel- und Doppelhäuser mit einer Grundfläche 
(GR) von maximal 180 m². Die Firsthöhe wird auf 10 m über der Erdgeschossfußboden-
höhe (EFH, bei Bestandsgebäuden) bzw. der Höhenbezugsebene (HBE) begrenzt. Die 
Höhenbezugsebene wird für das betroffene Baugrundstück auf 1.056,50 m ü. NN festge-
setzt. Die maximal zulässige Traufhöhe beträgt 4 m (talseitig) bzw. 4,8 m (bergseitig), ge-
messen von der EFH bzw. HBE bis zum Schnittpunkt der Außerwand mit der Dachhaut. 
Die maximale Anzahl der Wohneinheiten pro Gebäude wird auf drei Wohneinheiten be-
schränkt. Zulässig sind Walm- und Krüppelwalmdächer mit einer Neigung von 40° - 45°.“ 

 

 

 
Abbildung 5: Ausschnitt aus dem rechtswirksamen Bebauungsplan „Poche“ mit vergrößerter Nutzungs-
schablone (nicht genordet, ohne Maßstab), Änderungsbereich in Rot. (Quelle: fsp.stadtplanung). 

 

 Der geplante Anbau überschreitet das bestehende Baufenster um ca. 5,5 m über eine 
Länge von ca. 10 m und ragt in eine private Grünfläche hinein. Zudem wird die zulässige 
Grundfläche, sowie durch die geplanten Erker die zulässige Traufhöhe überschritten. 
Neben der Vergrößerung des Baufensters im zeichnerischen Teil ist eine Anpassung der 
textlichen Festsetzungen erforderlich, um die Genehmigung des Bauvorhabens 
planungsrechtlich vorzubereiten. 

 

 

4 Bebauungsplan „Poche“ 

Lage im Sied-
lungsraum 

Die Gemeinde Oberried liegt in der Region Hochschwarzwald im Landkreis Breisgau-
Hochschwarzwald. Der Ortsteil Hofsgrund liegt eingebettet in die nach Südosten abfallen-
den Hänge des Schauinslands und ist durch weitläufige Besiedelung von Schwarzwaldhö-
fen geprägt. 

 

Lage des Plan-
gebiets 

In der Begründung von fsp.stadtplanung wird die Lage wie folgt beschrieben: „Das Plan-
gebiet befindet sich am südlichen Ortseingang des Ortsteils Hofsgrund und ist über die 
Silberbergstraße / Kreisstraße K 4996 erschlossen. Südlich und östlich des Plangebiets 
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grenzt lockere Wohnbebauung an. Im Norden und Westen schließen landwirtschaftlich ge-
nutzte Flächen (Grünland) an. Der Änderungsbereich ist topografisch bewegt. Von der 
südwestlichen Grundstücksgrenze bis zur Silberbergstraße im Nordosten ist ein Gefälle 
von ca. 5 m zu verzeichnen. „ 

Das Plangebiet umfasst das Flurstück 31/8 sowie den nordwestlich angrenzenden Teil des 
Flurstückes 31. Es hat eine Größe von ca. 989 m². Maßgeblich für die Abgrenzung ist der 
zeichnerische Teil des Bebauungsplanes. 

 

 

 
Abbildung 6: Ausschnitt aus der 1.Änderung des Bebauungsplans „Poche“ (Quelle: fsp.stadtplanung). 

 

Planverfahren Das Planverfahren wird in der Begründung von fsp.stadtplanung wie folgt beschrieben: 

„Die 1. Änderung des Bebauungsplans erfolgt im beschleunigten Verfahren nach § 13a 
BauGB. Die Anwendungsvoraussetzungen des Verfahrens nach § 13a BauGB liegen vor, 
weil mit der Bebauungsplanänderung eine Anpassung des Maßes der baulichen Nutzung 
innerhalb eines bestehenden Bebauungsplans vorgenommen wird. 

Ein Bebauungsplan darf im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB nur dann 
aufgestellt werden, wenn in ihm eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 
BauNVO von weniger als 20.000 m² festgesetzt wird. Im vorliegenden Fall wird dieser 
Schwellenwert deutlich unterschritten.  

Es liegen ferner keine zusätzlichen Bebauungspläne oder Bebauungsplanänderungen in 
der weiteren Umgebung vor, die in einem engen sachlichen, räumlichen oder zeitlichen 
Zusammenhang mit dem vorliegenden Bebauungsplan stehen und deren zulässigen 
Grundflächen bei der Ermittlung der zulässigen Grundfläche mitzurechnen wären 
(Kumulation).  

Da nur ein Anbau an ein bestehendes Wohngebäude geplant ist, werden durch den 
Bebauungsplan auch keine Vorhaben begründet, die der Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum UVPG oder nach Landesrecht 
unterliegen. Zudem gibt es keine Anhaltspunkte für Beeinträchtigungen von Gebieten von 
gemeinschaftlicher Bedeutung nach der FFH- und der Vogelschutzrichtlinie (Natura 2000). 
Innerhalb des Planungsgebiets liegen keine Schutzgebiete vor, die nächsten 
Schutzgebiete sind mehrere Kilometer entfernt. Eine Beeinträchtigung dieser 
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Schutzgebiete ist durch die vorliegende Planung nicht zu erwarten. 

Ferner bestehen keine Anhaltspunkte, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung und 
Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 (1) BImSchG zu 
beachten sind. Damit sind die Voraussetzungen zur Anwendung des beschleunigten 
Verfahrens nach § 13a BauGB vollumfänglich erfüllt. 

Im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB kann auf die frühzeitige Beteiligung 
verzichtet werden. Von dieser Möglichkeit wird durch Anwendung eines einstufigen 
Verfahrens Gebrauch gemacht.  

Darüber hinaus kann auf die Umweltprüfung mit Umweltbericht sowie die Erstellung einer 
Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung verzichtet werden.“  

Die Belange von Natur und Umwelt nach § 1 (6) Nr. 7 BauGB werden in der hier 
vorliegendenen Abwägung der Umweltbelange sowie der integrierten 
artenschutzrechtlichen Einschätzung berücksichtigt. 

 

Abstandsflä-
chen 

Zu den Abstandflächen ist der Begründung von fsp.stadtplanung folgendes zu entnehmen: 
„Die erforderlichen Abstandsflächen des Anbaus können nicht vollständig innerhalb des 
Grundstücks Flst. Nr. 31/8 nachgewiesen werden. Das angrenzende Flst. Nr. 31 
übernimmt daher für den Bereich südwestlich des geplanten Anbaus eine Baulast. 

 

Verkehr  Das Wohngebäude ist über die Silberbergstraße erschlossen, die die Hauptstraße 
(K 4996) durch den Ortsteil Hofsgrund darstellt. Im weiteren Verlauf besteht Anschluss an 
die L 124 und die L 126.  

 

Sonstige Fach-
belange 

Forstwirtschaftliche Belange werden durch das Vorhaben nicht tangiert.  

Die angrenzende Fläche im Westen wird landwirtschaftlich genutzt. Das Wohngebäude 
und der Garten sind jedoch durch eine Stufe im Gelände von der landwirtschaftlich genutz-
ten Grünlandfläche räumlich abgegrenzt.  

 

 

5 Geplante Änderungen 

Flächen- 
versiegelung 

Veränderungen gegenüber dem rechtskräftigen Bebauungsplan:  

Im rechtskräftigen Bebauungsplan ist bisher ein Wohngebiet und pro Baugrundstück ein 
Baufenster mit einer überbaubaren Fläche von 180 m² ausgewiesen.  

Durch die 1.Änderung des Bebauungsplans wird die zulässige Überbauung um 60 m² auf 
240 m² auf dem hier relevanten Baugrundstück erhöht.  

Veränderungen gegenüber dem jetzigen Bestand im Gelände:  

Auf dem Baugrundstück befinden sich derzeit ein Wohngebäude sowie ein Gartenschup-
pen. Die bisher überbaute Fläche beläuft sich auf 180 m². Bei Ausnutzung der geplanten 
Grundflächenzahl von 240 m² erhöht sich die Überbauung um ca. 60 m². Durch das ge-
plante Bauvorhaben werden die bisherige Terrassenflächen sowie angrenzende Berei-
che mit Zierrasen überbaut.  

Die zusätzliche Überbauung gegenüber dem tatsächlichen Bestand im Gelände beläuft 
sich auf 60 m². 

 

Sonstige Fest-
setzungen  

Die bisher festgesetzte Grünfläche mit Anpflanzgebot entlang der Westgrenze wird nicht 
mehr planrechtlich festgesetzt. Die Gartenflächen bleiben jedoch zum Großteil erhalten.  

Zur Einbindung gegenüber der freien Landschaft erfolgt die Festsetzung von 2 Pflanzge-
boten und Pflanzbindungen für die vorhandenen Bäume.  
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6 Abwägung der Umweltbelange  

6.1 Lage im Raum und Schutzgebiete 

Lage im Raum 
und Beschrei-
bung Untersu-
chungsgebiet  

 

Das Plangebiet liegt am südwestlichen Rand des Ortszentrums von Hofsgrund in der 
Gemeinde Oberried. Im Plangebiet befindet sich bereits ein Wohngebäude sowie ein 
Gartenhäuschen. Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von ca. 989 m². Das Plange-
biet liegt in einem ländlich geprägten Bereich, die angrenzenden Grünflächen im Norden 
und Westen sind durch Beweidung und landwirtschaftliche Nutzung geprägt. Im Süden 
und Osten befinden sich weitere Wohnhäuser in unmittelbarer Nachbarschaft.  

Das Plangebiet liegt Naturraum „Hochschwarzwald“ (155) und der Großlandschaft 
„Schwarzwald“ (15). Es befindet sich auf einer Höhe von ca. 1.050 m ü. NHN. 

Der Geltungsbereich liegt innerhalb des Naturparks „Schwarzwald“ und der Entwick-
lungszone des Biosphärengebiets „Schwarzwald“. Ansonsten sind keine Schutzgebiete 
oder gesetzlich geschützten Biotope innerhalb des Plangebiets vorhanden. Jedoch liegt 
der Ortsteil inmitten von verschiedenen Schutzgebietskulissen, sodass eine gewisse In-
sellage entsteht, wie auf der nachfolgenden Abbildung verdeutlicht wird. Nähere Ausfüh-
rungen zu den Schutzgebieten finden sich in den nachfolgenden Textpassagen.  

 

 

Abbildung 7: Plangebiet (rot) mit Schutzgebietskulisse. Aus Übersichtlichkeitsgründen wird die Überlagerung mit dem Natur-
park und dem Biosphärengebiet nicht dargestellt (Quelle: LUBW 2024).  

 

Naturpark Das gesamte Plangebiet ist Teil des Naturparks „Südschwarzwald“. Die geplante Erwei-
terung des Wohnhauses stellt keine erhebliche Beeinträchtigung für den Schutzzweck 
des Naturparks dar. 

Auszug aus der Schutzgebietsverordnung:  
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➢ Zweck des Naturparks Südschwarzwald ist es, dieses Gebiet als vorbildliche Erho-
lungslandschaft zu entwickeln, zu pflegen und zu fördern insbesondere 1. die beson-
dere Eignung des Naturparkgebietes als naturnahen Erholungsraum und als bedeut-
same Landschaft für Tourismus einschließlich des Sports zu fördern, 2. die charak-
teristische Vielfalt, Eigenart und Schönheit der Landschaft einschließlich deren Of-
fenhaltung im Naturparkgebiet sowie die Ausstattung mit Lebensräumen für eine viel-
fältige, freilebende Tier- und Pflanzenwelt zu bewahren und zu entwickeln, 3. eine 
möglichst naturverträgliche Erholung für die Allgemeinheit zu gewährleisten, die Er-
richtung, Unterhaltung und Nutzung von umweltverträglichen Erholungseinrichtun-
gen zu fördern und dabei dem Prinzip der Konzentration von Sommer- und Winternut-
zung zielgerecht zu folgen, Überlastungen zu vermeiden, sowie bereits überlastete 
beziehungsweise gestörte Bereiche durch geeignete Maßnahmen zu entlasten, 4. 
auf der Basis der natürlichen, kulturellen und wirtschaftlichen Qualität des Gebietes 
durch Aktivierung der vorhandenen Potentiale und durch positives Zusammenwirken 
verschiedener Bereiche, einschließlich der gewerblichen Wirtschaft, die regionale 
Wertschöpfung zu erhöhen, 5. die bäuerliche Landwirtschaft und die Forstwirtschaft 
in ihrer Bedeutung für die Erhaltung und Pflege der Kultur- und Erholungslandschaft, 
auch mit ihrer landschaftsbezogenen, typischen Bauweise, und die biologische Viel-
falt im Naturparkgebiet zu erhalten, zu berücksichtigen und fortzuentwickeln. 

➢ Die Belange des Naturschutzes, des Tourismus, der Land- und Forstwirtschaft sowie 
der städtebaulichen Entwicklung sind untereinander abzustimmen.  

➢ Maßnahmen nach Absatz 1 werden innerhalb des Naturparks insbesondere auf der 
Grundlage eines Naturparkplans festgelegt sowie ideell und finanziell gefördert. Der 
Naturparkplan wird in Abstimmung mit den beteiligten Behörden vom Träger des Na-
turparks, dem Verein »Naturpark Südschwarzwald e.V., aufgestellt. 

Gemäß § 4 Abs. 2 der Naturparkverordnung vom 12.10.2014 des Reg. Präs. Freiburg 
bedarf die „Errichtung von baulichen Anlagen“ einer schriftlichen Erlaubnis der jeweils 
örtlichen Unteren Naturschutzbehörde. Einer gesonderten schriftlichen Erlaubnis bedarf 
das Bauvorhaben nach § 4 Abs. 4 nicht, sofern das Vorhaben nach anderen Vorschriften 
bereits eine Genehmigung der Unteren Naturschutzbehörde voraussetzt, die dann die 
schriftliche Erlaubnis nach § 4 Abs. 2 ersetzt. 

Die naturschutzrechtlich erforderlichen Genehmigungen sind im Rahmen des Bauantrags 
zu beantragen und werden entsprechend in die baurechtliche Genehmigung integriert. 

 

Biosphären- 
gebiet 

Das Plangebiet liegt innerhalb der Entwicklungszone des Biosphärengebiets „Schwarz-
wald“ (Nr.2).  

Der Begründung ist in Bezug auf die Entwicklungszonen folgendes zu entnehmen:  

„Die Entwicklungszonen sind die flächenmäßig größten (> 50 Prozent des Gesamtgebie-
tes), durchweg besiedelten Bereiche des Biosphärengebietes. Hier sollen vorrangig Mo-
dellprojekte für eine nachhaltige Bewirtschaftung von Ressourcen durchgeführt werden. 
Der Bereich der Entwicklungszonen stellt den Schwerpunkt des Lebens-, Wirtschafts- 
und Erholungsraums für die Bevölkerung im Biosphärengebiet dar. Grundlage für den 
Erfolg des Biosphärengebietes ist eine prosperierende wirtschaftliche Entwicklung. Daher 
sollen in den Entwicklungszonen insbesondere nachhaltige Wirtschaftsweisen, kulturelle 
und soziale Vorhaben sowie die nachhaltige Land- und Forstwirtschaft und der Tourismus 
gefördert und weiterentwickelt werden. Diese Ziele werden von der Bauleitplanung zur 
Entwicklung von Gewerbe-, Wohn-, Freizeit- und anderen Nutzungen aufgenommen. In 
Landesund Regionalplanungen festgelegte Nutzungen bleiben unberührt.“ 

Die Ziele des Biosphärengebiets werden durch die Änderung des Bebauungsplanes nicht 
beeinträchtigt.  

 

FFH-Gebiete Oberhalb von Hofsgrund beginnen in Richtung Schauinslandgipfel und südlich in Rich-
tung Haldenköpfle die Kulissen des FFH-Gebietes „Schauinsland“ (Schutzgebiets-Nr. 
8013341). Die kürzeste Distanz zum Schutzgebiet mit ca. 600 m besteht in Richtung Nor-
den.  

Im Datenauswertebogen werden folgende Arten aufgeführt: 
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• Rogers Goldhaarmoos 
• Luchs 
• Wimpernfledermaus 
• Großes Mausohr 
• Spanische Fahne 

Im MaP sind zudem folgende Arten (überwiegend Vogelarten) aufgeführt: 
• Groppe 
• Auerhuhn 
• Braunkehlchen 
• Grauspecht 
• Neuntöter 
• Ringdrossel 
• Rotmilan 
• Schwarzkehlchen 
• Schwarzspecht 
• Wachtel 
• Wanderfalke 
• Zitronenzeisig 

 

Die angrenzenden Grünflächen stellen keine Lebensraumtypen nach Anhang I der FFH-
Richtlinie dar, sodass Auswirkungen ausgeschlossen werden können. 

Auswirkungen auf die Einzelarten der FFH-Gebiete werden im folgenden Kapitel 6.2. Ar-
tenschutzrechtliche Einschätzung abgeprüft.  

 

Vogelschutz- 
gebiete (VSG) 

Das nächstgelegene Vogelschutzgebiet „Südschwarzwald“ (Schutzgebiets-Nr. 8114441) 
umrandet den Ortsteil Hofsgrund oberhalb des etwas dichter besiedelten Bereiches. Hier 
beträgt die nächste Distanz zum Plangebiet im Westen bzw. Südwesten etwa 210 m.  

Beeinträchtigungen können aufgrund der Nähe nicht von vornherein ausgeschlossen 
werden. Im Rahmen der artenschutzrechtlichen Einschätzung wird jedoch deutlich, dass 
keine erheblichen Beeinträchtigungen von Arten des VSG zu erwarten sind.  

Um jegliche Beeinträchtigungen der Artgruppe der Vögel ausschließen zu können, wer-
den in der artenschutzrechtlichen Einschätzung Vermeidungs- und Minimierungsmaß-
nahmen festgelegt. 

 

Naturschutz- 
gebiete (NSG)  

 

Die Grenzen des Naturschutzgebiets „Schauinsland“ (Schutzgebiets-Nr. 3.264) verlaufen 
in der räumlichen Distanz identisch zum VSG, sodass die kürzeste Distanz auch hier im 
Westen bzw. Südwesten bei ca. 210 m liegt. Beeinträchtigungen können aufgrund der 
Entfernung ausgeschlossen werden.  

 

Landschafts- 
schutzgebiete 
(LSG) 

 

Das nächstgelegene Landschaftsschutzgebiet „Schauinsland (Landkreis Breisgau-Hoch-
schwarzwald)“ (Schutzgebiets-Nr. 3.15.032) beginnt bereits in etwas mehr als 20 m Ent-
fernung hangaufwärts im Westen, wobei das LSG unmittelbar an das NSG anschließt 
und die Schutzgebietskulisse hauptsächlich südlich und östlich von Hofsgrund vervoll-
ständigt.  

Die Schutzgebietskulissen des LSG wurden im Rahmen der Aufstellung des Bebauungs-
plans „Poche“ im Jahr 1996 an die Bebauung angepasst, sodass die geplante Bebauung 

außerhalb des Landschaftsschutzgebiets liegt und keine Beeinträchtigung durch das ge-
plante Bauvorhaben entsteht. 
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Gesetzlich  
geschützte  
Biotope 

Das nächstgelegene Offenlandbiotop „Quelle und Bachläufe im Gewann Poche S Hofs-
grund“ (Biotop-Nr. 181133150202) befindet sich ca. 60 m südlich des Plangebiets. Be-
dingt durch die topographische Lage (parallel am Hang) und die räumliche Trennung 
durch zwei weitere Wohngebäude können Beeinträchtigungen ausgeschlossen werden. 

 

Waldschutz-    
gebiete 

Waldschutzgebiete liegen knapp 1 km entfernt im Nordwesten gegenüber der L 124, so-
dass keine Beeinträchtigungen zu erwarten sind und eine weitere Betrachtung entfällt. 

 

Wildtierkorridor 

 

Nördlich des Plangebiets verläuft der Wildtierkorridor  

➢ „Streitbannerkopf / Bollschweil (Hochschwarzwald) - Schweizerwald / Hinterzar-
ten (Hochschwarzwald)“  

in etwa 1,5 km Entfernung zum Plangebiet. Der Bereich liegt jedoch auf der nach Westen 
geneigten Seite des Schauinslands und wird von Waldflächen dominiert, sodass eine 
Beeinträchtigung ausgeschlossen werden kann.  

 

 
Abbildung 8: Plangebiet (rot) und Wildtierkorridor in der Umgebung (Quelle: LUBW 2024). 

 

FFH-Mähwiesen Die nächstgelegenen FFH-Mähwiesen liegen in ca. 200 m Entfernung hangaufwärts im 
Südosten. Aufgrund der Distanz kann eine Beeinträchtigung ausgeschlossen werden. 

 

Biotopverbund-
achsen 

Die nächstgelegene Biotopverbundfläche liegt ca. 60 m südlich des Untersuchungsge-
biets in Überlappung mit dem Offenlandbiotop „Quelle und Bachläufe im Gewann Poche 
S Hofsgrund“ (Biotop-Nr. 181133150202). Beeinträchtigungen können auf Grund der Ent-
fernung bzw. topographischen Lage ausgeschlossen werden. 

 

6.2 Artenschutzrechtliche Einschätzung 

Vorbemerkung Die artenschutzrechtliche Einschätzung dient dazu, Auswirkungen des geplanten Anbaus 
an das Wohngebäude auf planungsrelevante Tiergruppen im Hinblick auf die Verbotsbe-
stände des § 44 BNatSchG Abs. 1-3 abzuschätzen und zu beurteilen.  
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Dies bedeutet konkret: 

§ 44 (1) 1 (Tötungsverbot): „Es ist verboten, wild lebenden Tieren der besonders ge-
schützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Ent-
wicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören.“ 

 § 44 (1) 2 (Störungsverbot): „Es ist verboten, wild lebende Tiere der streng geschützten 
Arten und der europäischen Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-
, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung 
liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer 
Art verschlechtert.“ 

§ 44 (1) 3 (Schädigungsverbot): „Es ist verboten, Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der 
wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu 
beschädigen oder zu zerstören.“ 

In den Ausnahmebestimmungen gemäß § 44 Abs. 5 BNatSchG sind verschiedene Ein-
schränkungen enthalten. Danach gelten die artenschutzrechtlichen Bestimmungen des  
§ 44 Abs. 1 Nr. 1 (Tötungsverbot) nicht in Verbindung mit § 44 Abs. 1 Nr. 3 (Zerstörung 
von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten), wenn sie unvermeidbar sind und die ökologische 
Funktion im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. 

 Am 22.01.2024 fand eine Begehung des Eingriffsbereiches und der umliegenden Flächen 
statt. Dabei wurde die Fläche auf potenzielle Habitatstrukturen für planungsrelevante Ar-
ten(gruppen) untersucht. 

Die Ergebnisse werden nachfolgend dargestellt. 

 Grundlegend ist davon auszugehen, dass sich aufgrund der ausschließlich bauzeitlich 
befristeten und temporären Beeinträchtigungen und der kleinflächigen zusätzlichen Über-
bauung keine nachhaltigen oder populationsgefährdenden Schädigungen ergeben. 

 

Abprüfung der 
TK25-Quadran-
ten 

 

Da das Plangebiet auf der Grenze zwischen den TK25-Quadranten 8013 „Freiburg im 
Breisgau-Südost“ und 8113 „Todtnau“ liegt, wurden im Folgenden mögliche Vorkommen 
planungsrelevanter Arten in beiden Quadranten abgeprüft.  

Fledermäuse Im Plangebiet befinden sich keine Bäume in ausreichender Dimension, sodass eine Prü-
fung auf die Eignung als Zwischenquartier oder zur Überwinterung für Fledermäuse ent-
fällt. 

Am bestehenden Gebäude werden Eingriffe für den geplanten Anbau notwendig. Der 
vorhandene Dachboden ist jedoch bereits ausgebaut, sodass ein Vorkommen von Fle-
dermäusen innerhalb des Gebäudes sicher ausgeschlossen werden kann. 

Durch den Anbau an das bestehende Gebäude verändert sich eine mögliche Funktion 
als Orientierungselement möglicherweise geringfügig. Da jedoch keine nennenswerten 
Hindernisse geschaffen werden und alle weiteren Strukturelemente unverändert beste-
hen bleiben, sind keine Beeinträchtigungen zu erwarten. 

Da eine Nutzung der umgebenden Grünlandflächen als Jagdhabitat nicht völlig ausge-
schlossen werden kann, sind folgende Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung 
einzuhalten: 

➢ Die Bauarbeiten sind ausschließlich tagsüber auszuführen, da sich die Fleder-
mäuse dann in der Ruhephase befinden und somit Flugkorridore während der 
Jagdphase nicht beeinträchtigt werden. Nächtliche Ausleuchtungen der Bau-
stelle sind zu unterlassen. 

➢ Dauer-Beleuchtungen an den geplanten Gebäuden sind zu unterlassen, da so 
eine Störung der Fledermäuse während der Jagd bzw. während des Transferflu-
ges in die Jagdgebiete vermieden werden kann. 

➢ Weitere nächtliche Beleuchtungen sollten, wenn möglich, vermieden werden  
oder müssen fledermausfreundlich gestaltet werden (Anbringung der Beleuch-
tung nur dort wo unbedingt notwendig; Verwendung von „Fledermausleuchten“ 
mit einem Lichtspektrum um 590 nm, ohne UV-Anteil). Evtl. ist ein adaptives Be-
leuchtungskonzept mit Bewegungsmeldern umsetzbar. Die Leuchtkörper sind 
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ausschließlich im oberen Gebäudebereich an der Außenfassade anzubringen, 
wobei der Lichtkegel nach unten zeigen muss). 

Die Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG (1) 1-3 werden durch die geplante Er-
weiterung am Gebäude nicht verletzt. 

 

Säugetiere  
(außer Fleder-
mäuse 

Ein Vorkommen von Biber, Wildkatze und Feldhamster kann sowohl verbreitungs- als 
auch habitatbedingt ausgeschlossen werden. 

Haselmaus 

Verbreitungsbedingt kann die Haselmaus nicht ausgeschlossen werden. Im Plangebiet 
befinden sich jedoch keine geeigneten Strukturen, wie beispielsweise Sträucher, sodass 
nicht mit einem Vorkommen der Haselmaus zu rechnen ist. 

Wolf und Luchs 

In der näheren Umgebung des Schauinslands sind keine Vorkommen von Wölfen oder 
Luchsen bekannt. Da sich das Untersuchungsgebiet im besiedelten Bereich befindet und 
von Grünland umgeben ist, stellt es ohnehin keinen geeigneten Lebensraum für diese 
Arten dar. Durchzügler sind im Siedlungsbereich nicht zu erwarten, sodass eine ausrei-
chende Entfernung gegeben ist und Beeinträchtigungen ausgeschlossen werden kön-
nen.  

Die Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG (1) 1-3 werden durch die geplante Er-
weiterung am Gebäude nicht verletzt. 

 

Vögel Da keine Bruthabitate vorhanden sind, werden keine vertiefenden Untersuchungen not-
wendig. Die Abschichtung eventuell betroffener Vogelarten ergibt sich über die vorliegen-
den Verbreitungsdaten sowie die Habitatstrukturen im Eingriffsbereich und dem Wirk-
raum des Vorhabens. Vertiefende Untersuchungen waren aufgrund der engen Zeit-
schiene und späten Beauftragung nicht möglich.  

Im Eingriffsbereich befinden sich neben Gebäuden auch Grünflächen (Zierrasen), die als 
Nahrungshabitat jedoch eine untergeordnete Rolle spielen. Außerdem befinden sich in 
der unmittelbaren Umgebung ausgedehnte Grünflächen, wodurch der geringfügige Ver-
lust im Plangebiet problemlos kompensiert werden kann. 

Da das umgebende Grünland landwirtschaftlich genutzt wird und somit regelmäßigen 
Störungen ausgesetzt ist, ist in der näheren Umgebung des Plangebiets nicht mit Boden-
brütern zu rechnen.  

Die im Map aufgeführten Vogelarten (siehe Kap. 6.1 Lage im Raum und Schutzgebiete) 
haben alle besondere Ansprüche an ihren Lebensraum und besiedeln störungsarme Ge-
biete. Von Bruten im Plangebiet ist daher nicht auszugehen.  

Da ein Vorkommen von siedlungsadaptierten Vogelarten im Plangebiet nicht ausge-
schlossen werden kann, sind folgende Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung 
einzuhalten: 

➢ Vor Bauarbeiten am Bestandsgebäude muss sichergestellt sein, dass kein Vogel 
im Bereich der Bauarbeiten und angrenzend nistet. Die Bauarbeiten sollten daher 
außerhalb der Brutperiode der Avifauna (d.h. im Zeitraum von Anfang Oktober 
bis Ende Februar eines jeden Jahres) beginnen. Ist die Einhaltung des Zeitfens-
ters ggf. aus baulogistischen Gründen schwierig, muss durch entsprechende 
Entwertungsmaßnahmen in den Wintermonaten sichergestellt werden, dass sich 
dort keine potenziellen Nistmöglichkeiten mehr für die Vogelfauna befinden. Sind 
keine Nester vorzufinden, kann der Gebäudeabriss bzw. Bauarbeiten am Ge-
bäude durch eine Fachkraft freigegeben werden. Sollten Nester vorgefunden 
werden, sind die Arbeiten entsprechend auf das Ende der Brutperiode zu ver-
schieben. 

Die Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG (1) 1-3 werden durch die geplante Er-
weiterung am Gebäude nicht verletzt. 

 



galaplan decker          Umweltbelange nach § 13a BauGB  Satzungsfassung  
Am Schlipf 6  1.Änderung des Bebauungsplans „Poche“  
79674 Todtnauberg   Gemeinde Oberried, Gemarkung Hofsgrund 
 

 13 

Reptilien Gemäß den Verbreitungskarten der LUBW können folgende Reptilienarten verbreitungs-
bedingt im Untersuchungsgebiet vorkommen:  

Streng geschützt: Schlingnatter. 

Besonders geschützt: Blindschleiche, Waldeidechse, Ringelnatter. 

Derzeit liegen aber keine Hinweise auf Reptilienbefunde innerhalb oder in der Umgebung 
des Vorhabenbereichs vor. 

Ein Vorkommen der Schlingnatter kann im Plangebiet habitatbedingt ausgeschlossen 
werden. Die Schlingnatter besiedelt wärmebegünstigte Hanglagen mit niedriger Vegeta-
tion auf sandigem Untergrund. Zudem bevorzugt sie ein kleinflächiges Mosaik aus Tro-
cken- und Magerrasen, welche im Plangebiet und der Umgebung nicht zu finden sind.  

Ein Vorkommen der Blindschleiche innerhalb des Plangebiets kann nicht vollkommen 
ausgeschlossen werden. Die Steinmauer, die das Plangebiet nach Westen begrenzt, 
könnte als Sonnungsplatz und Versteck sowie zur Überwinterung genutzt werden. Die 
Mauer bleibt jedoch unverändert erhalten, sodass sich keine negativen Auswirkungen 
ergeben. Als besonders geschützte Art ist die Blindschleiche im Rahmen der Eingriffsre-
gelung abzuarbeiten. 

Für die Waldeidechse sind keine geeigneten Habitatstrukturen gegeben, da das Plange-
biet von Grünland und weiteren Wohnhäusern umgeben ist und keine Strukturelemente 
wie Baumstümpfe, Asthaufen oder ähnliches vorhanden sind.  

Die Ringelnatter bevorzugt feuchte Gebiete an langsam fließenden oder stehenden Ge-
wässern. Ein Vorkommen innerhalb des Plangebiets kann aufgrund fehlender Habitateig-
nung ausgeschlossen werden. 

Das Plangebiet spielt als Nahrungshabitat keine besondere Rolle, da eine Anbindung an 
Waldflächen, Feuchtgebiete oder vergleichbare Strukturen fehlt. Da außerdem eine Stör-
wirkungen durch die Nutzung des Gartens zu erwarten ist, kann eine erhebliche Beein-
trächtigung der genannten Arten durch das Bauvorhaben ausgeschlossen werden.  

Da streng geschützte Reptilienarten weitestgehend ausgeschlossen werden können, 
sind keine weiteren Maßnahmen notwendig.  

Die Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG (1) 1-3 werden durch die geplante Er-
weiterung am Gebäude nicht verletzt. 

 

Amphibien Gemäß den Verbreitungskarten der LUBW können folgende Amphibienarten verbrei-
tungsbedingt im Untersuchungsgebiet vorkommen:  

Streng geschützt: keine. 

Besonders geschützt: Feuersalamander, Bergmolch, Erdkröte und Grasfrosch. 

Im Plangebiet ist verbreitungsbedingt nicht mit einem Vorkommen streng geschützter 
Amphibien zu rechnen.  

Lediglich die besonders geschützten Arten Feuersalamander, Bergmolch und Grasfrosch 
könnten verbreitungsbedingt vorkommen. Innerhalb des Plangebiets sind jedoch keine 
Gewässer oder wasserführenden Strukturen als potenzielle Habitate vorhanden. Auf-
grund fehlender wasserführender Strukturen in der näheren Umgebung ist auch eine 
Wanderung der Amphibien durch das Plangebiet unwahrscheinlich.  

Da streng geschützte Amphibienarten weitestgehend ausgeschlossen werden können, 
sind keine weiteren Maßnahmen notwendig.  

Die Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG (1) 1-3 werden durch die geplante Er-
weiterung am Gebäude nicht verletzt. 

 

Aquatische  
Arten 

Im Plangebiet sind keine Gewässer oder wasserführende Strukturen vorhanden, sodass 
ein Vorkommen von aquatischen Arten ausgeschlossen werden kann.  

Die Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG (1) 1-3 werden durch die geplante Er-
weiterung am Gebäude nicht verletzt. 
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6.3 Auswirkungen auf die Schutzgüter § 1(6) Nr. 7 BauGB 

Vorbemerkung Mit dem Bauvorhaben ergeben sich Auswirkungen auf die Schutzgüter und deren Wir-
kungsgefüge, welche im Bebauungsplan zu berücksichtigen und bestmöglich zu vermei-
den bzw. minimieren sind. 

 

6.3.1 Schutzgut Tiere und Pflanzen 

Biotoptypen Die Biotoptypen wurden am 22.01.2024 im Gelände kartiert und in den folgenden Abschnit-
ten näher erläutert. 

Als Grundlage für die Erfassung der Biotoptypen wurde der Kartierschlüssel „Arten, Bio-
tope, Landschaft“ der LUBW vom November 2018, 5. Auflage verwendet. 

 

  
Abbildung 9: Bestandsplan Biotoptypen (Quelle: galaplan decker, Stand 13.05.2024). 

 

33.41  
Fettwiese 

Am nördlichen Rand des 
Plangebiets liegt ein kleiner 
Bereich der angrenzenden 
Fettweide (Abbildung rechts) 
innerhalb des Plangebiets. Da 
die Weidebegrenzung jedoch 
außerhalb des Plangebiets 
liegt, fehlen entsprechende 
Einflüsse durch eine 
Beweidung, sodass die 
betroffene Fläche innerhalb 
des Plangebiets als Fettwiese eingestuft wird. Es sind typische Arten wie Sauerampfer 
(Rumex acetosa), Löwenzahn (Taraxacum) und Kratzdistel (Cirsium vulgare) vertreten. 

 

33.80 
Zierrasen 

Die Grünflächen, die das Haus umge-
ben sind als Zierrasen einzustufen. Der 
Rasen weist ein Erscheinungsbild regel-
mäßiger Mahd auf.  
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45.30 
Einzelbaum 

  

Auf dem Grundstück sind zwei Einzelbäume vorhanden. Eine junge Tanne (Abies alba) 
im südlichen Bereich (Bild links) und ein junger Mammutbaum (Sequoiadendron gigan-
teum) am nordöstlichen Rand. Beide Einzelbäume sind etwa drei bis vier Meter hoch.  

 

60.10 
von Gebäuden 
bestandene Flä-
che 

 

Ein großer Teil des Grundstücks ist durch das Wohngebäude „Silberbergstraße 28“ 
bestanden. Am westlichen Rand des Plangebiets ist außerdem ein kleiner 
Gartenschuppen vorhanden.  
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60.22 
Gepflasterte 
Straße oder 
Platz 

 

Der Zugang von der Straße 
zum Haus ist gepflastert und 
bietet Platz für PKW-Stell-
plätze.  

Zudem umgibt das Gebäude 
ein gepflasterter Streifen, der 
vom Dachüberstand be-
schirmt wird.  

 

 

60.62 
Ziergarten 

Der Gartenbereich zwischen 
dem Wohngebäude und dem 
Gartenhäuschen wird vermut-
lich regelmäßig genutzt. Der 
Bereich wird durch einzelne 
Anpflanzungen von Zierpflan-
zen wie Rosen (Rosacea) und 
Kirsch-Lorbeer (Prunus lauro-
cerasus) gesäumt.  

 

 

Bedeutung /        
Empfindlichkeit 

Die versiegelten bzw. überbauten und teilversiegelten Flächen sind in Bezug auf die Be-
deutung im Naturhaushalt und für die Biotop- und Artenvielfalt als Defizitbereiche anzu-
sehen. Der Grünflächen (Zierrasen) erhalten eine geringe Wertigkeit. Den Einzelbäumen 
ist eine geringe bis mittlere Bedeutung im Naturhaushalt beigemessen. 

Analog zur Bedeutung lässt sich auch die Empfindlichkeit beurteilen. 

 

Prognostizierte 
Auswirkungen 

Veränderungen gegenüber dem rechtskräftigen Bebauungsplan:  

Im rechtskräftigen BPlan ist bisher ein Wohngebiet und pro Baugrundstück ein Baufens-
ter mit einer überbaubaren Fläche von 180 m² ausgewiesen. Durch die BPlan - Änderung 
wird die zulässige Überbauung auf dem hier relevanten Baugrundstück um 60 m² auf 
240 m² erhöht. 

Die bisher festgesetzte private Grünfläche mit Pflanzgeboten für Gehölze entlang der 
Westgrenze entfällt. Hierdurch entstehen geringe Beeinträchtigungen für das Schutzgut 
Pflanzen und Tiere. 

Veränderungen gegenüber dem jetzigen Bestand im Gelände:  

Durch die Änderung des Bebauungsplans erhöht sich die zusätzliche Überbauung ge-
genüber dem tatsächlichen Bestand im Gelände um 60 m² auf 240 m². Davon sind 22 m² 
gepflasterte Terrassenfläche sowie 38 m² Zierrasen betroffen. Für das Schutzgut Pflan-
zen und Tiere entstehen hierdurch allenfalls geringe Beeinträchtigungen, da keine hoch-
wertigen Strukturen wie Bäume, Hecken usw. betroffen sind.  

 

Kompensation Kompensation für den Entfall der nach § 9 (1) Nr. 20 BauGB festgesetzten privaten Grün-
fläche 

Die bisher nach § 9 (1) Nr. 20 BauGB festgesetzte private Grünfläche mit Pflanzgebot für 
Gehölze (Wert pro m² = 14 Ökopunkte) auf einer Fläche von 118 m² entspricht einem 
Wert von etwa 1.652 Ökopunkten. Die darin verbleibenden, nicht überbaubaren Garten-
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flächen mit diversen Biotoptypen (Zierrasen, Ziergarten, Fettwiese, Trockenmauer) ab-
züglich 14 m² Gartenschuppen, sind durchschnittlich mit 7 ÖP pro m² zu bewerten und 
erreichen bei 94 m² insgesamt 658 ÖP. Auszugleichen sind somit 994 ÖP.  

Dieser Verlust kann durch die Festsetzung von 2 Pflanzgeboten von Bäumen kompen-
siert werden.  

Die Baumbewertung berechnet sich wie folgt:  

➢ (Stammumfang in cm zum Pflanzzeitpunkt + Zuwachs an Stammumfang in 25 
Jahren) * Wert des Biotoptyps auf dem der Baum gepflanzt wird 

Da ein freistehender Baum seine Kraft nicht in das Höhenwachstum stecken muss, son-
dern sich auf das Dickenwachstum konzentrieren kann, ist der jährliche Zuwachs, insbe-
sondere in den jungen Jahren, recht hoch. In den vorliegenden Fällen wird ein Zuwachs 
von 6 mm im Jahr angenommen. 6 mm Dickenzuwachs bedeuten ca. 18,85 mm Umfang-
zuwachs. 

Beim Wert des Biotoptyps handelt es sich in den vorliegenden Fällen um 8 (geringwerti-
ger Biotoptyp Grün- bzw. Gartenfläche). 

Somit ergibt sich ein Wert von 521 ÖP für neu gepflanzte Bäume: 

(18 cm + 47,12 cm) * 8 = 521 ÖP 

Zwei Bäume haben demnach einen Wert von 1.042 Ökopunkten.  

 

Maßnahmen Vermeidung und Minimierung sowie Teilkompensation  

Die nicht von der 1. Änderung betroffenen planungsrechtlichen Festsetzungen des Be-
bauungsplans „Poche“ bleiben weiterhin gültig. Zusätzlich werden insbesondere folgende 
Punkte ergänzt: 

➢ Die Beschränkung der zu versiegelnden Fläche auf das unbedingt notwendige 
Mindestmaß. 

➢ Flachdächer und flachgeneigte Dächer von Garagen und Nebengebäuden mit 
einer Dachneigung bis zu 10° sind zu einem Anteil von mindestens 80% extensiv 
zu begrünen. Die Substratschicht beträgt mindestens 5 cm. 

➢ Die unbebauten Flächen bebauter Grundstücke sind gärtnerisch als Grünflächen 
zu gestalten, mit Gehölzen, Stauden oder Gräsern zu bepflanzen und dauerhaft 
zu unterhalten.  

➢ Nebenflächen wie Mülltonnenplätze, Abfallplätze und Lagerplätze sind dauerhaft 
gegenüber dem Straßenraum und anderen öffentlichen Räumen abzuschirmen 
und gegen direkte Sonneneinstrahlung zu schützen. Die Anlagen zur Abschir-
mung sind - sofern es sich bei diesen nicht bereits um Gehölze (Hecken) handelt 
- zu begrünen (Kletterpflanzen oder Spalierbäume).  

➢ Die im zeichnerischen Teil zur Erhaltung festgesetzten Bäume sind zu pflegen, 
zu schützen und dauerhaft zu erhalten. Die Bäume sind gegenüber Verletzungen 
oder Verdichtungen des Wurzelraums zu schützen. Abgängige Bäume sind ge-
mäß der Pflanzliste im Anhang zu ersetzen (Pflanzqualität Hochstamm mit Bal-
len, 3 x verpflanzt, Stammumfang mind.18 cm). 

➢ Bei Baugrundstücken ab einer Größe von 500 m² sind insgesamt 2 Bäume ge-
mäß der Pflanzliste im Anhang neu zu pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu 
erhalten. Die Bäume sind gegenüber Verletzungen oder Verdichtungen des Wur-
zelraums zu schützen. Abgängige Bäume sind zu ersetzen (Pflanzqualität Hoch-
stamm mit Ballen, 3 x verpflanzt, Stammumfang mind. 18 cm). 
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Abbildung 10: Maßnahmenplan (Quelle: galaplan decker, Stand 13.05.2024). 

 

 Im Hinblick auf den Artenschutz ist zudem folgendes zwingend zu beachten: 

Fledermäuse 

➢ Die Bauarbeiten sind ausschließlich tagsüber auszuführen, da sich die Fleder-
mäuse dann in der Ruhephase befinden und somit Flugkorridore während der 
Jagdphase nicht beeinträchtigt werden. Nächtliche Ausleuchtungen der Bau-
stelle sind zu unterlassen. 

➢ Dauer-Beleuchtungen an den geplanten Gebäuden sind zu unterlassen, da so 
eine Störung der Fledermäuse während der Jagd bzw. während des Transferflu-
ges in die Jagdgebiete vermieden werden kann. 

➢ Weitere nächtliche Beleuchtungen sollten, wenn möglich, vermieden werden  
oder müssen fledermausfreundlich gestaltet werden (Anbringung der Beleuch-
tung nur dort wo unbedingt notwendig; Verwendung von „Fledermausleuchten“ 
mit einem Lichtspektrum um 590 nm, ohne UV-Anteil). Evtl. ist ein adaptives Be-
leuchtungskonzept mit Bewegungsmeldern umsetzbar. Die Leuchtkörper sind 
ausschließlich im oberen Gebäudebereich an der Außenfassade anzubringen, 
wobei der Lichtkegel nach unten zeigen muss). 

 

 Vögel 

➢ Vor Bauarbeiten am Bestandsgebäude muss sichergestellt sein, dass kein Vogel 
im Bereich der Bauarbeiten und angrenzend nistet. Die Bauarbeiten sollten daher 
außerhalb der Brutperiode der Avifauna (d.h. im Zeitraum von Anfang Oktober 
bis Ende Februar eines jeden Jahres) beginnen. Ist die Einhaltung des Zeitfens-
ters ggf. aus baulogistischen Gründen schwierig, muss durch entsprechende 
Entwertungsmaßnahmen in den Wintermonaten sichergestellt werden, dass sich 
dort keine potenziellen Nistmöglichkeiten mehr für die Vogelfauna befinden. Sind 
keine Nester vorzufinden, kann der Gebäudeabriss bzw. Bauarbeiten am Ge-
bäude durch eine Fachkraft freigegeben werden. Sollten Nester vorgefunden 
werden, sind die Arbeiten entsprechend auf das Ende der Brutperiode zu ver-
schieben. 

 

Ergebnis Insgesamt kann festgestellt werden, dass die für das Schutzgut Tiere und Pflanzen ent-
stehenden Beeinträchtigungen durch die bereits festgesetzten Maßnahmen nicht voll-
ständig kompensiert werden können. Da ein Planverfahren nach § 13a BauGB durchge-
führt wird, ist eine vollständige Kompensation aber auch nicht erforderlich. 

Der Entfall der bisher festgesetzten privaten Grünfläche nach § 9 (1) Nr. 20 BauGB kann 
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durch zwei neu gepflanzte Bäume innerhalb des Grundstücks kompensiert werden, wel-
che als entsprechende Pflanzgebote festgesetzt werden.  

 

6.3.2 Schutzgut Boden 

Methodik Die Bestandserfassung der im Plangebiet vorhandenen natürlichen Böden erfolgt in An-
lehnung an das Bodenschutzgesetz auf der Grundlage der Methodik von Heft 23 zur Be-
wertung der Böden nach ihrer Leistungsfähigkeit. 

Zur Berücksichtigung der Einzelfunktionen für das Schutzgut Boden sind gemäß dem  
§ 2 (2) Nr. 1 a.) bis c.) des Bundesbodenschutzgesetzes zu untersuchen:  

➢ die natürliche Bodenfruchtbarkeit, 

➢ die Funktion als Ausgleichskörper im Wasserkreislauf,   

➢ die Funktion als Filter und Puffer für Schadstoffe, 

➢ die Funktion als Sonderstandort für naturnahe Vegetation. 

 

Geologische 
und Bodenkun-
dliche Einheiten 

Gemäß der Geologischen Karte 1 : 50 000 des Landesamtes für Geologie, Rohstoffe und 
Bergbau (LGRB) ist für das Plangebiet die geologische Einheit „Jüngere Schwarzwald-
Glazialsedimente“ (Kartiereinheit 548, Legende qpSj) (vgl. Abbildung 11) ausgewiesen.  

Da sich das Plangebiet im Siedlungsbereich befindet, ist in diesem Bereich kein Bodentyp 
angegeben. Aufgrund des geologischen Untergrunds und der umgebenden Bodentypen 
ist gemäß der Bodenkarte 1 : 50 000 des LGRB von „Braunerde, Pelosol-Braunerde und 
Pseudogley-Braunerde aus Fließerden, z.T. Schwemm- und Hochflutlehm“ (Kartiereinheit 
a25, Legende B2) auszugehen (vgl. Abbildung 12). Dabei handelt es sich um eine weit 
verbreitete Kartiereinheit an Hängen der Hochlagen im Südschwarzwald. 

 
 

 

 
Abbildung 11: Geologische Einheiten im Plange-
biet (blau) und in der Umgebung (Quelle: LGRB 
2024). 

 

 

Abbildung 12: Bodenkundliche Einheiten im Plange-
biet (blau) und in der Umgebung (Quelle: LGRB 
2024). 

 

 Die Braunerde, Pelosol-Braunerde und Pseudogley-Braunerde aus Fließerden, z.T. 
Schwemm- und Hochflutlehm weist geringe bis mittlere Werte für die natürliche Boden-
fruchtbarkeit sowie die Kapazität als Ausgleichskörper im Wasserkreislauf auf. Die Funk-
tion als Filter und Puffer für Schadstoffe ist als gering eingestuft. Die Gesamtbewertung für 
den Bodentyp liegt bei 1.33, was einer geringen Bewertung entspricht (vgl. nachfolgende 
Abbildung). 
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Abbildung 13: Bewertung der Bodenfunktionen des „Braunerde, Pelosol-Braunerde und Pseudogley-
Braunerde aus Fließerden, z.T. Schwemm- und Hochflutlehm“ im Plangebiet (Quelle: LGRB 2024). 

 

Bewertung der 
Bodenfunktio-
nen 

Vorbelastungen in Form von Versiegelungen bestehen im Plangebiet bereits durch das 
vorhandene Wohngebäude sowie durch versiegelte und teilversiegelte Verkehrsflächen 
angrenzend an die Gebäude. Im Nordwesten im Bereich des geplanten Anbaus besteht 
bereits eine teilversiegelte Terrasse, die durch das Vorhaben überbaut wird. Diese Berei-
che gelten als Defizitbereiche, in denen der Boden seine natürlichen Funktionen nicht mehr 
erfüllen kann. Der Boden wird hier daher mit 0 Punkten bewertet. 

Der restliche Teil des Plangebiets ist Grünfläche (Zierrasen) und wird mit 1.33 Punkten 
bewertet. Der Boden erhält somit auf den Grünflächen eine geringe Bewertung. 

 

Empfindlichkeit Eine grundsätzlich mittlere bis hohe Empfindlichkeit der Böden besteht gegenüber Flä-
chenversiegelungen. Mittlere Empfindlichkeiten bestehen gegenüber Geländemodellie-
rungen mit Abgrabungen und Aufschüttungen. 

 

Archäologische 
Denkmalpflege 

Falls bei Erdarbeiten Bodenfunde zutage treten, ist das Regierungspräsidium Freiburg, 
Referat 26 – Denkmalpflege, Fachbereich Archäologische Denkmalpflege per Post, per 
Fax; 0761/ 208-3599 oder per Email: referat26@rpf.bwl.de, unverzüglich zu benachrichti-
gen. Gemäß § 20 Denkmalschutzgesetz sind auch im weiteren Baufortschritt auftretende 
Funde (Scherben, Knochen, Mauerreste, Metallgegenstände, Gräber, auffällige Bodenver-
färbungen u.ä.) umgehend zu melden und bis zur sachgerechten Dokumentation im Boden 
zu belassen.  

Mit Unterbrechungen der Bauarbeiten ist ggf. bei Bodenfunden zu rechnen und Zeit zur 
Fundbergung einzuräumen. 

 

Prognostizierte 
Auswirkungen 

Veränderungen gegenüber dem rechtskräftigen Bebauungsplan:  

Durch die 1.Änderung des Bebauungsplans wird die zulässige Überbauung auf dem hier 
relevanten Baugrundstück um 60 m² auf 240 m² erhöht. Dadurch gehen kleinflächig bisher 
festgesetzte private Grünflächen verloren. Die Auswirkungen auf das Schutzgut Boden 
sind aufgrund der Flächengröße mit 60 m² jedoch gering. 

Veränderungen gegenüber dem jetzigen Bestand im Gelände:  

Im Bereich des geplanten Anbaus bzw. der Erweiterung des Baufensters befindet sich eine 
gepflasterte Terrassenfläche mit 22 m² sowie Zierrasen mit 38 m², sodass im Vergleich 
zum jetzigen Bestand im Gelände zusätzlich 60 m² überbaut werden. Da ein Teil der über-
planten Fläche bereits gepflastert ist und als Terrasse genutzt wurde, ergibt sich für das 
Schutzgut Boden lediglich eine geringfügige Auswirkung durch den kleinflächigen Verlust 
von Bodenfunktionen.  

 

Maßnahmen Vermeidung und Minimierung sowie Teilkompensation  

Um die Auswirkungen der Eingriffe so weit wie möglich zu minimieren bzw. teilweise zu 
kompensieren, sind folgende Maßnahmen umzusetzen: 

➢ Oberirdische Stellplätze und deren Zufahrten sowie private Erschließungswege 
sind in wasserdurchlässiger Ausführung (Mittlerer Abflussbeiwert ≤ 0,5) herzustel-
len, z.B. Pflaster mit offenen Fugen, Rasengitter oder Schotterrasen. 

mailto:referat26@rpf.bwl.de
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➢ Flachdächer und flachgeneigte Dächer von Garagen und Nebengebäuden mit ei-
ner Dachneigung bis zu 10° sind zu einem Anteil von mindestens 80% extensiv zu 
begrünen. Die Substratschicht beträgt mindestens 5 cm. 

Allgemeine Bestimmungen 

➢ Bei Baumaßnahmen ist darauf zu achten, dass nur soviel Mutterboden abgescho-
ben wird, wie für die Erschließung des Baufeldes unbedingt notwendig ist. Unnö-
tiges Befahren oder Zerstören von Mutterboden auf verbleibenden Freiflächen ist 
nicht zulässig. 

➢ Bodenarbeiten sollten grundsätzlich nur bei schwach feuchtem Boden (dunkelt 
beim Befeuchten nach) und bei niederschlagsfreier Witterung erfolgen. 

➢ Ein erforderlicher Bodenabtrag ist schonend und unter sorgfältiger Trennung von 
Mutterboden und Unterboden durchzuführen. 

➢ Bei Geländeaufschüttungen innerhalb des Baugebiets, z.B. zum Zwecke des Mas-
senausgleichs, der Geländemodellierung usw. darf der Mutterboden des Urgelän-
des nicht überschüttet werden, sondern ist zuvor abzuschieben. Für die Auffüllung 
ist ausschließlich Aushubmaterial (Unterboden) zu verwenden. 

➢ Die Bodenversiegelung durch Nebenanlagen ist auf das unabdingbare Maß zu 
beschränken, wo möglich, sind Oberflächenbefestigungen durchlässig zu gestal-
ten. 

➢ Anfallender Bauschutt ist ordnungsgemäß zu entsorgen; er darf nicht als An- bzw. 
Auffüllmaterial für Mulden, Baugruben, Arbeitsgraben usw. benutzt werden. 

➢ Bodenbelastungen, bei denen Gefahren für die Gesundheit von Menschen oder 
erhebliche Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes nicht ausgeschlossen werden 
können, sind der Unteren Bodenschutzbehörde zu melden.  

Bestimmungen zur Verwendung und Behandlung von Mutterboden 

➢ Ein Überschuss an Mutterboden soll nicht zur Krumenerhöhung auf nicht in An-
spruch genommenen Flächen verwendet werden. Er ist anderweitig zu verwenden 
(Grünanlagen, Rekultivierung, Bodenverbesserungen) oder wiederverwertbar auf 
geeigneten (gemeindeeigenen) Flächen in Mieten zwischenzulagern. 

➢ Für die Lagerung bis zur Wiederverwertung ist der Mutterboden maximal 2 m hoch 
locker aufzuschütten, damit die erforderliche Durchlüftung gewährleistet ist. 

➢ Vor Wiederauftrag des Mutterbodens sind Unterbodenverdichtungen durch Auflo-
ckerung bis an wasserdurchlässige Schichten zu beseitigen, damit ein ausreichen-
der Wurzelraum für die geplante Bepflanzung und eine flächige Versickerung von 
Oberflächenwasser gewährleistet sind. 

➢ Die Auftragshöhe des verwendeten Mutterbodens soll 20 cm bei Grünanlagen und 
30 cm bei Grabeland nicht überschreiten. 

 

Kompensation Eine vollständige Kompensation der für das Schutzgut Boden entstehenden Eingriffe, z. B. 
über die Entsiegelung versiegelter Flächen, ist innerhalb des Plangebietes nicht möglich. 
Aufgrund der Wahl des Verfahrens nach § 13a BauGB ist eine vollständige Kompensation 
der Eingriffe aber ohnehin nicht erforderlich. 

 

6.3.3 Schutzgut Grundwasser 

Bestand Das Gebiet liegt gemäß dem LGRB in der Hydrogeologischen Einheit „Sedimente der 
Schwarzwaldvergletscherung (einschl. Karbildung)“, die als Deckschickt mit stark wech-
selnder Porendurchlässigkeit charakterisiert ist.  

Für die Gemeinde Oberried ist eine Niederschlagsmenge von 1.492 mm/Jahr angegeben. 
Allerdings erstreckt sich das Gemeindegebiet über einen sehr großen Höhengradienten.  

Für die mittlere jährliche Grundwasserneubildung ist mit 27 % ein geringer Base-Flow-In-
dex innerhalb des Plangebiets angegeben.  



galaplan decker          Umweltbelange nach § 13a BauGB  Satzungsfassung  
Am Schlipf 6  1.Änderung des Bebauungsplans „Poche“  
79674 Todtnauberg   Gemeinde Oberried, Gemarkung Hofsgrund 
 

 22 

Innerhalb des Plangebiets und der Umgebung befinden sich keine Quellenschutzgebiete. 

Direkt oberhalb des Plangebiets liegt westlich angrenzend die Zone III und IIIA des Was-
serschutzgebiets „WSG badenova-Schauinsland, Quelle 14 Gemarkung FR-Kappel“ 
(WSG-Nr-Amt: 311146 

Die Zone III bzw. IIIA gehört zur weiteren Schutzzone und reicht bis zur Grenze des unter-
irdischen Einzugsgebiets der Fassungsanlage. Sie dient vor allem dazu, vor chemischen 
und radioaktiven Verunreinigungen zu schützen. 

Das Plangebiet befindet sich an der südöstlichen Schutzgebietsgrenze, die gleichzeitig die 
Grenze der Fließrichtung (unterirdische Grundwasserscheide) in Richtung Brunnen dar-
stellt. Da sich das Plangebiet jedoch zudem topographisch unterhalb des Schutzgebiets 
befindet, ist nicht mit Beeinträchtigungen zu rechnen.  

 
 

 

Abbildung 14: Plangebiet (rot) mit angrenzender Wasserschutzgebietszonen (Quelle: LUBW 2024). 

 

Prognostizierte 
Auswirkungen 

Veränderungen gegenüber dem rechtskräftigen Bebauungsplan:  

Bisher ist im rechtskräftigen Bebauungsplan für das Plangebiet eine überbaubare Fläche 
von 180 m² ausgewiesen. Durch die Änderung des Bebauungsplans erhöht sich die zuläs-
sige Überbauung um 60 m² auf 240 m².  

Kleinflächig gehen dadurch bisher festgesetzte private Grünflächen verloren. Es ergeben 
sich jedoch allenfalls geringe Beeinträchtigungen für das Schutzgut Grundwasser. 

Veränderungen gegenüber dem jetzigen Bestand im Gelände:  

Gegenüber dem tatsächlichen Bestand im Gelände werden 60 m² zusätzlich überbaut. Im 
Bereich der geplanten Erweiterung gehen dadurch 22 m² gepflasterte Terrassenfläche so-
wie 38 m² Zierrasenfläche verloren. Die Beeinträchtigungen für das Schutzgut Grundwas-
ser durch eine Verringerung der Grundwasserneubildung sind damit als sehr gering ein-
zustufen.  

 

Maßnahmen Vermeidung und Minimierung sowie Teilkompensation  

Um die Auswirkungen der Eingriffe so weit wie möglich abzuschwächen bzw. teilweise zu 
kompensieren, sind folgende Maßnahmen umzusetzen: 
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➢ Oberirdische Stellplätze und deren Zufahrten sowie private Erschließungswege 
sind in wasserdurchlässiger Ausführung (Mittlerer Abflussbeiwert ≤ 0,5) herzustel-
len, z.B. Pflaster mit offenen Fugen, Rasengitter oder Schotterrasen. 

➢ Flachdächer und flachgeneigte Dächer von Garagen und Nebengebäuden mit ei-
ner Dachneigung bis zu 10° sind zu einem Anteil von mindestens 80% extensiv zu 
begrünen. Die Substratschicht beträgt mindestens 5 cm. 

Allgemeine Bestimmungen 

➢ Die Bodenversiegelung durch Nebenanlagen ist auf das unabdingbare Maß zu 
beschränken, wo möglich, sind Oberflächenbefestigungen durchlässig zu gestal-
ten. 

➢ Bodenbelastungen, bei denen Gefahren für die Gesundheit von Menschen oder 
erhebliche Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes nicht ausgeschlossen werden 
können, sind der Unteren Bodenschutzbehörde zu melden.  

Ergebnis Weitere Maßnahmen sind nach derzeitigem Kenntnisstand nicht möglich. Aufgrund der 
Wahl des Verfahrens nach § 13a BauGB ist eine vollständige Kompensation der Eingriffe 
aber auch nicht erforderlich. 

 

6.3.4 Schutzgut Oberflächengewässer 

Bestand / Be-
troffenheit 

Im Plangebiet befindet sich kein stehendes oder fließendes Oberflächengewässer.  

Westlich entlang der L 124 (auch „Passstraße“) verläuft die Grenze der Einzugsgebiete. 
Damit liegt Hofsgrund am obersten Ende des Einzugsgebietes, das in Richtung Dreisamtal 
entwässert. In der weiteren Umgebung sind aufgrund der topographischen Lage daher 
keine Überflutungsflächen ausgewiesen.  

Für das Plangebiet liegen keine Karten zum Thema Starkregen vor. 

 

 
 Abbildung 15: Die lila Linie entlang der L 124 („Passstraße“) stellt die Grenze des Einzugsgebiets dar. 

Das Plangebiet ist hangabwärts mit einem roten Kreis markiert. (Quelle: BürgerGIS Breisgau-Hoch-
schwarzwald 2024). 

 

Prognostizierte 
Auswirkungen 

Veränderungen gegenüber dem rechtskräftigen Bebauungsplan:  

Im rechtskräftigen BPlan ist eine überbaubare Fläche von 180 m² pro Baugrundstück und 
Baufenster ausgewiesen. Für das Plangebiet ergibt sich durch die Änderung somit eine 
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Erhöhung der überbaubaren Fläche um 60 m² auf 240 m² auf dem hier relevanten Bau-
grundstück. 

Hierdurch gehen kleinflächig bisher festgesetzte private Grünflächen verloren. Oberflä-
chengewässer sind im Plangebiet nicht vorhanden, sodass sich für das Schutzgut Ober-
flächengewässer keine Betroffenheit ergibt.  

Veränderungen gegenüber dem jetzigen Bestand im Gelände:  

Durch den geplanten Anbau werden 60 m² zusätzlich überbaut. Dabei sind 22 m² gepflas-
terte Terrassenfläche und 38 m² Zierrasenfläche betroffen und gehen durch das geplante 
Vorhaben verloren. Oberflächengewässer sind im Plangebiet nicht vorhanden, sodass sich 
für das Schutzgut Oberflächengewässer keine Betroffenheit ergibt.  
 

Maßnahmen Vermeidung und Minimierung sowie Teilkompensation  

➢ Die Vermeidung von Schadstoffemissionen mit wassergefährdenden Stoffen wäh-
rend der Bauarbeiten (z.B. Treib- und Schmierstoffe). 

➢ Im Plangebiet sind geeignete Maßnahmen zur Minderung des Abflusses von Nie-
derschlagswasser vorzusehen. Zu diesem Zweck ist das auf Dachflächen, Terras-
sen, Zufahrten, Wegen usw. anfallende Niederschlagswasser schadlos auf dem 
Grundstück mit Notüberlauf in die Regenwasserkanalisation zur Versickerung zu 
bringen. 

➢ Kann nachgewiesen werden, dass eine Versickerung nicht möglich ist, kann das 
anfallende Regenwasser in einer Retentionszisterne gesammelt und gedrosselt 
mit einem Drosselabfluss von 0,3 l/s je 100 m² befestigte Fläche abgeleitet wer-
den. Die Notüberläufe von Regenspeichern/Zisternen sind an die öffentliche Re-
genentwässerung (Regenwasserkanal) anzuschließen). 

 

Ergebnis Durch das Bauvorhaben ergeben sich nach derzeitigem Kenntnisstand keine Beeinträch-
tigungen von Gewässern. Auf eine weitere Darstellung des Schutzgutes Oberflächenge-
wässer kann verzichtet werden. 

 

6.3.5 Schutzgut Klima / Luft 

Bestand Regionales Klima  

Das Makroklima wird vor allem durch die geographische Lage beeinflusst. Das Klima der 
Gemeinde Oberried ist mit einer Jahresmitteltemperatur von 8,1 °C und einem Jahresnie-
derschlag von 1.492 mm/Jahr warm und gemäßigt. Auch während dem trockensten Monat 
Februar fällt noch viel Niederschlag. Hofsgrund erstreckt sich auf einer Höhe von ca. 1.000 
bis 1.100 m ü. NHN entlang der Südostseite des Schauinslands und liegt nach Osten ex-
poniert.  

Kleinklima 

Das Plangebiet liegt im Windschatten der Passhöhe und wird durch die Hanglage entlang 
des Schauinslands geprägt.  

Im Plangebiet ist das bestehende Wohngebäude sowie ein Gartenschuppen und Grünflä-
chen mit Zierrasen vorhanden. Es sind einzelne Strukturen wie junge Einzelbäume oder 
kleinere Ziersträucher vorhanden, die die Funktionen hinsichtlich Luftbefeuchtung, -filte-
rung und Beschattung besonders erfüllen. Da die Gehölze jedoch noch recht klein sind, ist 
ihre Bedeutung für die kleinklimatischen Funktionen von geringerer Relevanz. 

Der geplante Anbau soll im Nordwesten realisiert werden, sodass keine nennenswerte 
Zunahme von Überhitzungserscheinungen durch Versiegelungen zu erwarten ist.  

 

Prognostizierte 
Auswirkungen 

Veränderungen gegenüber dem rechtskräftigen Bebauungsplan:  

Im rechtskräftigen Bebauungsplan ist eine überbaubare Fläche von 180 m² pro Baugrund-
stück und Baufenster ausgewiesen. Für das Plangebiet ergibt sich durch die Änderung 
somit eine Erhöhung der überbaubaren Fläche um 60 m² auf 240 m². Teile der zusätzlich 
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überbaubaren Fläche überlagern die bisher geplanten Privatgärten. Erhebliche Auswirkun-
gen für das Schutzgut Klima / Luft sind allenfalls in untergeordnetem Umfang zu erwarten.  

Veränderungen gegenüber dem jetzigen Bestand im Gelände:  

Durch den geplanten Anbau werden 60 m² zusätzlich überbaut. Dabei sind 22 m² gepflas-
terte Terrassenfläche und 38 m² Zierrasenfläche betroffen und gehen durch das geplante 
Vorhaben verloren. Erhebliche Auswirkungen für das Schutzgut Klima / Luft durch die Zu-
nahme von Überhitzungserscheinungen sind allenfalls in untergeordnetem Umfang zu er-
warten. 

 

Maßnahmen Vermeidung und Minimierung sowie Teilkompensation  

➢ Die im zeichnerischen Teil zur Erhaltung festgesetzten Bäume sind zu pflegen, zu 
schützen und dauerhaft zu erhalten. Die Bäume sind gegenüber Verletzungen 
oder Verdichtungen des Wurzelraums zu schützen. Abgängige Bäume sind ge-
mäß der Pflanzliste im Anhang zu ersetzen (Pflanzqualität Hochstamm mit Ballen, 
3 x verpflanzt, Stammumfang mind.18 cm). 

➢ Bei Baugrundstücken ab einer Größe von 500 m² sind insgesamt 2 Bäume gemäß 
der Pflanzliste im Anhang neu zu pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. 
Die Bäume sind gegenüber Verletzungen oder Verdichtungen des Wurzelraums 
zu schützen. Abgängige Bäume sind zu ersetzen (Pflanzqualität Hochstamm mit 
Ballen, 3 x verpflanzt, Stammumfang mind. 18 cm). 

 

Ergebnis Durch die Maßnahmen werden die Beeinträchtigungen für das Schutzgut Klima / Luft zwar 
nicht vollständig kompensiert, aber deutlich reduziert. Eine vollständige Kompensation ist 
weder möglich noch (aufgrund des § 13a-Verfahrens) erforderlich. 

 

6.3.6 Schutzgut Landschaftsbild und Erholung 

Bestand Das Plangebiet liegt relativ zentral im Ortsteil Hofsgrund der Gemeinde Oberried an der 
Silberbergstraße, die als Hauptstraße (K 4996) durch Hofsgrund führt. In unmittelbarer 
Nähe befindet sich die Bushaltestelle „Am Plätzle“. Bei dem bestehenden Gebäude im 
Plangebiet handelt es sich um ein privates Wohngebäude mit Garten, sodass keine öffent-
liche Erholungsnutzung besteht.  

Im Nordwesten verlaufen im Winter ausgewiesene Skipisten. Sie liegen jedoch in ausrei-
chender Entfernung und sind entsprechend im Gelände markiert, sodass keine öffentli-
chen winterlichen Aktivitäten im Bereich des Plangebiets zu erwarten sind.  

 

Prognostizierte 
Auswirkungen 

Veränderungen gegenüber dem rechtskräftigen Bebauungsplan:  

Im rechtskräftigen BPlan ist eine überbaubare Fläche von 180 m² pro Baugrundstück und 
Baufenster ausgewiesen. Für das Plangebiet ergibt sich durch die Änderung somit eine 
Erhöhung der überbaubaren Fläche um 60 m² auf 240 m².  

Hierdurch gehen kleinflächig bisher geplante private Gartenflächen verloren. Es entstehen 
allenfalls sehr geringe Beeinträchtigungen für das Schutzgut Landschaftsbild und Erho-
lung. 

Veränderungen gegenüber dem jetzigen Bestand im Gelände:  

Durch den geplanten Anbau werden 60 m² zusätzlich überbaut. Dabei sind 22 m² gepflas-
terte Terrassenfläche und 38 m² Zierrasenfläche betroffen und gehen durch das geplante 
Vorhaben verloren. 

Da der geplante Anbau von der Straße nicht einsehbar hinter dem Bestandsgebäude liegt, 
ergeben sich keine Auswirkungen auf das Landschaftsbild. Hangaufwärts gelegen sind 
keine Gebäude oder Wege, sodass auch hier keine Auswirkungen auf das Landschaftsbild 
entstehen.  
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Maßnahmen Vermeidung und Minimierung sowie Teilkompensation  

➢ Die im zeichnerischen Teil zur Erhaltung festgesetzten Bäume sind zu pflegen, zu 
schützen und dauerhaft zu erhalten. Die Bäume sind gegenüber Verletzungen 
oder Verdichtungen des Wurzelraums zu schützen. Abgängige Bäume sind ge-
mäß der Pflanzliste im Anhang zu ersetzen (Pflanzqualität Hochstamm mit Ballen, 
3 x verpflanzt, Stammumfang mind.18 cm). 

➢ Bei Baugrundstücken ab einer Größe von 500 m² sind insgesamt 2 Bäume gemäß 
der Pflanzliste im Anhang neu zu pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. 
Die Bäume sind gegenüber Verletzungen oder Verdichtungen des Wurzelraums 
zu schützen. Abgängige Bäume sind zu ersetzen (Pflanzqualität Hochstamm mit 
Ballen, 3 x verpflanzt, Stammumfang mind. 18 cm). 

Ergebnis Durch die Maßnahmen werden die Beeinträchtigungen für das Schutzgut Landschaftsbild 
nicht vollständig kompensiert. Eine vollständige Kompensation ist weder möglich noch 
(aufgrund des § 13a-Verfahrens) erforderlich. 

 

6.3.7 Schutzgut Mensch 

Bestand / Be-
troffenheit  

Derzeit besteht im zentralen Bereich des Plangebietes bereits ein Wohngebäude sowie 
ein Gartenschuppen. Im Zuge des Vorhabens wird im Nordwesten ein Anbau an das Be-
standsgebäude errichtet.  

Die Errichtung der zusätzlichen Gebäudeteile stellt für die umliegenden Anwohnenden 
eine zumutbare Einschränkung dar, da sich nur bauzeitlich eine Erhöhung der Lärm- und 
Schadstoffemissionen ergibt.  

Eine Veränderung des Ziel- und Quellverkehrs ist nicht zu erwarten.  

Auf eine weitere Betrachtung des Schutzgutes Mensch kann verzichtet werden. 

 

6.3.8 Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Bestand / Be-
troffenheit 

Als Kulturgüter werden denkmalgeschützte 
Gebäude oder Kulturdenkmale wie z. B. 
Wegkreuze erfasst. Als Sachgüter sind die 
vorhandenen Baulichkeiten darzustellen. 

Die Gebäude im Plangebiet stehen nicht un-
ter Denkmalschutz. 

An der östlichen Plangebietsgrenze ist ein 
Wegkreuz verortet. Es ist jedoch durch das 
geplante Vorhaben in keiner Weise betrof-
fen, sodass Beeinträchtigungen ausge-
schlossen sind. 

 

 
 

Abbildung 16: Verortung Wegkreuz am östlichen 
Rand des Plangebiets. (Quelle: wanderreitkarte.de 
2024) 

 Sollten bei der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Befunde ent-
deckt werden, sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde umgehend 
zu benachrichtigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, 
Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, bzw. auffällige Erdver-
färbungen) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem 
Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das Regierungspräsi-
dium Stuttgart, Referat 84 - Archäologische Denkmalpflege (E-Mail: abtei-
lung8@rps.bwl.de) mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten gem. § 27 DSchG wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Doku-
mentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauab-
lauf zu rechnen. 
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6.3.9 Schutzgut Fläche 

Vorbemerkung Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegan-
gen werden. Dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen 
für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere 
durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur 
Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu be-
grenzen. Landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke genutzte Flächen sollen nur 
im notwendigen Umfang umgenutzt werden. Diese Grundsätze sind nach § 1 Abs. 7 
BauGB in der Abwägung zu berücksichtigen.  

 

Bestand / Be-
troffenheit 

Die geplante Erweiterung des bestehenden Gebäudes entspricht dem sparsamen Um-
gang mit dem Schutzgut Fläche, da die Wohnfläche des bestehenden Gebäudes sinnvoll 
erweitert wird und sich direkt anschließt. Dadurch werden keine zusätzlichen Erschließun-
gen notwendig. Zudem besteht auf einem Großteil des geplanten Anbaus bereits eine teil-
versiegelte Terrasse, sodass die zusätzliche Flächenversiegelung mit 60 m² auf ein Min-
destmaß reduziert wird. 

Der Entfall der bisher festgesetzten privaten Grünfläche nach § 9 (1) Nr. 20 BauGB kann 
durch zwei neu gepflanzte Bäume innerhalb des Grundstücks kompensiert werden, welche 
als entsprechende Pflanzgebote festgesetzt werden. 

Land- und forstwirtschaftliche Flächen werden durch das Bauvorhaben nicht umgenutzt.  

 

6.3.10 Schutzgut Biologische Vielfalt 

Bestand Das Plangebiet ist von einem Wohngebäude sowie einem Gartenschuppen bestanden, 
welche von einem Garten als Grünfläche umgeben sind. Im Garten dominiert der in Sied-
lungsbereichen übliche Zierrasen. 

Bezüglich der Artausstattung werden die typischen an Siedlungen angepassten Arten in-
nerhalb des Plangebiets erwartet.  

Seltene oder besondere Pflanzenarten konnten bei der Begehung nicht festgestellt wer-
den, das Plangebiet fungiert also nur in sehr geringem Maße als Lebensraum verschiede-
ner Artengruppen (z.B. Vögel). 

 

Maßnahmen Die Maßnahmen, die im Zuge des Schutzgutes Tiere und Pflanzen sowie im Artenschutz 
umgesetzt werden, haben alle auch einen positiven Effekt auf das Schutzgut Biologische 
Vielfalt.  

Da durch die Änderung des Bebauungsplans lediglich kleinere Anpassungen vollzogen 
werden, ergeben sich im Vergleich zum rechtsverbindlichen Bebauungsplan keine zusätz-
lichen Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung. 

Gesonderte Maßnahmen für das Schutzgut Biologische Vielfalt werden nach derzeitigem 
Kenntnisstand nicht als erforderlich angesehen. 
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6.3.11 Wechselwirkungen 

Vorbemerkung Im Rahmen der Umweltbelange werden die Wechselwirkungen zwischen gruppierten Schutzgütern gegenübergestellt. 
 

Ergebnis Durch die Aufstellung des Bebauungsplans „Poche“ ergibt sich keine erhebliche Betroffenheit von Wirkungsketten, d.h. es sind keine sich negativ 
verstärkende Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten Schutzgütern zu erkennen. Auf eine weitere Betrachtung wird verzichtet. 

Tabelle 1: Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 

 Mensch Tiere/ Pflanzen, Biologi-
sche Vielfalt 

Boden, Wasser, Luft 
als abiotische Faktoren 

Fläche Landschaft, Klima, Natür-
liche Ressourcen 

Kultur und Sach-
güter 

Unfälle / Katastrophen Emissionen/ Energie-
nutzung/ Abfall 

Mensch  Struktur und Ausprägung 
des Wohnumfeldes und 
des Erholungsraumes 

Nutzung/ Notwendigkeit der 
abiotischen Faktoren-
gruppe zum Überleben 

Nutzung und Ver-
brauch der Fläche 

Prägung durch Nutzung 
Ressourcen, Steuerung 
Luftqualität/ Mikroklima. 
Beeinflussung Wohnumfel-
des und des Wohlbefindens 

Bestandteile der 
Siedlungshistorie 
und -entwicklung.  

negative bis zerstörende 
Wirkung auf das Schutz-
gut Mensch und die 
menschliche Gesundheit 

Negative Wirkung auf 
das Schutzgut Mensch 
und die menschliche 
Gesundheit 

Tiere/ Pflanzen, 
Biologische 
Vielfalt 

Störungen und Verdrängen 
von Arten, Trittbelastung 
und Eutrophierung, Arten-
verschiebung 

 Standortfaktor für Pflanzen/ 
Tiere und Lebensmedium  

Nutzung, Revierbil-
dung, Ausprägung 
Pflanzengesell-
schaften 

Luftqualität, Standortfaktor, 
Prägung der Landschaft, 
weitestgehend nachhaltige 
Nutzung der Ressourcen 

Lebensraum für an-
gepasste Arten 

negative bis zerstörende 
Wirkung auf das Schutz-
gut Tiere / Pflanzen 

keine, Lebewesen wer-
den als Teil des Ökosys-
tems betrachtet 

Boden, Wasser, 
Luft als abioti-
sche Faktoren 

Strukturveränderung, Eu-
trophierung und Stoffein-
träge, Gefährdung durch 
Verschmutzung 

Lebensraum, Wasserrück-
haltung, Reinigung durch 
Pflanzen, Tiere, Mikroorga-
nismen im Systemgefüge 

 Flächenangebot be-
stimmt die Ausdeh-
nung und Ausprä-
gung der Faktoren 

Landschaftsbildung, Cha-
rakterisierung von Stand-
ortfaktoren, abiotische Fak-
toren = natürliche Ressour-
cen 

Erhalt und Verände-
rung von Kultur- und 
Sachgütern 

abiotische Faktoren kön-
nen Unfälle/ Katastrophen 
verursachen 

abiotische Faktoren 
können Emissionen 
Verursachen 

Fläche Verbrauch und Verände-
rung naturnaher Flächen 
durch anthropogene Nut-
zung 

beeinflussen Eigenart der 
Fläche 

Formung der Fläche  schließt Landschaft ein, be-
stimmt Landschaft und 
Klima, stellt natürliche Res-
sourcen bereit 

bietet Platz zur 
Schaffung von Kul-
tur und Sachgütern 

bietet Raum für Unfälle 
oder Katastrophen 

beeinflusst Fläche, be-
dingt Standortfaktoren 

Landschaft, 
Klima, Natürli-
che Ressour-
cen 

Nutzung und Verbrauch der 
Ressourcen, Veränderung 
der Landschaft, Beeinflus-
sung des Klimas durch Be-
bauung 

Lebensraum, Lebensbedin-
gungen, Ausprägung der 
Standortvoraussetzungen 

Formung der Landschaft, 
bestimmt Verfügbarkeit der 
Ressourcen und bildet 
Mikroklima aus 

Einteilung und Prä-
gung der Fläche 

 sind aneinander an-
gepasst 

beeinflussen Landschaft 
und Klima, können Res-
sourcen beeinträchtigen 

beeinflussen Klimawir-
kung, Verbrauch von 
Ressourcen 

Kultur- und 
Sachgüter 

werden durch den Men-
schen geschaffen und ge-
formt 

Nutzung von Kultur und 
Sachgütern, ggf. Beein-
trächtigung 

Beeinflussung/ Verände-
rung der Kultur und Sach-
güter 

charakterisiert und 
prägt Fläche 

Bedingt die Entstehung/ Art 
und Weise von Siedlungs-
strukturen 

 verändern oder zerstören verändern, zerstören 

Unfälle / Kata-
strophen 

Werden indirekt und direkt 
durch den Menschen verur-
sacht oder verhindert 

verhindern Naturkatastro-
phen, weisen auf Verände-
rungen im Ökosystem hin 

können durch abiotische 
Faktoren ausgelöst werden 

kann die Wirkung 
oder das Risiko ver-
ringern 

Differenzierte Gefährdung 
Landschaft durch Klima 
oder Ressourcenabbau  

Erhalt bedingt oder 
verhindert Katastro-
phen 

 lösen Unfälle und Kata-
strophen aus 

Emissionen/ 
Energienut-
zung/ Abfall 

verursacht Emission, nutzt 
und produziert Energie und 
erzeugt Abfall 

keine, Lebewesen werden 
als Teil des Ökosystems 
betrachtet 

können durch abiotische 
Faktoren ausgelöst wer-
den, aus abiotischen Fakto-
ren kann Energie gewon-
nen werden 

bietet Raum für 
Emittenten, Lage-
rung von Müll und 
zur Nutzung von 
Energie  

Aufnahme der Emission, 
bedingt Möglichkeiten der 
Energienutzung und Abfall-
aufkommen 

Verursachen Emis-
sionen oder Abfälle, 
Verbrauch von Ener-
gie durch Erhalt 

Emissionen werden aus-
gelöst, Abfälle entstehen, 
zur Behebung wird Ener-
gie benötigt 

 



galaplan decker  Umweltbelange nach § 13a BauGB 
Am Schlipf 6  1.Änderung des Bebauungsplans „Poche“ 
79674 Todtnauberg  Gemeinde Oberried, Gemarkung Hofsgrund 
 

 29 

7 Zusammenfassung  

Anlass Das Wohngebäude Silberbergstraße 28 soll im Nordwesten durch einen Anbau erweitert 
werden. Durch die Änderung am Bebauungsplan „Poche“ werden dafür kleinere Anpas-
sungen, insbesondere die Erhöhung der Grundfläche um 60 m² auf 240 m², vollzogen. 

 

Verfahren Die Bebauungsplanaufstellung erfolgt ohne Umweltprüfung im beschleunigten Verfahren 
nach § 13a BauGB.  

 

Plangebiet Der Bebauungsplan „Poche“ bezieht sich auf das Flurstück 31/8 sowie den nordwestlich 
angrenzenden Bereich des Flurstücks 31 der Gemarkung Hofsgrund. Der Geltungsbereich 
umfasst eine Grundfläche von ca. 989 ha. 

 

Eingriffe Veränderungen gegenüber dem rechtskräftigen Bebauungsplan: 

Im rechtskräftigen Bebauungsplan „Poche“ ist für das Flurstück 31/8 eine überbaubare 
Fläche von 180 m² ausgewiesen. Durch den geplanten Anbau wird die überbaubare 
Grundfläche für das Baugrundstück um 60 m² auf 240 m² erhöht.  

Dadurch gehen kleinflächig Privatgartenflächen verloren. Es entstehen jedoch allenfalls 
geringe Beeinträchtigungen für die Schutzgüter.  

Veränderungen gegenüber dem jetzigen Bestand im Gelände:  

Im Bereich der geplanten Erweiterung des Wohngebäudes befindet sich eine gepflasterte 
Terrasse auf 22 m², die bereits teilversiegelt ist, sowie eine Grünfläche (38 m²), welche als 
Zierrasen eingestuft wird. Vom Vorhaben sind somit keine hochwertigen Flächen betroffen. 

Durch die zusätzliche Überbauung von 60 m² ergibt sich ein Verlust der Bodenfunktionen 
auf dieser Fläche sowie geringfügige Verringerung der Grundwasserneubildung.  

 

Kompensation 

 

Kompensation für den Entfall der nach § 9 (1) Nr. 20 BauGB festgesetzten privaten Grün-
fläche 

Die bisher festgesetzte Grünfläche mit Anpflanzgebot entlang der Westgrenze wird nicht 
mehr planrechtlich festgesetzt. Die Gartenflächen bleiben jedoch zum Großteil erhalten.  

Zur Einbindung gegenüber der freien Landschaft sowie zur Kompensation durch den Ent-
fall der bisher festgesetzten Grünfläche erfolgen im Bereich der Westgrenze die Festset-
zung von 2 Pflanzgeboten und Pflanzbindungen für die vorhandenen Bäume.  

 

Maßnahmen Vermeidung und Minimierung sowie Teilkompensation  

➢ Die Beschränkung der zu versiegelnden Fläche auf das unbedingt notwendige 
Mindestmaß. 

➢ Oberirdische Stellplätze und deren Zufahrten sowie private Erschließungswege 
sind in wasserdurchlässiger Ausführung (Mittlerer Abflussbeiwert ≤ 0,5) herzustel-
len, z.B. Pflaster mit offenen Fugen, Rasengitter oder Schotterrasen. 

➢ Flachdächer und flachgeneigte Dächer von Garagen und Nebengebäuden mit ei-
ner Dachneigung bis zu 10° sind zu einem Anteil von mindestens 80% extensiv zu 
begrünen. Die Substratschicht beträgt mindestens 5 cm. 

➢ Für die öffentliche und private Außenbeleuchtung sind insektenfreundliche und 
energieeffiziente Ausführungen zu wählen. Die Leuchten sind staubdicht und so 
auszubilden, dass eine Lichteinwirkung nur auf die zu beleuchtende Fläche erfolgt 
und nicht in Richtung des Himmelskörpers. 

➢ Die im zeichnerischen Teil zur Erhaltung festgesetzten Bäume sind zu pflegen, zu 
schützen und dauerhaft zu erhalten. Die Bäume sind gegenüber Verletzungen 
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oder Verdichtungen des Wurzelraums zu schützen. Abgängige Bäume sind ge-
mäß der Pflanzliste im Anhang zu ersetzen (Pflanzqualität Hochstamm mit Ballen, 
3 x verpflanzt, Stammumfang mind.18 cm). 

➢ Bei Baugrundstücken ab einer Größe von 500 m² sind insgesamt 2 Bäume gemäß 
der Pflanzliste im Anhang neu zu pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. 
Die Bäume sind gegenüber Verletzungen oder Verdichtungen des Wurzelraums 
zu schützen. Abgängige Bäume sind zu ersetzen (Pflanzqualität Hochstamm mit 
Ballen, 3 x verpflanzt, Stammumfang mind. 18 cm). 

➢ Die unbebauten Flächen bebauter Grundstücke sind gärtnerisch als Grünflächen 
zu gestalten, mit Gehölzen, Stauden oder Gräsern zu bepflanzen und dauerhaft 
zu unterhalten.  

➢ Nebenflächen wie Mülltonnenplätze, Abfallplätze und Lagerplätze sind dauerhaft 
gegenüber dem Straßenraum und anderen öffentlichen Räumen abzuschirmen 
und gegen direkte Sonneneinstrahlung zu schützen. Die Anlagen zur Abschir-
mung sind - sofern es sich bei diesen nicht bereits um Gehölze (Hecken) handelt 
- zu begrünen (Kletterpflanzen oder Spalierbäume).  

➢ Im Plangebiet sind geeignete Maßnahmen zur Minderung des Abflusses von Nie-
derschlagswasser vorzusehen. Zu diesem Zweck ist das auf Dachflächen, Terras-
sen, Zufahrten, Wegen usw. anfallende Niederschlagswasser schadlos auf dem 
Grundstück mit Notüberlauf in die Regenwasserkanalisation zur Versickerung zu 
bringen. 

➢ Kann nachgewiesen werden, dass eine Versickerung nicht möglich ist, kann das 
anfallende Regenwasser in einer Retentionszisterne gesammelt und gedrosselt 
mit einem Drosselabfluss von 0,3 l/s je 100 m² befestigte Fläche abgeleitet wer-
den. Die Notüberläufe von Regenspeichern/Zisternen sind an die öffentliche Re-
genentwässerung (Regenwasserkanal) anzuschließen). 

➢ Die Vermeidung von Schadstoffemissionen mit wassergefährdenden Stoffen wäh-
rend der Bauarbeiten (z.B. Treib- und Schmierstoffe). 

 

 Im Hinblick auf den Artenschutz ist zudem folgendes zwingend zu beachten: 

Fledermäuse 

➢ Die Bauarbeiten sind ausschließlich tagsüber auszuführen, da sich die Fleder-
mäuse dann in der Ruhephase befinden und somit Flugkorridore während der 
Jagdphase nicht beeinträchtigt werden. Nächtliche Ausleuchtungen der Baustelle 
sind zu unterlassen. 

➢ Dauer-Beleuchtungen an den geplanten Gebäuden sind zu unterlassen, da so 
eine Störung der Fledermäuse während der Jagd bzw. während des Transferflu-
ges in die Jagdgebiete vermieden werden kann. 

➢ Weitere nächtliche Beleuchtungen sollten, wenn möglich, vermieden werden oder 
müssen fledermausfreundlich gestaltet werden (Anbringung der Beleuchtung nur 
dort wo unbedingt notwendig; Verwendung von „Fledermausleuchten“ mit einem 
Lichtspektrum um 590 nm, ohne UV-Anteil). Evtl. ist ein adaptives Beleuchtungs-
konzept mit Bewegungsmeldern umsetzbar. Die Leuchtkörper sind ausschließlich 
im oberen Gebäudebereich an der Außenfassade anzubringen, wobei der Licht-
kegel nach unten zeigen muss). 

Vögel 

➢ Vor Bauarbeiten am Bestandsgebäude muss sichergestellt sein, dass kein Vogel 
im Bereich der Bauarbeiten und angrenzend nistet. Die Bauarbeiten sollten daher 
außerhalb der Brutperiode der Avifauna (d.h. im Zeitraum von Anfang Oktober bis 
Ende Februar eines jeden Jahres) beginnen. Ist die Einhaltung des Zeitfensters 
ggf. aus baulogistischen Gründen schwierig, muss durch entsprechende Entwer-
tungsmaßnahmen in den Wintermonaten sichergestellt werden, dass sich dort 
keine potenziellen Nistmöglichkeiten mehr für die Vogelfauna befinden. Sind keine 
Nester vorzufinden, kann der Gebäudeabriss bzw. Bauarbeiten am Gebäude 
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durch eine Fachkraft freigegeben werden. Sollten Nester vorgefunden werden, 
sind die Arbeiten entsprechend auf das Ende der Brutperiode zu verschieben. 

 

Ergebnis Eine vollständige Kompensation der für die Schutzgüter entstehenden Eingriffe ist durch 
die festgesetzten Maßnahmen zwar nicht möglich, aufgrund des gewählten Planverfah-
rens nach § 13a BauGB ist eine vollständige Kompensation aber auch nicht erforderlich. 

Der Entfall der bisher festgesetzten privaten Grünfläche nach § 9 (1) Nr. 20 BauGB kann 
durch zwei neu gepflanzte Bäume innerhalb des Grundstücks kompensiert werden, welche 
als entsprechende Pflanzgebote festgesetzt werden. 

 

Artenschutz Im Zuge der Änderung des Bebauungsplans „Poche“ wurde eine Artenschutzrechtliche 
Einschätzung erarbeitet. 

Es ergab sich eine mögliche Betroffenheit von Vögeln und Fledermäusen. Um das Eintre-
ten von Verbotstatbeständen zu verhindern, sind Vermeidungs- und Minimierungsmaß-
nahmen einzuhalten bzw. umzusetzen. 

  



galaplan decker  Umweltbelange nach § 13a BauGB 
Am Schlipf 6  1.Änderung des Bebauungsplans „Poche“ 
79674 Todtnauberg  Gemeinde Oberried, Gemarkung Hofsgrund 
 

 32 

8 Anhang 

Pflanzliste  

Zulässig sind:  

1) standortgerechte, landschaftstypische und in der Gemeinde Oberried 1heimische Laub-
baumarten mit einem Stammumfang von mindestens 18 cm aus dem Herkunftsgebiet 7 
(Quelle: Gebietsheimische Gehölze in Baden-Württemberg, LfU 2002): 

Acer platanoides Spitz-Ahorn 

Acer pseudoplatanus Berg-Ahorn 

Betula pendula Hänge-Birke 

Carpinus betulus Hainbuche 

Fagus sylvatica Rotbuche 

Prunus avium Vogelkirsche  

Quercus robur Stiel-Eiche 

Sorbus aria Echte Mehlbeere  

Sorbus aucuparia Vogelbeere 

Tilia platyphyllos Sommer-Linde 

Ulmus glabra Berg-Ulme  

 

 

2) hochstämmige, heimische Obstbaumarten mit einem Stammumfang von mindestens 

18 cm zum Pflanzzeitpunkt wie zum Beispiel: 

Äpfel Blauacher, Kaiser Wilhelm, Oldenburg, Jakob Fischer, Brettacher, Bo-
skoop, Gewürzluiken, Blenheim Goldrenette, Trierer Weinapfel, Anana-
srenette, Gravensteiner, Danziger Kant, Goldparmäne, Berlepsch Gol-
drenette, Bohnapfel, Zuccalmaglio 

Birnen  Gute Luise, Sülibirne, Gelbmöstler, Conference, Gellerts Butterbirne, 
Alexander Lucas, Schweizer Wasserbirne 

Kirschen Burlat, Beutelsbacher, Büttners rote Knorpelkische 

Nussbäume Walnuss 

Pflaumen / Zwetschgen  Bühler Frühzwetschge, Ontariopflaume, The Czar, Hanita 

 
1 Für den Ortsteil Hofsgrund, der zur Gemeinde Oberried gehört, gibt es keine eigene Pflanzliste. Deshalb 

wird die Pflanzliste der Gemeinde Oberried vorgegeben.  
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A STELLUNGNAHMEN DER BEHÖRDEN UND TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 

 
Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 

A.1 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 410 Baurecht und Denkmalschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 16.04.2024) 

Anregungen und Hinweise aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan 
mit Begründung und ggf. Rechtsgrund-
lage: 

 

A.1.1 Anlass für die Bebauungsplanänderung ist 
der Wunsch eines Eigentümers, auf sei-
nem privaten Grundstück zusätzlichen 
Wohnraum in Form eines Anbaus an das 
bestehende Wohnhaus zu schaffen. Die 
Gemeinde hat das Anliegen geprüft und 
befürwortet die größere Ausnutzbarkeit 
des Grundstücks. Wir regen an, die aktu-
elle Planung zum Anlass für eine Prüfung 
zu nehmen, ob über den Geltungsbereich 
der 1. Änderung hinaus auch für andere 
Bereiche des Bebauungsplangebiets ein 
Bedürfnis besteht, die Vorschriften des 
Bebauungsplans im Sinne einer Verein-
heitlichung und Quergerechtigkeit zu über-
arbeiten. 

Dies wird nicht berücksichtigt. 

Mit der vorgelegten Bebauungsplanänderung 
möchte die Gemeinde punktuell und anlassbezogen 
auf eine beabsichtigte bauliche Erweiterung reagie-
ren. So soll lediglich das konkrete Vorhaben ermög-
licht und damit ein bislang mindergenutztes Grund-
stück im Sinne der Nachverdichtung besser ausge-
nutzt werden.  

A.1.2 Für die nicht von der 1. Änderung betroffe-
nen Teile des Bebauungsplans „Poche" 
sollen nach § 3 des Satzungsentwurfs und 
dem einleitenden Satz der Bebauungsvor-
schriften die planungsrechtlichen und bau-
ordnungsrechtlichen Festsetzungen un-
verändert fortgelten. Da die örtlichen Bau-
vorschriften für den Deckblattbereich je-
doch (abschließend) neu gefasst werden 
soll, bitten wir die Aussage, dass die bau-
ordnungsrechtlichen Festsetzungen „fort-
gelten" sollen, zu prüfen und die Angaben 
ggf. zu streichen. 

Dies wird berücksichtigt. 

Der Wortlaut in § 3 der Satzungen und in im einlei-
tenden Satz der Bebauungsvorschriften wird dahin-
gehend geändert, dass hinreichend klargestellt wird, 
für welche Bereiche des zugrundeliegenden Bebau-
ungsplans die bestehenden Festsetzungen fortgel-
ten und für welchen Bereich (Deckblattbereich) die 
bauordnungsrechtlichen Festsetzungen neu gefasst 
werden.  

A.1.3 Demzufolge sollte auch aus Gründen der 
Normenklarheit in § 3 des Satzungsent-
wurfs ergänzt werden, dass die Ortsbau-
satzung für die Gemarkung Hofsgrund 
vom 23.06.1971 für den Geltungsbereich 
der 1. Änderung keine Anwendung findet. 

Dies wird berücksichtigt. 

§ 3 der Satzungen wird dahingehend ergänzt, dass 
die Ortsbausatzung für den Deckblattbereich keine 
Anwendung mehr findet. 

A.1.4 Die Höhenfestsetzungen werden für den 
Deckblattbereich um eine zusätzliche 
Festsetzung ergänzt, stellen im Übrigen 
jedoch auf die bisher erlassenen Vor-
schriften zu den Gebäudehöhen des Be-
bauungsplans „Poche" ab, insbesondere 
wie die max. zulässigen Höhen zu ermit-
teln sind. 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Festsetzung in Ziffer 8.2 entfällt für den Deck-
blattbereich zum Satzungsbeschluss ersatzlos. Da-
mit ist eindeutig bestimmt, dass als untere Bezugs-
ebene für die zulässige Höhe baulicher Anlagen 
(TH, FH) die im zeichnerischen Teil mit 1065,5 m ü. 
NN angegebene Höhenbezugsebene maßgebend 
ist. 
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Danach könnte zwar fraglich sein, ob für 
das Grundstück die im zeichnerischen Teil 
mit 1065,5 m ü.NN angegebene „Höhen-
bezugsebene („HBE") als unterer Bezugs-
punkt maßgebend ist (Ziffer 8.1), oder ob 
das Grundstück als bebaut anzusehen ist 
und daher die Festsetzung in Ziffer 8.2 
vorrangig Anwendung findet. Wir bitten je-
doch in jedem Fall zu prüfen, ob Ziffer 8.2 
dieser Festsetzungen („Bei bestehenden 
Gebäuden sind die Höhen ab Erdge-
schoßfußboden zu messen. Sofern Über-
schreitungen vorhanden sind, ist das die 
Obergrenze.") materiell rechtmäßig sein 
kann. Gemäß § 18 BauNVO sind bei Fest-
setzung der Höhen baulicher Anlagen die 
erforderlichen Bezugspunkte zu bestim-
men. Nach der Rechtsprechung des VGH 
BW kann dabei als erforderlicher unterer 
Bezugspunkt nach § 18 Abs. 1 BauNVO 
nicht die Erdgeschossfußbodenhöhe be-
stimmt werden, wenn diese ihrerseits nicht 
durch einen festen Bezugspunkt außer-
halb des Vorhabens festgelegt ist (VGH 
BW, Urt. v. 19.04.2018 - 8 S 2573/15 - ju-
ris, Rn. 70). Da die Erdgeschossfußboden-
höhe von Bestandsgebäuden jederzeit 
veränderlich ist, stellt sie keinen festen Be-
zugspunkt in o.g. Sinne dar. Wir bitten da-
her zu prüfen, ob die Höhenfestsetzungen 
für den Änderungsbereich insgesamt 
überarbeitet werden sollte. 

A.1.5 Die Planänderung hat u.a. zur Folge, dass 
die für die Grundstücke entlang der Silber-
bergstraße durchgehend festgesetzte pri-
vate Grünfläche mit Anpflanzgebot unter-
brochen wird bzw. für den Deckblattbe-
reich entfällt. Ausweislich Ziffer 3 der Be-
gründung zum ursprünglichen Bebau-
ungsplan „Poche" sollte mit den privaten 
Grünflächen ein „gewisser Ausgleich" für 
die Auswirkungen auf Natur und Land-
schaft erreicht werden. Die vorgesehenen 
Pflanzfestsetzungen sollten einen natürli-
chen Übergang in die freie Landschaft ver-
mitteln. 

§ 13a Abs. 2 Ziffer 4 BauGB stellt die Ge-
meinde von der bauplanungsrechtlichen 
Eingriffsregelung nach § 1a Abs. 3 BauGB 
frei, so dass ein Ausgleich für nicht ver-
meidbare Eingriffe i.d.R. nicht erforderlich 
ist. Dies gilt indes nicht uneingeschränkt. 
Der VGH BW hat bereits entschieden, 
dass eine Gemeinde, die aufgrund von 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Der potenzielle Ausgleichsbedarf wurde geprüft. Um 
den Entfall der privaten Grünfläche auszugleichen, 
wurde die Festsetzungen von insgesamt zwei 
Baumpflanzungen innerhalb des Deckblattbereichs 
aufgenommen. Die Berechnung kann den Umwelt-
belangen (Umweltbeitrag) entnommen werden. 
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§ 1a Abs. 3 in Verbindung mit § 9 Abs. 1 
Nr. 20 oder 25 Buchst. a oder b BauGB 
festgesetzte Flächen im Rahmen einer 
späteren Planänderung als Baufläche 
ausweist, für diese trotz der grundsätzli-
chen Freistellung von der Eingriffsrege-
lung im beschleunigten Verfahren an an-
derer Stelle einen Ausgleich im Sinne von 
§ 1a Abs. 3 BauGB schaffen muss (vgl. 
VGH BW, Urt. v. 09.09.2020, 5 S 734/18, 
Rn. 94). 

Ob hiernach ein Ausgleich zu leisten ist, 
bestimmt sich nach § 1a Abs. 3 BauGB. 
Danach sind die Vermeidung und der Aus-
gleich voraussichtlich erheblicher Beein-
trächtigungen des Landschaftsbildes so-
wie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit 
des Naturhaushalts in seinen in § 1 Absatz 
6 Nummer 7 Buchstabe a BauGB bezeich-
neten Bestandteilen in der Abwägung 
nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichti-
gen. In dieser Abwägung können u.E. 
durchaus die Bewertungen im Umweltbei-
trag Beachtung finden, dass durch den 
Wegfall der Grünfläche allenfalls geringfü-
gige Auswirkungen auf die o.g. Schutzgü-
ter entstehen. 

A.1.6 Nach Inkrafttreten des geänderten Bebau-
ungsplans bitten wir bei der Übersendung 
einer ausgefertigten Fassung der Satzung 
den gefertigten zeichnerischen Teil so-
wohl als maßstabsgerecht ausgeschnitte-
nes Deckblatt vorzulegen, das auf dem ur-
sprünglichen Bebauungsplan angebracht 
werden können, als auch ein (nicht ausge-
schnittenes) Exemplar des zeichnerischen 
Teils im Papierformat, das für die IN-
SPIRE-konforme Bereitstellung dienen 
kann. 

Dies wird berücksichtigt. 

Nach Abschluss des Verfahrens wird der Bebau-
ungsplan den Behörden entsprechend zur Verfü-
gung gestellt. 

A.1.7 Im Rahmen der Offenlage sind die nach 
§ 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB zu veröffentli-
chenden Unterlagen und der Inhalt der Be-
kanntmachung über das zentrale Internet-
portal des Landes unter www.uvp-ver-
bund.de zugänglich zu machen (vgl. § 3 
Abs. 2 Satz 5 Hs. 2 BauGB). Gleiches gilt 
gemäß den §§ 6a Abs. 2, 10a Abs. 2 
BauGB für die in Kraft getretene Planung. 

Dies wird berücksichtigt. 

Nach Abschluss des Verfahrens wird der Bebau-
ungsplan über das zentrale Internetportals des Lan-
des zugänglich gemacht. 

A.1.8 Die Begründung ist zu gegebener Zeit auf 
den Stand der endgültigen Planung unter 
Berücksichtigung des Abwägungsergeb-
nisses zu bringen. 

Dies wird berücksichtigt. 

Ggf. anfallenden Änderungen infolge des Abwä-
gungsergebnisses werden in der Begründung über-
nommen. 

http://www.uvp-verbund.de/
http://www.uvp-verbund.de/
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A.1.9 Wir bitten um weitere Beteiligung am Ver-
fahren und zu gegebener Zeit um Über-
mittlung einer Ergebnismitteilung zu den 
von uns vorgetragenen Anregungen. So-
fern zur Offenlage noch Anregungen oder 
Einwendungen eingegangen sind, sollten 
die Absender über das Ergebnis der Be-
handlung ihrer Anregungen im Rahmen 
der Abwägung schriftlich möglichst unmit-
telbar nach dem Satzungsbeschluss un-
terrichtet werden. 

Dies wird berücksichtigt. 

Das Verfahren soll nun mit dem Satzungsbeschluss 
abgeschlossen werden. Die Ergebnismitteilung er-
folgt nach Abschluss des Verfahrens.  

 

A.1.10 Wir bitten nach Abschluss des Verfahrens 
um Übersendung einer ausgefertigten Pa-
pierfassung des Planes. Dabei sollten alle 
Bestandteile des Planes ausgefertigt sein, 
sofern diese nicht zu einer Urkunde ver-
bunden sind. 

Eine Mehrfertigung des Planes ist nach 
Abschluss auch dem Raumordnungskata-
ster beim Regierungspräsidium Freiburg, 
Referat 21, Bissierstraße 7, D - 79114 
Freiburg i. Br. (z.H. Herrn Dipl. - Geol. Pe-
ter Schneider Tel.: 208 - 4692) zu über-
senden. 

Dies wird berücksichtigt. 

Nach Abschluss des Verfahrens wird der Bebau-
ungsplan den Behörden entsprechend zur Verfü-
gung gestellt. 

A.1.11 Hinweis zur INSPIRE-Richtlinie: 

Die Gemeinden sind nach § 6 LGeoZG 
(Umsetzung der Richtlinie 2007/2/EG vom 
14. März 2007 des Europäischen Parla-
ments und des Rates zur Schaffung einer 
Geodateninfrastruktur in der Europäi-
schen Gemeinschaft (INSPIRE)) verpflich-
tet, Satzungen nach baurechtlichen Vor-
schriften, die bei den Gemeinden in elekt-
ronischer Form vorliegen, auch als Geoda-
ten bereitzustellen. Für die Bereitstellung 
ist das einheitliche Datenformat "XPIa-
nGML" zu verwenden. 

Entsprechend der vertraglichen Vereinba-
rung mit dem Landkreis stellt die Ge-
meinde in der für die Verarbeitung und 
Veröffentlichung eingerichteten Plattform 
„BPIan Cloud" folgende Daten zur Verfü-
gung: 

a. Eine mit dem 5.0 BW-Profil konforme 
XPIanGML Datei (.gml; EPSG Code: 
25832) 

b. Ein transparent hinterlegtes Rasterbild 
plus Georeferenzierungsdatei (.png + 
.pgw) 

c. Alle zeichnerischen und textlichen 
Teile der Satzung als PDF Dokumente 
(.pdf) 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 



Gemeinde Oberried – Gemarkung Hofsgrund Stand: 13.05.2024 
1. Änderung des Bebauungsplans „Poche“  
  
Abwägung der Stellungnahmen aus der Offenlage Seite 7 von 18 
 
 

24-05-13 Abwägung Offenlage (24-05-02).docx 

Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 

d. Eine ausgefüllte Zeile in der Sachda-
tentabelle (.xlsx) 

Für Satzungen, deren Aufstellungsbe-
schluss vor dem Stichtag 01.08.2021 liegt 
(gemäß Rundmail vom 20.01.2022), über-
nimmt das Landratsamt die Überführung in 
das XPIanGML Format. In diesen Fällen 
genügt es, dass die Gemeinde die unter 
den Ziffern c. und d. genannten Unterla-
gen auf der Plattform zur Verfügung stellt. 

Die digitale Bereitstellung für neue bzw. 
neu geänderte Satzungen erfolgt nach der 
Vereinbarung mit dem Landkreis innerhalb 
von drei Monaten nach Rechtswirksamkeit 
der Satzung. 

Nähere Informationen und Anleitungen zur 
INSPIRE-konformen Bereitstellung kön-
nen den mit Rundmail vom 13.07.2021 
übersendeten Dokumenten (u.a. FAQs 
und Ablauf zum Austausch von Bebau-
ungsplandaten) entnommen werden. 

A.2 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 420 Naturschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 16.04.2024) 

Anregungen und Hinweise aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan 
mit Begründung und ggf. Rechtsgrund-
lage: 

 

A.2.1 Gemäß den vorliegenden Unterlagen wird 
der Bebauungsplan im beschleunigten 
Verfahren nach § 13a BauGB aufgestellt. 
Ein naturschutzrechtlicher Ausgleich ist -
wie in den Planunterlagen dargelegt - 
grundsätzlich nicht erforderlich. Allerdings 
hat die Planänderung zur Folge, dass die 
an der westlichen Grundstücksgrenze 
festgesetzte private Grünfläche mit An-
pflanzgebot unterbrochen wird bzw. für 
den Deckblattbereich entfällt. Die Pflanz-
festsetzungen sollten einen natürlichen 
Übergang in die freie Landschaft vermit-
teln. Hier sollte geprüft werden, ob der 
Teilbereich, der nicht vom geplanten An-
bau betroffen ist, weiterhin als private 
Grünfläche mit Pflanzgebot festgesetzt 
werden kann. 

Die naturschutzrechtlichen Belange sind 
dennoch in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 
BauGB zu berücksichtigen, soweit sie der 
Abwägung zugänglich sind. Naturschutz-
rechtliche Verbotstatbestände sind weiter-
hin zu beachten (insbesondere Bio-
topschutz, Natura 2000, Artenschutz). 

Dies wird teilweise berücksichtigt. 

Im Bereich der privaten Grünfläche befinden sich 
derzeit keine Strauchpflanzungen entsprechend der 
Pflanzfestsetzungen im bestehenden Bebauungs-
plan. Der natürliche Übergang in die freie Land-
schaft bleibt durch die bereits bestehenden Garten-
flächen weiterhin gewährleistet. Der Entfall der fest-
gesetzten Grünfläche wird an anderer Stelle ausge-
glichen, in dem zwei Baumpflanzungen auf dem 
Grundstück festgesetzt werden. Die planungsrecht-
lichen Festsetzungen für den Deckblattbereich wer-
den entsprechend ergänzt.  
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Den Bebauungsplanunterlagen ist eine 
Zusammenfassung der Umweltbelange 
nach § 13 a BauGB, erstellt durch das 
Büro galaplan decker (Stand: 11.03.2024), 
beigefügt. Dieses ist aus naturschutzfach-
licher Sicht plausibel und es sind somit 
keine weiteren Erhebungen erforderlich. 

A.3 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 520 Brand- und Katastrophenschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 16.04.2024) 

Anregungen und Hinweise aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan 
mit Begründung und ggf. Rechtsgrund-
lage: 

 

A.3.1 Für die Nutzungseinheiten im geplanten 
Anbau, deren zweiter Rettungsweg über 
Rettungsgeräte der Feuerwehr sicherge-
stellt werden muss, sind in Abhängigkeit 
der Gebäudehöhe entsprechende Zu-
gänge bzw. Zufahrten und Aufstellflächen 
zu schaffen (§ 2 Abs. 1-4 LBOAVO). 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Erforderliche Zugänge, Zufahrten und Aufstellflä-
chen für die Feuerwehr sind auf Ebene der Bauge-
nehmigung zu berücksichtigen. 

A.4 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 530 Wirtschaft und Klima 
(gemeinsames Schreiben vom 16.04.2024) 

Anregungen und Hinweise aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan 
mit Begründung und ggf. Rechtsgrund-
lage: 

 

A.4.1 Im Sinne der Klimaanpassung empfehlen 
wir, als Hinweis ergänzend zu den Örtli-
chen Bauvorschriften folgende Ausführun-
gen aufzunehmen: „Material und Farbe 
der Gebäude sollten so gewählt werden, 
dass eine Aufheizung der Gebäude weit-
gehend vermieden wird (helle Farben, Ma-
terialien, die sich wenig aufheizen). Damit 
wird nicht nur der nachträgliche Kühlbe-
darf im Gebäude selbst, sondern auch die 
Aufheizung der Umgebung (Hitzeinsel) re-
duziert." 

Dies wird nicht berücksichtigt. 

Da es sich um die Erweiterung eines Bestandsge-
bäudes handelt, werden keine Vorgaben zu Material 
und Farbe der Gebäude(hülle) getroffen. Der Anbau 
soll sich optisch sowohl an das bestehende Wohn-
haus anschließen als auch im Ortsbild eingliedern. 

A.5 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 580 Landwirtschaft 
(gemeinsames Schreiben vom 16.04.2024) 

Anregungen und Hinweise aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan 
mit Begründung und ggf. Rechtsgrund-
lage: 

 

A.5.1 Gegen die innerörtliche Wohnraumnach-
verdichtung im Bebauungsplangebiet aus 
2003 bestehen aus landwirtschaftlicher 
Sicht keine Bedenken. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 
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A.5.2 Aktuell wird davon ausgegangen, dass 
keine weiteren Kompensationsmaßnah-
men notwendig werden. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Nach derzeitigem Stand sind keine weiteren (exter-
nen) Kompensationsmaßnahmen erforderlich. Zum 
Satzungsbeschluss werden drei weitere Baumpflan-
zungen im textlichen Teil festgesetzt. Diese sind je-
doch innerhalb des Deckblattbereichs zu verorten. 

A.5.3 Sollten sich im weiteren Planungsverlauf 
Änderungen bezüglich externen Kompen-
sationsmaßnahmen ergeben, gelten § 15 
(3) BNatSchG (Berücksichtigung agrar-
struktureller Belange) und § 15 (6) 
NatSchG (frühzeitige Einbindung der zu-
ständigen Landwirtschaftsbehörde bei In-
anspruchnahme landwirtschaftlicher Flä-
chen). Insbesondere die zusätzliche Inan-
spruchnahme hochwertiger landwirt-
schaftlicher Produktionsflächen ist zu ver-
meiden. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.6 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 430/440 Umweltrecht / Wasser und Boden 
(Schreiben vom 24.04.2024) 

A.6.1 Bodenschutz  

A.6.1.1 Hinweise zu Verdachtsflächen schädliche 
Bodenveränderung - Schwermetalle histo-
rischer Bergbau: 

Die Planung befindet sich in einem durch 
historische Bergbautätigkeit beeinflussten 
Gebiet. Eine vom Landratsamt in Auftrag 
gegebene Detailuntersuchung 
(23.11.2016) zur bergbaubedingten 
Schwermetallbelastung der Böden im 
Landkreis BH, hat im Umfeld der Planung 
erhöhte Schwermetallgehalte im Boden 
vorgefunden. 

• Aufgrund der hier vorgefundenen, geo-
gen bedingten Schwermetallbelastung 
ist eine Verwertung innerhalb des Bau-
vorhabens möglich. Die Belastungen 
können aber beim Anfallen von Nicht-
vor-Ort verwertungsfähigem Erdaushub 
zu deutlich erhöhten Verwertungs- bzw. 
Entsorgungskosten andernorts führen. 

• Eine Umlagerung von Bodenmaterial in-
nerhalb der abgegrenzten Geltungsbe-
reiche von Böden mit großflächig erhöh-
ten Schwermetallgehalten ist möglich 
sofern: 

a) dies in Gebieten oder räumlich ab-
gegrenzten Industriestandorten mit 
erhöhten Schadstoffgehalten 
(Überschreitung VSW Anhang 1 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Der bestehende Hinweis zum Bodenschutz in den 
Bebauungsvorschriften wird um den Umgang mit 
Schwermetallbelastungen ergänzt. 
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Tab. 1 und 2) oder mehr als 10% 
mineralischer Fremdbestandteile 
erfolgt UND 

b) die in § 2 Abs. 2 Nr. 1 und 3 Buch-
stabe b und c des BBodSchG ge-
nannten Bodenfunktionen nicht zu-
sätzlich beeinträchtigt werden UND 

c) am Ort des Auf-/Einbringens die 
stoffliche Situation nicht nachteilig 
verändert wird. 

• Aufgrund der Schwermetallbelastung 
besteht für die Nutzungskategorie „Kin-
derspielflächen/Haus- und Nutzgärten" 
und „Wohngebiete" gem. BBodSchV in-
nerhalb des Belastungsgebiets ein ge-
nereller Handlungsbedarf. Zur Sicher-
stellung des gesunden Wohnens (vgl. 
§ 1, (6), Nr.1 BauGB) sind Bodenunter-
suchungen zur Abklärung eines mögli-
chen Gesundheitsrisikos erforderlich, 
sofern Kinderspielflächen oder Haus- 
und Nutzgärten von der Planung betrof-
fen sind. Hierbei sind die in Frage kom-
menden Flächen auf Schwermetalle 
und Arsen gemäß Anlage 2, Tabelle 4 
der BBodSchV (n. F.) untersuchen und 
bewerten zu lassen. 

A.6.1.2 Hinweise zur MantelV 

Seit 1.8.2023 gilt die Mantelverordnung 
(MantelV). Die neue Mantelverordnung 
besteht aus mehreren Teilen. Den Kern 
des Regelungsvorhabens bilden die Ein-
führung einer Ersatzbaustoffverordnung 
und die Neufassung der Bundes-Boden-
schutz- und Altlastenverordnung. Im Zu-
sammenhang damit werden auch die De-
ponieverordnung und die Gewerbeabfall-
verordnung geändert. Ab dem 01.08.2023 
werden durch die MantelV folgende Ver-
ordnungen ersetzt: 

• Verwaltungsvorschrift für Boden als Ab-
fall → zukünftig Ersatzbaustoffverord-
nung (EBV) 

• Dihlmann-Erlass für Baustoffrecycling 
→ zukünftig EBV 

• Bundesbodenschutz- und Altlastenver-
ordnung (1999) → zukünftig Neufas-
sung BBodSchV (n. F.) 

Generell richtet sich die umwelt- und ab-
falltechnische Untersuchung und Bewer-
tung von Böden und Bodenmaterialien 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 
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nach der MantelV. Darüber hinaus sind für 
Erd- und Tiefbauarbeiten, das Auf- und 
Einbringen von Materialien in und auf den 
Boden zukünftig die Vorgaben der Man-
telV zu beachten und umzusetzen. 
Hierbei ist zu beachten, dass neue Grenz-
werte sowie Untersuchungsmethoden 
(bspw. bei Eluatanalysen) gelten. Untersu-
chungen und abfalltechnische Einstufun-
gen die nach VwV-Boden und/oder nach 
Dihlmann-Erlass durchgeführt wurden, 
werden nicht mehr anerkannt. 

Im Zweifel ist zur Gewährleistung einer 
fachgerechten Umsetzung eine sachkun-
dige Person hinzuzuziehen. 

A.6.2 Altlasten 

Keine Hinweise. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.6.3 Wasserversorgung/Grundwasser-
schutz 

Das Plangebiet liegt außerhalb von Was-
serschutzgebieten. 

Aufgrund der Lage muss im Untergrund 
mit temporär auftretendem Hangschicht-
wasser gerechnet werden. Daher sollte im 
Sinne der Bauverantwortlichen auf eine 
wasserdichte Bauweise hingewiesen wer-
den. Drainagen mit Ab-/Einleitungen in die 
Kanalisation oder ein Oberflächengewäs-
ser sind grundsätzlich nicht zulässig. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.6.4 Abwasserbeseitigung/Regenwasserbe-
handlung 

Grundsätzlich bestehen keine Bedenken 
gegen das Vorhaben. 

In Abschnitt 6.3.4. (Abwägung), sowie in 
Abschnitt 5.2 und 7 (Bebauungsplanvor-
schrift) ist, falls keine Versickerung mög-
lich ist, die gedrosselte Ableitung des zwi-
schengespeicherten Regenwassers (Not-
überlauf) derzeit in die Mischwasserkana-
lisation vorgesehen. Das unbelastete Re-
genwasser ist aber zwingend in den Re-
genwasserkanal abzuführen. Die folgende 
Formulierung sollte daher abgeändert 
werden. 

Kann nachgewiesen werden, dass eine 
Versickerung nicht möglich ist, kann das 
anfallende Regenwasser in einer Retenti-
onszisterne gesammelt und gedrosselt mit 
einem Drosselabfluss von 0,3 l/s je 100 m² 
befestigte Fläche in das Mischwassersys-
tem abgeleitet werden. Die Notüberläufe 

Dies wird berücksichtigt. 

In den Bebauungsvorschriften sowie im Umweltbei-
trag (Umweltbelange nach § 13a BauGB) werden 
die Formulierungen zur Ableitung von Regenwasser 
entsprechend angepasst. 
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von Regenspeichern/Zisternen sind an die 
öffentliche Regenentwässerung (Regen-
wasserkanal) anzuschließen). 

A.6.5 Oberflächengewässer/Gewässerökolo-
gie/Hochwasserschutz/Starkregen 

Keine Vorgaben. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.7 Regierungspräsidium Freiburg – Abt. 9 Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 
(Schreiben vom 15.04.2024) 

A.7.1 Geotechnik 

Das LGRB weist darauf hin, dass im An-
hörungsverfahren als Träger öffentlicher 
Belange keine fachtechnische Prüfung 
vorgelegter Gutachten oder von Auszügen 
daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet 
ein ingenieurgeologisches Übersichtsgut-
achten, Baugrundgutachten oder geotech-
nischer Bericht vorliegt, liegen die darin 
getroffenen Aussagen im Verantwortungs-
bereich des gutachtenden Ingenieurbüros. 
Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung 
vorausgesetzt, wird andernfalls die Über-
nahme der folgenden geotechnischen Hin-
weise in den Bebauungsplan empfohlen: 

Das Plangebiet befindet sich auf Grund-
lage der am LGRB vorhandenen Geoda-
ten im Verbreitungsbereich von Jüngeren 
Schwarzwald-Glazialsedimenten mit im 
Detail nicht bekannter Mächtigkeit. Diese 
überlagern vermutlich das im tieferen Un-
tergrund anstehende Grundgebirge des 
Schwarzwaldes (Streifig-schlieriger Mig-
matit). 

Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener 
Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtra-
gung geeignet sind, ist zu rechnen. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im 
Zuge der weiteren Planungen oder von 
Bauarbeiten (z. B. zum genauen Bau-
grundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur 
Wahl und Tragfähigkeit des Gründungsho-
rizonts, zum Grundwasser, zur Baugru-
bensicherung) werden objektbezogene 
Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 
1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates 
Ingenieurbüro empfohlen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Der bestehende Hinweis zur Geotechnik wird ent-
sprechend ergänzt. 

A.7.2 Boden 

Zur Planung sind aus bodenkundlicher 
Sicht keine Hinweise oder Anregungen 
vorzubringen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.7.3 Rohstoffgeologie Dies wird zur Kenntnis genommen. 
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Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoff-
geologischer Sicht keine Hinweise, Anre-
gungen oder Bedenken vorzubringen. 

A.7.4 Grundwasser 

Das LGRB weist darauf hin, dass im An-
hörungsverfahren des LGRB als Träger öf-
fentlicher Belange von Seiten der Landes-
hydrogeologie und -geothermie (Referat 
94) keine fachtechnische Prüfung vorge-
legter Gutachten oder von Auszügen dar-
aus erfolgt. 

Sofern für das Plangebiet ein hydrogeolo-
gisches Übersichtsgutachten, Detailgut-
achten oder hydrogeologischer Bericht 
vorliegt, liegen die darin getroffenen Aus-
sagen im Verantwortungsbereich des gut-
achtenden Ingenieurbüros. 

Die hydrogeologischen und geothermi-
schen Untergrundverhältnisse können 
dem Hydrogeologischen Kartenwerk des 
LGRB (1: 50 000) und LGRBwissen sowie 
dem Informationssystem „Oberflächen-
nahe Geothermie für Baden-Württemberg" 
(ISONG) entnommen werden. 

Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbei-
tung hydrogeologischer Themen durch 
das LGRB statt. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.7.5 Bergbau 

Gegen die Aufstellung des Bebauungspla-
nes bestehen von bergbehördlicher Seite 
keine Einwendungen. 

Da die Planung innerhalb einer unbefristet 
und rechtskräftig bestehenden Bergbau-
berechtigung liegt, wird um Aufnahme fol-
genden Bergbauvermerks in den Textteil 
des Bebauungsplanes gebeten: 

"Das Planungsgebiet liegt innerhalb der 
Bergbauberechtigung "Schauinsland II", 
die zur Aufsuchung und Gewinnung von 
Blei, Zink und Silber berechtigt. Rechtsin-
haber der Berechtigung ist die Stadt Frei-
burg, vertreten durch das Liegenschafts-
amt. 

Nach den Unterlagen des LGRB fand eine 
Aufsuchung und Gewinnung von Metaller-
zen im Geltungsbereich des Bebauungs-
planes bisher nicht statt." 

Es wird darauf hingewiesen, dass berg-
bauliche Planungen zur Aufsuchung und 

Dies wird berücksichtigt. 

Ein Hinweis zum Bergbau wird in den Bebauungs-
vorschriften ergänzt. 



Gemeinde Oberried – Gemarkung Hofsgrund Stand: 13.05.2024 
1. Änderung des Bebauungsplans „Poche“  
  
Abwägung der Stellungnahmen aus der Offenlage Seite 14 von 18 
 
 

24-05-13 Abwägung Offenlage (24-05-02).docx 

Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 

Gewinnung von Metallerzen im Planungs-
gebiet derzeit nicht bestehen. 

 

A.7.6 Geotopschutz 

Im Bereich der Planfläche sind Belange 
des geowissenschaftlichen Naturschutzes 
nicht tangiert. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.7.7 Allgemeine Hinweise 

Die lokalen geologischen Untergrundver-
hältnisse können dem bestehenden Geo-
logischen Kartenwerk, eine Übersicht über 
die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der 
Homepage des LGRB (https://www.lgrb-
bw.de) entnommen werden. 

Des Weiteren verweisen wir auf unser Ge-
otop-Kataster, welches im Internet unter 
der Adresse https://lgrb-bw.de/geotour-
ismus/geotope (Anwendung LGRB-Map-
server Geotop-Kataster) abgerufen wer-
den kann. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.8 Regierungspräsidium Stuttgart – Ref. 16 Kampfmittelbeseitigungsdienst 
(Schreiben vom 19.03.2024) 

A.8.1 Damit wir für Sie tätig werden können, bit-
ten wir Sie den beigefügten Antrag auszu-
füllen, zu unterschreiben und mit Lageplä-
nen an uns zurück zu senden. Aufgrund 
der ausgedehnten Kampfhandlungen und 
Bombardierungen, die während des 2. 
Weltkrieges stattfanden, ist es ratsam, im 
Vorfeld von jeglichen Bau(Planungs-)ver-
fahren eine Gefahrenverdachtserfor-
schung in Form einer Auswertung von 
Luftbildern der Alliierten durchzuführen. 
Alle nicht vorab untersuchten Bauflächen 
sind daher als potentielle Kampfmittelver-
dachtsflächen einzustufen. 

Seit dem 02.01.2008 kann der Kampfmit-
telbeseitigungsdienst Baden-Württemberg 
allerdings Luftbildauswertungen für Dritte, 
zur Beurteilung möglicher Kampfmittelbe-
lastungen von Grundstücken auf vertragli-
cher Basis nur noch kostenpflichtig durch-
führen. 
Diese Auswertung kann bei uns mittels ei-
nes Vordrucks beantragt werden. Die da-
für benötigten Formulare können auch un-
ter www.rp-stuttgart.de (->Service->For-
mulare und Merkblätter) gefunden wer-
den. 
Bitte beachten Sie hierzu auch den An-
hang. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

https://www.lgrb-bw.de/
https://www.lgrb-bw.de/
https://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope
https://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope
http://www.rp-stuttgart.de/
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Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 

Die momentane Bearbeitungszeit hierfür 
beträgt zur Zeit mind. 51 Wochen ab Auf-
tragseingang. 
Eine Abweichung von der angegebenen 
Bearbeitungszeit ist nur in dringenden Fäl-
len (Gefahr in Verzug) möglich. Bitte se-
hen Sie von Nachfragen diesbezüglich ab. 
Weiterhin weisen wir bereits jetzt darauf 
hin, dass sich aufgrund der VwV-Kampf-
mittelbeseitigungsdienst des Innenminis-
teriums Baden-Württemberg vom 
31.08.2013 (GABI. S. 342) die Aufgaben 
des Kampfmittelbeseitigungsdienstes Ba-
den-Württemberg auf die Entschärfung, 
den Transport und die Vernichtung von 
Kampfmitteln beschränken. 
Die Beratung von Grundstückseigentü-
mern sowie die Suche nach und die Ber-
gung von Kampfmitteln kann vom Kampf-
mittelbeseitigungsdienst nur im Rahmen 
seiner Kapazität gegen vollständige Kos-
tenerstattung übernommen werden. So-
weit der Kampfmittelbeseitigungsdienst 
nicht tätig werden kann, sind für diese Auf-
gaben gewerbliche Unternehmen zu be-
auftragen. 

A.9 Regionalverband Südlicher Oberrhein 
(Schreiben vom 17.04.2024) 

A.9.1 Der Bebauungsplan wird nach § 13a 
BauGB aufgestellt, umfasst einen Gel-
tungsbereich von ca. 0,1 ha, entwickelt 
sich aus dem Flächennutzungsplan und 
setzt im Wesentlichen ein Allgemeines 
Wohngebiet WA für die Erweiterung eines 
bestehenden Wohngebäudes fest. 

Die Nutzung des vorhandenen Innenent-
wicklungspotenzials wird begrüßt. 
Im Sinne einer nachhaltigen Nutzung der 
Wohnbauflächen sollte geprüft werden, ob 
mehr als drei Wohneinheiten sinnvoll sein 
könnten. 

Aus regionalplanerischer Sicht bestehen 
keine weiteren Anregungen und Einwen-
dungen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Eine Erhöhung der Anzahl zulässiger Wohneinhei-
ten ist im Sinne eines sparsamen Umgangs mit 
Grund und Boden grundsätzlich wünschenswert und 
wurde daher geprüft. Die Zulässigkeit einer weite-
ren, vierten Wohneinheit hätte jedoch zur Folge, 
dass das Stellplatzangebot auf dem Grundstück ent-
sprechend ausgebaut werden müsste. Dies wäre 
aufgrund der ausgeprägten Topografie nur mit er-
heblichen Eingriffen möglich und wäre mit einer zu-
sätzlichen Flächenversiegelung verbunden. Die Er-
höhung der zulässigen Wohneinheiten wird daher 
nicht weiterverfolgt. 

A.10 Industrie- und Handelskammer Südlicher Oberrhein 
(Schreiben vom 03.04.2024) 

A.10.1 Um den Anbau eines bestehenden größe-
ren Wohnhauses zu ermöglichen und so 
mehr Wohnraum zu schaffen, ist vorlie-
gende Planänderung erforderlich. Hierzu 
sind keine grundsätzlichen Bedenken zu 
äußern. Angeregt wird, in diesem Sinne 
auf die bisherige und künftig geplante 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Die zulässige Anzahl von drei Wohneinheiten wird 
derzeit nicht ausgeschöpft. Mit einer vierten 
Wohneinheit müsste das Stellplatzangebot auf dem 
Grundstück entsprechend ausgebaut werden. Dies 
wäre aufgrund der ausgeprägten Topografie nur mit 
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Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 

identische Begrenzung der Wohneinhei-
ten ganz zu verzichten oder diese adäquat 
zu erhöhen, um nicht weitere Hindernisse 
zu errichten. Sollte diese derzeit (trotz-
dem) nicht ausgeschöpft werden, so 
würde zumindest für die Zukunft Flexibili-
tät für die Unterbringung von mehr Par-
teien und so auch wieder für mehr Perso-
nen geschaffen werden, ohne dass gleich 
der Plan erneut geändert werden müsste. 

erheblichen Eingriffen möglich und hätte eine zu-
sätzliche Flächenversiegelung zur Folge. 

A.11 PLEdoc GmbH 
(Schreiben vom 25.03.2024) 

A.11.1 Wir beziehen uns auf Ihre o.g. Maßnahme 
und teilen Ihnen hierzu mit, dass von uns 
verwaltete Versorgungsanlagen der nach-
stehend aufgeführten Eigentümer bzw. 
Betreiber von der geplanten Maßnahme 
nicht betroffen werden: 

• OGE (Open Grid Europe GmbH), Es-
sen 

• Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen 
• Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), 

Netzgebiet Nordbayern, Schwaig bei 
Nürnberg 

• Mittel-Europäische Gasleitungsgesell-
schaft mbH (MEGAL), Essen 

• Mittelrheinische Erdgastransportlei-
tungsgesellschaft mbH (METG), Essen 

• Nordrheinische Erdgastransportlei-
tungsgesellschaft mbH & Co. KG 
(NETG), Dortmund 

• Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH 
(TENP), Essen 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.11.2 Maßgeblich für unsere Auskunft ist der im 
Übersichtsplan markierte Bereich. Dort 
dargestellte Leitungsverläufe dienen nur 
zur groben Übersicht. 

Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweite-
rung des Projektbereichs bedarf immer ei-
ner erneuten Abstimmung mit uns. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.12 Abwasserzweckverband Breisgauer Bucht 
(Schreiben vom 03.04.2024) 

A.12.1 Im o. g. Verfahren gibt es seitens des Ab-
wasserzweckverbandes Breisgauer Bucht 
nichts zu veranlassen. 

Hinweis: im Januar 2003 gab es bereits 
eine 1. Änderung des Teilbebauungspla-
nes Gewann „Poche". 

Anlagen beachten! 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Das Bebauungsplanänderungsverfahren aus dem 
Jahr 2003 wurde damals nach der Frühzeitigen Be-
teiligung nicht fortgeführt und ist daher nicht akten-
kundig. Bei der vorliegenden Bebauungsplanände-
rung handelt es sich daher um die 1. Änderung. 
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B KEINE BEDENKEN UND ANREGUNGEN DER BEHÖRDEN UND TRÄGER ÖF-
FENTLICHER BELANGE 

 

B.1 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB ALB Abfallwirtschaft 
(gemeinsames Schreiben vom 16.04.2024) 

B.2 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 320 Gesundheitsschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 16.04.2024) 

B.3 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 450 Gewerbeaufsicht 
(gemeinsames Schreiben vom 16.04.2024) 

B.4 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 470 Vermessung und Geoinformation 
(gemeinsames Schreiben vom 16.04.2024) 

B.5 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 510 Forst 
(gemeinsames Schreiben vom 16.04.2024) 

B.6 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 540 Flurneuordnung 
(gemeinsames Schreiben vom 16.04.2024) 

B.7 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 650/660 Untere Straßenverkehrsbehörde 
und Landkreis als Straßenbaulastträger 
(gemeinsames Schreiben vom 16.04.2024) 

B.8 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 47.1 Straßenbau Nord 
(Schreiben vom 10.04.2024) 

B.9 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 83 Waldpolitik und Körperschaftsforstdirektion 
(Schreiben vom 14.03.2024) 

B.10 badenovaNETZE GmbH 
(Schreiben vom 25.03.2024) 

B.11 Netze BW GmbH 
(Schreiben vom 20.03.2024) – keine weitere Beteiligung 

B.12 terranets bw GmbH 
(Schreiben vom 26.03.2024) – keine weitere Beteiligung 

B.13 TransnetBW GmbH 
(Schreiben vom 19.03.2024) – keine weitere Beteiligung 

B.14 Amprion GmbH 
(Schreiben vom 19.03.2024) 

B.15 Vodafone West GmbH 
(Schreiben vom 16.04.2024) 

B.16 Vermögen und Bau Baden-Württemberg 
(Schreiben vom 14.03.2024) 

B.17 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
(Schreiben vom 21.03.2024) 

B.18 Polizeipräsidium Freiburg – Sachbereich Verkehr 
(Schreiben vom 20.03.2024) 

B.19 Stadt Freiburg im Breisgau 
(Schreiben vom 21.03.2024) 
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B.20 Stadt Todtnau 
(Schreiben vom 18.03.2024) 

B.21 Gemeinde Kirchzarten 
(Schreiben vom 03.04.2024) 

B.22 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 21 Raumordnung, Baurecht, Denkmalschutz 

B.23 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 52 Gewässer und Boden 

B.24 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 54.1-4 Industrie und Gewerbe 

B.25 Regierungspräsidium Freiburg – Stabsstelle Energiewende, Windenergie und Klima-
schutz 

B.26 Regierungspräsidium Freiburg – Abt. 5 Umwelt 

B.27 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 33 Pflanzliche und tierische Erzeugung 

B.28 Regierungspräsidium Freiburg – Abt. 3 Landwirtschaft, Ländlicher Raum, Veterinär- und 
Lebensmittelwesen 

B.29 Regierungspräsidium Stuttgart – Landesamt für Denkmalpflege 

B.30 Handelsverband Südbaden e.V. 

B.31 Handwerkskammer Freiburg 

B.32 DB InfraGO AG 

B.33 Bundesnetzagentur 

B.34 Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 

B.35 Deutsche Telekom Technik GmbH 

B.36 Landesnaturschutzverband BW 

B.37 Badischer Landwirtschaftlicher Hauptverband e.V. 

B.38 BUND e.V. 

B.39 AG Fledermaus B-W. e.V. 

B.40 NaBu Deutschland e.V. 

B.41 NaBu-Gruppe Freiburg e.V. 

B.42 Gemeindeverwaltungsverband Dreisamtal 

B.43 Gemeinde Breitnau 

B.44 Gemeinde Buchenbach 

B.45 Gemeinde Feldberg 

B.46 Gemeinde Hinterzarten 

B.47 Gemeinde Münstertal 

 

 

 

C PRIVATE STELLUNGNAHMEN AUS DER ÖFFENTLICHKEIT 

 

Private Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit sind nicht eingegangen. 
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TOP 3 Beschaffung Waldarbeitercombi; hier: Vergabe 

 

Sachverhalt: 

Bürgermeister Vosberg berichtet, dass das Waldarbeiterfahrzeug im März 2024 
einen Motorschaden erlitten hat. Dieser kann als wirtschaftlicher Totalschaden 
bezeichnet werden. Die Erstzulassung des Fahrzeugs erfolgte am 01.02.2009. 
Eine Reparatur des Schadens hätte Kosten von über 10.000 Euro verursacht, 
weiter wies das Fahrzeug mehrere Roststellen auf. Der Buchwert betrug 0 Euro. 

Die Verwaltung hat hier schnell handeln müssen und eine kostengünstige 
Übergangslösung gefunden. Aktuell nutzen die Waldarbeiter einen Skoda 
Oktavia. Dieser kann aber nicht als dauerhafte Lösung dienen, da bspw. kein 
ausreichender Stauraum und kaum Bodenfreiheit existiert. Auch ist es dauerhaft 
unzumutbar, dass die Waldarbeiter ihren Pausenraum mit den für die Waldarbeit 
notwendigen Benzinvorräten teilen. Dies ist aktuell nur möglich, da alle 
Beteiligten von einer Übergangslösung ausgehen. 

Da ab Bestellung eines Fahrzeugs die Lieferung 9 Monate beträgt, muss diese 
zeitnah erfolgen. 

Zu den finanziellen Auswirkungen berichtet der Vorsitzende, dass zwar von 
Kosten von 65.000 € auszugehen ist, da die Gemeinde im Bereich Wald jedoch 
vorsteuerabzugsberechtigt ist, fallen lediglich rund 51.000 € an. Die Belastung 
des Haushalts erfolgt in 2025.  

In der Zwischenzeit wurde zwei konkrete Angebote eingeholt. Der Preisspiegel 
stellt sich folgendermaßen dar: 

 

 

In der anschließenden Beratung erkundigt sich Gemeinderat Michael Martin 
danach, ob im Preis der notwendige Innenausbau mit eingepreist ist. Der 
Vorsitzende erläutert in diesem Zusammenhang, dass der Innenausbau vom 
alten Fahrzeug übernommen und wieder eingebaut wird. 

Leistung

Bieter Plan 1a Autoservice 
Rieder B

Angebots-
summe 51.000,00 € 49.937,97 € 50.588,96 €
Vergleich

100,00% 97,92% 99,19%
Absolut

-1.062,03 € -411,04 €

Crafter 35 Kastenwagen
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Beschluss (einstimmig): 

Die Verwaltung wird beauftragt, das Angebot der Firma 1a Autoservice Rieder 
anzunehmen und das Fahrzeug entsprechend zu bestellen. 
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TOP 4 Vergabe Sanierung Obertalstraße – Bauabschnitt 1 

 

Sachverhalt: 

Bürgermeister Vosberg berichtet, dass am 26.04.2024 im Rathaus in Oberried 
die Submission stattfand. Die Ausschreibung erfolgte öffentlich auf Grundlage der 
VOB. Von acht interessierten Firmen haben fünf ein Angebot abgegeben. Nach 
rechnerischer und fachlicher Prüfung der fünf eingereichten Angebote lauten die 
Bruttoangebotssumme der Angebote in ihrer zahlenmäßigen Reihenfolge wie 
folgt. 

 

 

Das Ingenieurbüro Raupach&Stangwald empfiehlt die Auftragserteilung an die 
Firma Kult aus Oberried. 

Im Übrigen verweist der Vorsitzende auf das Protokoll der 59. Sitzung des 
Gemeinderates am 06.11.2023. 

Zu den finanziellen Auswirkungen erläutert Herr Vosberg, dass in den jeweiligen 
Haushaltsplänen 2024 die Mittel entsprechend bereitgestellt sind. In 2025 
werden weitere Mittel benötigt werden. 

 

In der anschließenden Beratung äußert Gemeinderat Tobias Jautz Bedenken 
bezüglich des Plans, die Deckschicht erst im Jahr 2025 einzubauen. In diesem 
Bereich würden einige Gullideckel bereits jetzt rausragen. Er befürchtet 
Beschädigungen, wenn dort der Winterdienst die Straßen räumt. Herr Vosberg 
erläutert, dass die Baufirmen und Ingenieurbüro diesbezüglich keine Bedenken 
geäußert haben. Bei der nun bald anstehenden Baustellenbesprechung wird er 
dieses Thema jedoch ansprechen. 

Beschluss (einstimmig): 

Die Verwaltung wird beauftragt, das Angebot der Firma Kult aus Oberried 
anzunehmen. 

Leistung

Bieter Plan Kult A B C D

Angebots-
summe 530.000,00 € 465.524,93 € 473.059,13 € 508.835,96 € 560.778,46 € 619.012,69 €
Vergleich

100,00% 87,83% 89,26% 96,01% 105,81% 116,79%
Absolut

-64.475,07 € -56.940,87 € -21.164,04 € 30.778,46 € 89.012,69 €

Sanierung "Obertalsstraße§ Bauabschnitt 1
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TOP 5 Digitalisierung der Grundschule (DigitalPakt Schule), hier: 
Vergabe für die Beschaffung von digitalen Schultafeln 

 

Sachverhalt: 

Die Verwaltung erläutert, dass im Rahmen des Förderprogramms DigitalPakt Schule 
die Michael-Grundschule in Oberried umfassend digitalisiert werden soll. Um Mittel 
aus dem Fördertopf zu erhalten, wurde von der Schulleitung in Zusammenarbeit mit 
der Gemeindeverwaltung und dem Kreismedienzentrum ein sogenannter 
Medienentwicklungsplan (MEP) erstellt. Dieser beschreibt die Zielsetzung und die 
erforderlichen Maßnahmen für eine erfolgreiche Digitalisierung. Der MEP wurde 
entsprechend genehmigt und die Fördermittel bewilligt. In einem ersten Schritt wird 
das Gebäude fachgerecht verkabelt werden, sodass alle Klassenzimmer und 
Verwaltungsräume insbesondere mit einem Internetsignal versorgt werden. Diese 
Arbeiten sind in Kürze abgeschlossen. Des Weiteren sollen in allen 4 Klassenzimmern 
digitale Tafeln installiert werden. Außerdem sollen 14 iPads beschafft werden. Mit 
den bereits vorhandenen mobilen Endgeräten wäre somit ein ganzer Klassensatz 
vorhanden, der für Unterrichtszwecke genutzt werden kann. Darüber hinaus werden 
je Klassenzimmer ein Notebook und ein Drucker für die Lehrer beschafft. Durch die 
Maßnahmen, die bis zum 31.12.2024 umgesetzt werden müssen, wird insgesamt 
eine zeitgemäße digitale Lerninfrastruktur für die Grundschüler in Oberried 
geschaffen. 

Aktuell steht die Beschaffung der 4 digitalen Schultafeln ab. Die Schulleitung hat in 
enger Absprache mit dem Kreismedienzentrum das am besten geeignete Produkt 
ausgesucht.  

Insgesamt wurden drei Fachfirmen dazu aufgefordert, ein Angebot für diese 
Schultafeln abzugeben. Leider wurde nur ein Angebot von der Firma „VS Vereinigte  
Spezialmöbelfabriken GmbH & Co. KG“ abgegeben. Der Angebotspreis liegt bei 
24.418,80 € (brutto). Die Firma aus Tauberbischofsheim ist auch hier im Landkreis 
bekannt und wird vom Kreismedienzentrum uneingeschränkt empfohlen. Auch der 
Preis liegt nach den Erfahrungen des Kreismedienzentrums in einem guten Bereich. 
Die Verwaltung hatte bei Ihrer Kostenschätzung 28.000 € veranschlagt. Auch hier 
liegt man also im Rahmen. 

 

Beschluss (einstimmig): 

Die Gemeindeverwaltung wird beauftragt, das Angebot der Firma „VS Vereinigte  
Spezialmöbelfabriken GmbH & Co. KG“ für die digitalen Schultafeln in Höhe von 
brutto 24.418,80 Euro anzunehmen.  
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TOP 6 Nachtragshaushaltssatzung 2024 

 

 

Sachverhalt: 

Bürgermeister Vosberg und Kämmerin Gudrun Leimroth erläutern den 
Nachtragshaushalt und dessen Hintergrund. In diesem Zusammenhang wird auf 
die ausführlichen Ausführungen im Vorbericht der Haushaltssatzung verwiesen. 

In der anschließenden Diskussion erinnert Gemeinderat Michael Martin zunächst 
daran, dass man bei den Haushaltsplanberatung für Haushalt 2024 einige 
Straßenunterhaltungsmaßnahmen wegen fehlender Mittel zurückstellen musste. 
Nachdem nun Mittel im Bereich Straßenbau „frei“ wurden, ist es für ihn eigentlich 
naheliegend, dass diese für die Straßenunterhaltung einzusetzen. Für ihn sei es 
nach wie vor fraglich, ob die gewünschte Küche für den Kindergarten zwingend in 
dieser Form so notwendig ist. Dies müsse sorgfältig geprüft werden. 
Bürgermeister Vosberg stimmt den Ausführungen von Herr Martin zu. Sollte sich 
herausstellen, dass die Küche nicht bzw. nicht sofort notwendig ist, sollen die 
Mittel für die Straßenunterhaltung eingesetzt werden. In Kürze findet ein 
abschließendes Gespräch mit der Verrechnungsstelle Stegen statt. Danach wisse 
man mehr. 

In der weitern Beratung werden noch Verständnisfragen des Gemeinderats 
beanwortet. 

Beschluss (einstimmig): 

Der Gemeinderat beschließt die Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2024 in der Fassung der Anlage. 

 



Gemeinde Oberried 
Landkreis Breisgau–Hochschwarzwald 

Nachtragshaushaltsplan 
für das Haushaltsjahr 

2024 



Nachtragshaushaltssatzung der 
Gemeinde Oberried 

für das Haushaltsjahr 2024 
Auf Grund der §§ 79 und 82 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg hat der Gemein-

derat am 13.05.2024 die folgende Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2024 be-

schlossen: 

§ 1 Ergebnishaushalt und Finanzhaushalt

Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden die voraussichtlich anfallenden Erträge und entste-

henden Aufwendungen sowie die eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszahlun-

gen wie folgt festgesetzt: 

Bisher festge-
setzte (Gesamt-) 

Beträge1  

EUR 

Änderung  um 

(+/-) 
EUR 

Neue festgesetzte 
(Gesamt-) 
Beträge2  

EUR 

1. Ergebnishaushalt

1.1 Ordentliche Erträge 8.380.430 0 8.380.430 

1.2 Ordentliche Aufwendungen 8.568.199 -40.000 8.528.199 

1.3 
Veranschlagtes ordentliches 
Ergebnis 
(Saldo aus 1.1 und 1.2) 

-187.769 40.000 -147.769

1.4 Außerordentliche Erträge 0 0 0 

1.5 Außerordentliche Aufwendun-
gen 0 0 0 

1.6 
Veranschlagtes Sonderer-
gebnis (Saldo aus 1.4 und 
1.5) 

0 0 0 

1.7 
Veranschlagtes Gesamter-
gebnis  
(Summe aus 1.3 und 1.6) 

-187.769 40.000 -147.769

1  Bisheriger Ansatz (ohne Übertragungen) 
2  Fortgeschriebener Ansatz 
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Bisher festge-
setzte (Gesamt-) 

Beträge  

EUR3 

Änderung um 

(+/-) 
EUR 

Neue festgesetzte 
(Gesamt-) 
Beträge  

EUR4 

2. Finanzhaushalt

2.1 Einzahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit 8.224.695 0 8.224.695 

2.2 Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit 8.164.749 -40.000 8.124.749 

2.3 

Zahlungsmittelüberschuss 
/-bedarf des Ergebnishaus-
halts 
(Saldo aus 2.1 und 2.2) 59.946 40.000 99.946 

2.4 Einzahlungen aus 
Investitionstätigkeit 201.800 280.000 481.800 

2.5 Auszahlungen aus 
Investitionstätigkeit 198.200 320.000 518.200 

2.6 

Veranschlagter Finanzie-
rungsmittelüberschuss 
/-bedarf aus Investitionstä-
tigkeit 
(Saldo aus 2.4 und 2.5) 3.600 -40.000 -36.400

2.7 

Veranschlagter Finanzie-
rungsmittelüberschuss 
/–bedarf 
(Saldo aus 2.3 und 2.6) 63.546 0 63.546 

2.8 Einzahlungen aus 
Finanzierungstätigkeit 0 0 0 

2.9 Auszahlungen aus 
Finanzierungstätigkeit 69.300 0 69.300 

2.10 

Veranschlagter Finanzie-
rungsmittelüberschuss 
/-bedarf aus Finanzie-
rungstätigkeit 
(Saldo aus 2.8 und 2.9) 69.300 0 69.300 

2.11 

Veranschlagte Änderung 
des Finanzierungsmittelbe-
stands, Saldo des Finanz-
haushalts 
(Saldo aus 2.7 und 2.10) -5.754 0 -5.754

3  Bisheriger Ansatz 
4  Fortgeschriebener Ansatz 
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§ 2 Kreditermächtigung

Der festgesetzte Gesamtbetrag der vorgesehenen Kredite für Investitionen und Investitions-

förderungsmaßnahmen wird nicht verändert. 

§ 3 Verpflichtungsermächtigungen

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Ermächtigungen zum Eingehen von Verpflichtungen, die 

künftige Haushaltsjahre mit Auszahlungen für Investitionen und Investitionsförderungsmaß-

nahmen belasten (Verpflichtungsermächtigungen), wird von bisher 

31.600 EUR 

auf 

51.000 EUR 

festgesetzt. 

§ 4 Kassenkredite

Der festgesetzte Höchstbetrag der Kassenkredite wird nicht verändert. 

§ 5 Steuersätze

Die Steuersätze werden nicht geändert. 

2. Bekanntmachung der Nachtragshaushaltssatzung nach den geltenden Vorschrif-

ten

Die vorstehende Nachtragshaushaltssatzung mit ihren Anlagen für das Haushaltsjahr 2024 

wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Die vom Gemeinderat beschlossene Nachtragshaus-

haltssatzung mit ihren Anlagen wurde gemäß § 82 Absatz 1 in Verbindung mit § 81 Absatz 2 

GemO der Rechtsaufsichtsbehörde am___________ vorgelegt. Der Nachtragshaushaltsplan 

liegt zur Einsichtnahme vom ________ bis __________ im Rathaus Oberried, Klosterplatz 4, 

Vorraum zu Zimmer 7 öffentlich aus. 

Oberried, den 13.05.2024 

Klaus Vosberg 
Bürgermeister 
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Vorbericht zur Nachtragshaushaltsplanung

Der vorliegende Nachtragshaushaltsplan wird erforderlich, da größere Veränderungen in 
den Planansätzen des Ergebnis- und Finanzhaushalts vorzunehmen sind.

Die Gemeinde Oberried hat die Möglichkeit das Tanklöschfahrzeug zu erwerben, das 
bereits für die Abteilung Hofsgrund im Einsatz ist. Hierfür waren in den vergangenen 
Haushaltsplänen Ausgaben in Höhe von 30.000 € vorgesehen. Jetzt ist der Kauf für 17.270 € 
möglich. Weitere 10.000 € müssen für die Erneuerung der Bereifung und Teile der 
Ausrüstung veranschlagt werden. Weiterhin besteht im Kindergarten Bedarf für einen neue 
Personalküche sowie der Instandsetzung des U-3 Klettergerüstes. Es liegt ein Angebot 
für die Personalküche in Höhe 8.000 € vor. Ebenso haben Abstimmungen für die 
Instandsetzung des U3 Gerüsts stattgefunden. Es kann hier von Ausgaben für den 
Kindergarten von insgesamt 13.000 € ausgegangen werden.

Bei Kostenstelle 54102000 und Sachkonto 42120000 können bei der Straßensanierung 
Obertalstraße aufgrund von zeitlichen Verschiebungen ins Jahr 2025 40.000 € im 
Ergebnishaushalt eingespart werden.

Im Haushaltsplan für 2024 wurden im Finanzhaushalt unter der laufenden Nummer 20 
Einzahlungen aus Grundstücksverkäufen in Höhe von 197.000 € eingeplant. Es handelt sich 
hierbei um Einzahlungen aus Grundstücksverkäufen für das Baugebiet Poche. In der 
Nachtragshaushaltsplanung werden nun die Auszahlungen und Einzahlungen in voller Höhe 
ausgewiesen und getrennt. Es werden Einzahlungen Höhe von 477.000 € entstehen 
(laufende Nummer 20) und Auszahlungen in Höhe von 280.000 € (laufende Nummer 24). 
Der bei der Gemeinde verbleibende Saldo bleibt unverändert in Höhe von 197.000 € 
bestehen.

Das Forstarbeiterfahrzeug der Gemeinde Oberried ist defekt. Um 2025 ein neues Fahrzeug 
beschaffen zu können, muss die Bestellung bereits in 2024 erfolgen. Es werden hierfür in 
2025 Kosten in Höhe von 51.000 € anfallen.

Im Haushaltsplan 2024 ist eine Verpflichtungsermächtigung in Höhe von 31.600 € enthalten. 
Aufgrund des Grundsatzbeschlusses des Gemeinderats vom 08.04.2024, die Verluste des 
Eigenbetriebs Ursulinenhof in der Liquiditätsplanung dauerhaft und jährlich aus dem 
Gemeindehaushalt zu decken, kann hier auf eine Verpflichtungsermächtigung verzichtet 
werden. In der Nachtragsplanung wird nun eine Verpflichtung für den Kauf eines Fahrzeuges 
für des Forst in Höhe von 51.000 € ausgewiesen.

Aufgrund der verminderten Aufwendungen bei der Straßensanierung verändert sich das 
veranschlagte Gesamtergebnis im Ergebnishaushalt. Es wird ein Gesamtergebnis von - 
147.769 € ausgewiesen.
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Im Finanzhaushalt entstehen keine Änderungen des Finanzierungsmittelbestandes 
gegenüber den Haushaltsplan 2024. Dieser bleibt bei einer Liquiditätsminderung von 
5.754 €.

Es sind keine Kreditermächtigungen vorgesehen. Die Steuersätze (Hebesätze) bleiben 
unverändert.

Die Entwicklung der liquiden Mittel bleibt ebenfalls unverändert. Es besteht weiterhin eine 
kurzfristige Geldanlage in Höhe von 800.000 €.
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Gesamtergebnishaushalt 
2024 
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 Gesamtergebnishaushalt
 
 
 

lfd. 
Nr. 

 Gesamtergebnishaushalt 
 

Ertrags- und Aufwandsarten 
 

Ansatz 
2024 

 
EUR 

Nachtrag 
2024 

 
EUR 

Neuer Ansatz 
2024 

 
EUR 

   1 2 3 

1 + Steuern und ähnliche Abgaben 3.586.500 0 3.586.500 

2 + Zuweisungen u. Zuwendungen, Umlagen 2.748.900 0 2.748.900 

3 + Aufgelöste Investitionszuwendungen und -
beiträge 

155.735 0 155.735 

4 + Sonstige Transfererträge 0 0 0 

5 + Entgelte für öffentliche Leistungen oder 
Einrichtungen 

693.700 0 693.700 

6 + Sonstige privatrechtliche Leistungsentgelte 991.845 0 991.845 

7 + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 120.500 0 120.500 

8 + Zinsen und ähnliche Erträge 100 0 100 

9 + Aktivierte Eigenleistungen und 
Bestandsveränderungen 

0 0 0 

10 + Sonstige ordentliche Erträge 83.150 0 83.150 

11 = Ordentliche Erträge 8.380.430 0 8.380.430 

12 - Personalaufwendungen 1.700.369- 0 1.700.369- 

13 - Versorgungsaufwendungen 0 0 0 

14 - Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen 

1.483.900- 40.000 1.443.900- 

15 - Abschreibungen 403.450- 0 403.450- 

16 - Zinsen und ähnliche Aufwendungen 19.500- 0 19.500- 

17 - Transferaufwendungen 4.101.860- 0 4.101.860- 

18 - Sonstige ordentliche Aufwendungen 859.120- 0 859.120- 

19 = Ordentliche Aufwendungen 8.568.199- 40.000 8.528.199- 

20 = Veranschlagtes ordentliches Ergebnis 187.769- 40.000 147.769- 

21 + Außerordentliche Erträge 0 0 0 

22 - Außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 

23 = Veranschlagtes Sonderergebnis 0 0 0 

24 = Veranschlagtes Gesamtergebnis 187.769- 40.000 147.769- 

  nachrichtlich: Behandlung von Überschüssen 
und Fehlbeträgen 

   

25  Abdeckung von Fehlbeträgen aus Vorjahren 0 0 0 

26  Zuführung zur Rücklage aus Überschüssen 
des ordentlichen Ergebnisses 

0 0 0 

27  Minderung des Basiskapitals nach Artikel 13 
Absatz 6 des Gesetzes zur Reform des 
Gemeindehaushaltsrechts 

0 0 0 

28  Entnahme aus der Rücklage aus 
Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses 

187.769- 40.000 147.769- 

29  Verwendung des Überschusses des 
Sonderergebnisses zum Ausgleich des 
ordentlichen Ergebnisses 

0 0 0 

30  Zuführung zur Rücklage aus Überschüssen 
des Sonderergebnisses 

0 0 0 

31  Verrechnung eines Fehlbetrags beim 
Sonderergebnis mit der Rücklage aus 
Überschüssen des Sonderergebnisses 

0 0 0 
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lfd. 
Nr. 

 Gesamtergebnishaushalt 
 

Ertrags- und Aufwandsarten 
 

Ansatz 
2024 

 
EUR 

Nachtrag 
2024 

 
EUR 

Neuer Ansatz 
2024 

 
EUR 

   1 2 3 

32  Verrechnung eines Fehlbetrags beim 
ordentlichen Ergebnis mit der Rücklage aus 
Überschüssen des Sonderergebnisses 

0 0 0 

33  Fehlbetragsvortrag auf das ordentliche 
Ergebnis folgender Haushaltsjahre 

0 0 0 

34  Verrechnung eines Fehlbetrags beim 
ordentlichen Ergebnis mit dem Basiskapital 

0 0 0 

35  Verrechnung eines Fehlbetrags beim 
Sonderergebnis mit dem Basiskapital 

0 0 0 
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Gesamtfinanzhaushalt 
2024 
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 Gesamtfinanzhaushalt
 
 
 

lfd. 
Nr. 

 Gesamtfinanzhaushalt 
 

Einzahlungs- und Auszahlungsarten 
 

Ansatz 
2024 

 
EUR 

Nachtrag 
2024 

 
EUR 

Neuer Ansatz 
2024 

 
EUR 

   1 2 3 

1 + Steuern und ähnliche Abgaben 3.586.500 0 3.586.500 

2 + Zuweisungen und Zuwendungen und 
allgemeine Umlagen 

2.748.900 0 2.748.900 

3 + Sonstige Transfereinzahlungen 0 0 0 

4 + Entgelte für öffentliche Leistungen oder 
Einrichtungen 

693.700 0 693.700 

5 + Sonstige privatrechtliche Leistungsentgelte 991.845 0 991.845 

6 + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 120.500 0 120.500 

7 + Zinsen und ähnliche Einzahlungen 100 0 100 

8 + Sonstige haushaltswirksame Einzahlungen 83.150 0 83.150 

9 = Einzahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit 

8.224.695 0 8.224.695 

10 - Personalauszahlungen 1.700.369- 0 1.700.369- 

11 - Versorgungsauszahlungen 0 0 0 

12 - Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen 1.483.900- 40.000 1.443.900- 

13 - Zinsen und ähnliche Auszahlungen 19.500- 0 19.500- 

14 - Transferauszahlungen (ohne 
Investitionszuschüsse) 

4.101.860- 0 4.101.860- 

15 - Sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 859.120- 0 859.120- 

16 = Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit 

8.164.749- 40.000 8.124.749- 

17 = Zahlungsmittelüberschuss/-bedarf des 
Ergebnishaushalts 

59.946 40.000 99.946 

18 + Einzahlungen aus Investitionszuwendungen 4.800 0 4.800 

19 + Einzahlungen aus Investitionsbeiträgen und 
ähnl. Entgelten für Investitionstätigkeit 

0 0 0 

20 + Einzahlungen aus der Veräußerung von 
Sachvermögen 

197.000 280.000 477.000 

21 + Einzahlungen aus der Veräußerung von 
Finanzvermögen 

0 0 0 

22 + Einzahlungen für sonstige Investitionstätigkeit 0 0 0 

23 = Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 201.800 280.000 481.800 

24 - Auszahlungen für den Erwerb von 
Grundstücken und Gebäuden 

0 280.000- 280.000- 

25 - Auszahlungen für Baumaßnahmen 0 0 0 

26 - Auszahlungen für den Erwerb von 
beweglichem Sachvermögen 

166.600- 40.000- 206.600- 

27 - Auszahlungen für den Erwerb von 
Finanzvermögen 

0 0 0 

28 - Auszahlungen für 
Investitionsförderungsmaßnahmen 

31.600- 0 31.600- 

29 - Auszahlungen für den Erwerb von 
immateriellen Vermögensgegenständen 

0 0 0 

30 = Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 198.200- 320.000- 518.200- 

31 = Veranschlagter 
Finanzierungsmittelüberschuss/-bedarf 
aus Investitionstätigkeit 

3.600 40.000- 36.400- 
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lfd. 
Nr. 

Gesamtfinanzhaushalt 

Einzahlungs- und Auszahlungsarten 

Ansatz 
2024 

EUR 

Nachtrag 
2024 

EUR 

Neuer Ansatz 
2024 

EUR 

1 2 3 

32 = Veranschlagter 
Finanzierungsmittelüberschuss/-bedarf 

63.546 0 63.546 

33 + Einzahlungen aus der Aufnahme von Krediten 
und wirtschaftlich vergleichbaren Vorgängen 
für Investitionen 

0 0 0 

34 - Auszahlungen für die Tilgung von Krediten 
und wirtschaftlich vergleichbaren Vorgängen 
für Investitionen 

69.300- 0 69.300- 

35 = Veranschlagter 
Finanzierungsmittelüberschuss/-bedarf 
aus Finanzierungstätigkeit 

69.300- 0 69.300- 

36 = Veranschlagte Änderung des 
Finanzierungsmittelbestands zum Ende 
des Haushaltsjahres 

5.754- 0 5.754- 

nachrichtlich: 

37 den voraussichtlichen Bestand an liquiden 
Eigenmitteln zum Jahresbeginn 

446.802 0 446.802 

38 den voraussichtlichen Bestand an inneren 
Darlehen zum Jahresbeginn 

0 0 0 
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Investitionsmaßnahmen 
2024 
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PROD_SMART Produktorientierter Haushalt
 
 
 

lfd. 
Nr. 

 Investitionsübersicht 
 

Einzahlungs- und Auszahlungsarten 

Ansatz 
2024 

 
 

EUR 

Nachtrag 
2024 

 
 

EUR 

Neuer Ansatz 
2024 

 
 

EUR 

VE 
2024 

 
 

EUR 

Nachtrag VE 
2024 

 
 

EUR 

Neue VE 
2024 

 
 

EUR 

   1 2 3 4 5 6 

711331000001: Grundstücksverkauf 

1 + Einzahlungen aus Investitionszuwendungen 0 0 0 0 0 0 

2 + Einzahlungen aus Investitionsbeiträgen und 
ähnl. Entgelten für Investitionstätigkeit 

0 0 0 0 0 0 

3 + Einzahlungen aus der Veräußerung von 
Sachvermögen 

197.000 280.000 477.000 0 0 0 

4 + Einzahlungen aus der Veräußerung von 
Finanzvermögen 

0 0 0 0 0 0 

5 + Einzahlungen für sonstige Investitionstätigkeit 0 0 0 0 0 0 

6 = Summe der Einzahlungen aus 
Investitionstätigkeit 

197.000 280.000 477.000 0 0 0 

7 - Auszahlungen für den Erwerb von 
Grundstücken und Gebäuden 

0 280.000- 280.000- 0 0 0 

8 - Auszahlungen für Baumaßnahmen 0 0 0 0 0 0 

9 - Auszahlungen für den Erwerb von 
beweglichem Sachvermögen 

0 0 0 0 0 0 

10 - Auszahlungen für den Erwerb von 
Finanzvermögen 

0 0 0 0 0 0 

11 - Auszahlungen für 
Investitionsförderungsmaßnahmen 

0 0 0 0 0 0 

12 - Auszahlungen für den Erwerb von 
immateriellen Vermögensgegenständen 

0 0 0 0 0 0 

13 = Summe der Auszahlungen aus 
Investitionstätigkeit 

0 280.000- 280.000- 0 0 0 

14 = Saldo aus Investitionstätigkeit 197.000 0 197.000 0 0 0 

15 - Aktivierte Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0 

16 = Gesamtkosten der Maßnahme 0 280.000- 280.000- 0 0 0 
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lfd. 
Nr. 

Investitionsübersicht 

Einzahlungs- und Auszahlungsarten 

Ansatz 
2024 

EUR 

Nachtrag 
2024 

EUR 

Neuer Ansatz 
2024 

EUR 

VE 
2024 

EUR 

Nachtrag VE 
2024 

EUR 

Neue VE 
2024 

EUR 

1 2 3 4 5 6 

712601200003: Feuerwehrfahrzeug TLF 

1 + Einzahlungen aus Investitionszuwendungen 0 0 0 0 0 0 

2 + Einzahlungen aus Investitionsbeiträgen und 
ähnl. Entgelten für Investitionstätigkeit 

0 0 0 0 0 0 

3 + Einzahlungen aus der Veräußerung von 
Sachvermögen 

0 0 0 0 0 0 

4 + Einzahlungen aus der Veräußerung von 
Finanzvermögen 

0 0 0 0 0 0 

5 + Einzahlungen für sonstige Investitionstätigkeit 0 0 0 0 0 0 

6 = Summe der Einzahlungen aus 
Investitionstätigkeit 

0 0 0 0 0 0 

7 - Auszahlungen für den Erwerb von 
Grundstücken und Gebäuden 

0 0 0 0 0 0 

8 - Auszahlungen für Baumaßnahmen 0 0 0 0 0 0 

9 - Auszahlungen für den Erwerb von 
beweglichem Sachvermögen 

0 27.000- 27.000- 0 0 0 

10 - Auszahlungen für den Erwerb von 
Finanzvermögen 

0 0 0 0 0 0 

11 - Auszahlungen für 
Investitionsförderungsmaßnahmen 

0 0 0 0 0 0 

12 - Auszahlungen für den Erwerb von 
immateriellen Vermögensgegenständen 

0 0 0 0 0 0 

13 = Summe der Auszahlungen aus 
Investitionstätigkeit 

0 27.000- 27.000- 0 0 0 

14 = Saldo aus Investitionstätigkeit 0 27.000- 27.000- 0 0 0 

15 - Aktivierte Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0 

16 = Gesamtkosten der Maßnahme 0 27.000- 27.000- 0 0 0 

lfd. 
Nr. 

Investitionsübersicht 

Einzahlungs- und Auszahlungsarten 

Ansatz 
2024 

EUR 

Nachtrag 
2024 

EUR 

Neuer Ansatz 
2024 

EUR 

VE 
2024 

EUR 

Nachtrag VE 
2024 

EUR 

Neue VE 
2024 

EUR 

Nachtragshaushalt 2024 
Gemeinde Oberried

15 von 17



   1 2 3 4 5 6 

731400101000: Zuführung an Eigenbetrieb 

1 + Einzahlungen aus Investitionszuwendungen 0 0 0 0 0 0 

2 + Einzahlungen aus Investitionsbeiträgen und 
ähnl. Entgelten für Investitionstätigkeit 

0 0 0 0 0 0 

3 + Einzahlungen aus der Veräußerung von 
Sachvermögen 

0 0 0 0 0 0 

4 + Einzahlungen aus der Veräußerung von 
Finanzvermögen 

0 0 0 0 0 0 

5 + Einzahlungen für sonstige Investitionstätigkeit 0 0 0 0 0 0 

6 = Summe der Einzahlungen aus 
Investitionstätigkeit 

0 0 0 0 0 0 

7 - Auszahlungen für den Erwerb von 
Grundstücken und Gebäuden 

0 0 0 0 0 0 

8 - Auszahlungen für Baumaßnahmen 0 0 0 0 0 0 

9 - Auszahlungen für den Erwerb von 
beweglichem Sachvermögen 

0 0 0 0 0 0 

10 - Auszahlungen für den Erwerb von 
Finanzvermögen 

0 0 0 0 0 0 

11 - Auszahlungen für 
Investitionsförderungsmaßnahmen 

31.600- 0 31.600- 126.400- 126.400 0 

12 - Auszahlungen für den Erwerb von 
immateriellen Vermögensgegenständen 

0 0 0 0 0 0 

13 = Summe der Auszahlungen aus 
Investitionstätigkeit 

31.600- 0 31.600- 126.400- 126.400 0 

14 = Saldo aus Investitionstätigkeit 31.600- 0 31.600- 126.400- 126.400 0 

15 - Aktivierte Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0 

16 = Gesamtkosten der Maßnahme 31.600- 0 31.600- 126.400- 126.400 0 

 
lfd. 
Nr. 

 Investitionsübersicht 
 

Einzahlungs- und Auszahlungsarten 

Ansatz 
2024 

 
 

EUR 

Nachtrag 
2024 

 
 

EUR 

Neuer Ansatz 
2024 

 
 

EUR 

VE 
2024 

 
 

EUR 

Nachtrag VE 
2024 

 
 

EUR 

Neue VE 
2024 

 
 

EUR 

   1 2 3 4 5 6 

736500120000: Erwerb von beweglichem Anlagevermögen 

1 + Einzahlungen aus Investitionszuwendungen 0 0 0 0 0 0 
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lfd. 
Nr. 

 Investitionsübersicht 
 

Einzahlungs- und Auszahlungsarten 

Ansatz 
2024 

 
 

EUR 

Nachtrag 
2024 

 
 

EUR 

Neuer Ansatz 
2024 

 
 

EUR 

VE 
2024 

 
 

EUR 

Nachtrag VE 
2024 

 
 

EUR 

Neue VE 
2024 

 
 

EUR 

   1 2 3 4 5 6 

2 + Einzahlungen aus Investitionsbeiträgen und 
ähnl. Entgelten für Investitionstätigkeit 

0 0 0 0 0 0 

3 + Einzahlungen aus der Veräußerung von 
Sachvermögen 

0 0 0 0 0 0 

4 + Einzahlungen aus der Veräußerung von 
Finanzvermögen 

0 0 0 0 0 0 

5 + Einzahlungen für sonstige Investitionstätigkeit 0 0 0 0 0 0 

6 = Summe der Einzahlungen aus 
Investitionstätigkeit 

0 0 0 0 0 0 

7 - Auszahlungen für den Erwerb von 
Grundstücken und Gebäuden 

0 0 0 0 0 0 

8 - Auszahlungen für Baumaßnahmen 0 0 0 0 0 0 

9 - Auszahlungen für den Erwerb von 
beweglichem Sachvermögen 

0 13.000- 13.000- 0 0 0 

10 - Auszahlungen für den Erwerb von 
Finanzvermögen 

0 0 0 0 0 0 

11 - Auszahlungen für 
Investitionsförderungsmaßnahmen 

0 0 0 0 0 0 

12 - Auszahlungen für den Erwerb von 
immateriellen Vermögensgegenständen 

0 0 0 0 0 0 

13 = Summe der Auszahlungen aus 
Investitionstätigkeit 

0 13.000- 13.000- 0 0 0 

14 = Saldo aus Investitionstätigkeit 0 13.000- 13.000- 0 0 0 

15 - Aktivierte Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0 

16 = Gesamtkosten der Maßnahme 0 13.000- 13.000- 0 0 0 
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TOP 7 Informationen zur Grundsteuerreform und Hebesatz zum 
01.01.2025 

 

Kämmerin Gudrun Leimroth erläutert anhand einer Präsentation 
grundsätzliche Informationen zum Ablauf der Entscheidung über den 
Hebesatz ab 01.01.2025 in einer Präsentation vorgestellt. Die Präsentation 
ist dem Protokoll als Anlage beigefügt. 

In der Diskussion werden Verständnisfragen aus der Mitte des 
Gemeinderats beantwortet. 



Grundsteuerreform

Zum 01.01.2025 tritt das neue Grundsteuergesetz in Kraft und
gleichzeitig das alte Gesetz außer Kraft.

• Die bisher geltenden Hebesätze werden zum 31.12.2024 kraft Gesetz 
aufgehoben.

• Sollten keine neuen Hebesätze beschlossen werden, kann keine 
Grundsteuer erhoben werden.

Gemeinde Oberried/Leimroth 1



Zeitschiene der Reformumsetzung

Gemeinde Oberried/Leimroth 2



Messbeträge

• Grundsteuer B
• Schätzverfahren sollen bis Mitte 2024 abgeschlossen sein

• Grundsteuer A
• Beginn der Bearbeitung im Dezember 2023
• Versand Erinnerungsschreiben geplant

• Problematik
• Offene Widerspruchsverfahren
• Falsche Messbetragsbescheide, aufgrund fehlerhafter Angaben der 

Eigentümer

Gemeinde Oberried/Leimroth 3



Messbeträge

Rückläufer Messbeträge vom Finanzamt (Stand 30.04.2024)

• Grundsteuer A (Land- und Forstwirtschaft)
• vorliegend: 42,86 %
• ausstehend: 57,14 %

• Grundsteuer B 
• vorliegend: 88,28 %
• ausstehend: 11,72 %

Gemeinde Oberried/Leimroth 4



Aufkommensneutralität

• Appell zur Aufkommensneutralität in der Gesetzesbegründung
→ Keine gesetzliche Verpflichtung.
→ Höhe muss sich am Finanzbedarf der Gemeinde orientieren.

Gemeinde Oberried/Leimroth 5



Belastungsverschiebungen (Stand 30.04.2024)

• Grundsteuer A; Messbeträge gesamt (42,86 %)
• Ab 01.01.2025 1.840,85
• Bis 31.12.2024 1.895,69

• Grundsteuer B Messbeträge gesamt (88,28 %)
• Ab 01.01.2025 131.576,60
• Bis 31.12.2024 76.567,14

Gemeinde Oberried/Leimroth 6



Hebesätze der Gemeinde

• Grundsteuer A
Messbetrag Hebesatz Steueraufkommen 

alt 1.895,69 380 v. H. 7.203,64
neu 1.840,64 ?      v. H. 7.203,64
Hebesatz neu 391 v. H.
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Hebesätze der Gemeinde

• Grundsteuer B
Messbetrag Hebesatz Steueraufkommen 

alt 76.567,14 390 v. H. 298.612,44
neu 131.576,60 ?      v. H. 298.612,44
Hebesatz neu 226 v. H.

Gemeinde Oberried/Leimroth 8



Zeitschiene Hebesatzfestsetzung

• EDV-Programmumstellung bei komm.one
KM-V zu KM-StA

• Jahressollstellungen bei komm.one zum 04.11.2024
• Hebesatzfestsetzung bisher in Haushaltssatzung
• Hebesatzfestsetzung neu in Hebesatzsatzung
→ Entscheidung über die Höhe des Hebesatzes direkt nach der 

Sommerpause
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TOP 8 Verschiedenes 

 

Homepage der Gemeinde 

Gemeinderat Michael Martin spricht sein Lob bezüglich der aktualisierten 
Homepage aus. Die Strukturierung und die zur Verfügungstellung der 
Gemeindesatzungen gegrüßt er ausdrücklich. Die Verwaltung erläutert in diesem 
Zusammenhang, dass die Homepage bisher nur inhaltlich und strukturell 
angepasst wurde. Die optische Neuaufsetzung erfolgt in Kürze. 

 

Holzrechte Schützenverein Zastler 

Ortsvorsteher Eugen Schreiner erkundigt sich danach, ob eine Holzliste vom 
Schützenverein Zastler vorgelegt wurde und die Angelegenheit in Bearbeitung sei. 
Bürgermeister Vosberg bestätigt dies. Aktuell wird geprüft, ob eine 
Holzberechtigung vorliegt. Danach wird über das weitere Vorgehen entschieden. 
Sollte kein Holzrecht bestehen wäre eine Beschlussfassung im Gemeinderat hierzu 
nicht notwendig, da auf Grund des Wertes der Holzliste die Entscheidung Teil der 
laufenden Verwaltung wäre. 
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TOP 9 Frageviertelstunde 

 

Von den Zuhörern werden keine Fragen gestellt. 
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